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eben den bis zum Bersten gefüllten
Bücherregalen mit naturwissen-
schaftlicher Literatur über den Kli-

mawandel findet man in letzter Zeit eine
wachsende Sammlung von Büchern über die
Ethik des Klimawandels. Das ist wenig er-
staunlich, ist doch der anthropozentrische Kli-
mawandel das größte Problem, dem sich die
Menschheit gegenübersieht. Die Auswirkun-
gen des Klimawandels stellen eine ernste Be-
drohung für die Rechte und Freiheiten
gegenwärtig lebender und zukünftiger Perso-
nen dar und werden die Ungleichheiten zwi-
schen reichen und armen Staaten noch weiter
verschlimmern. Im Wesentlichen lassen sich
an dieser Stelle vier unterschiedliche ethische
Konzepte unterscheiden:
- Verteilungsgerechtigkeit: Die Kapazität der
Atmosphäre, CO2e zu absorbieren, ist be-
grenzt. Das zulässige Niveau an CO2e-Emis-
sionen ist demzufolge dann gerecht, wenn es
Jedem das Recht zugesteht eine bestimmte
Menge CO2e in die Atmosphäre abzugeben.
Die Ausstoßrechte sind jedoch begrenzt, was
heißt, dass die Nachfrage die Verfügbarkeit
übersteigt. Gängige Prinzipien der Vertei-
lungsgerechtigkeit können angewandt werden.
In analoger Weise zur etablierten Praxis der
Aufteilung anderer knapper Güter (Nahrung,
Wasser, Wohnraum) zwischen Haushalten
könnte auch die Kapazität der Erdatmosphäre,
CO2e aufzunehmen, unter den Menschen auf-
geteilt werden. 
- Internationale Gerechtigkeit: Hierbei geht es
um die Gerechtigkeit zwischen verschiedenen
Staaten, ohne Rücksicht auf die Verteilungs-
praxis, die in den jeweiligen Staaten angewen-
det wird. Tatsächlich sind es nicht die
Staatsbürger, sondern die Staaten und ihre po-
litischen Führer, die in der internationalen
Arena über Emissionsrechte entscheiden.
Reine Verteilungsgerechtigkeit (s.o.) könnte
erst dann umgesetzt werden, wenn ein einziges
Weltparlament existierte, welches die Ressour-
cen gerecht unter seinen Bürgern aufteilte. In
der Realität ist die internationale Arena jedoch
in miteinander um Einfluss ringende Natio-
nen aufgeteilt, die unterschiedliche Verhand-
lungspositionen inne haben und oftmals eng
definierte nationale Interessen verfolgen.
- Generationengerechtigkeit: Hierbei geht es
um die Gerechtigkeit zwischen den Mitglie-

dern unterschiedlicher Generationen, bei der
jede Generation durch ein durchschnittliches
Individuum repräsentiert wird. Die CO2e -
Aufnahme der Atmosphäre ist, gemessen am
menschlichen Zeitverständnis, nicht über
einen bestimmten ppm-Wert steigerbar, ohne
dass es zu einem gefährlichen Temperaturan-
stieg (z.B. mehr als 2 Grad) kommt. Wie sollte
diese einzigartige Fähigkeit unserer Umwelt
zwischen den Mitgliedern verschiedener Ge-
nerationen aufgeteilt werden? Jede Generation
steht dem Problem gegenüber, dass sie jeweils
nur schätzen kann, wie effektiv und effizient
kommende Generationen die Verringerung
der Emissionen betreiben können. Jede Gene-
ration hat die Pflicht, sich nicht vom Wunsch-
denken leiten zu lassen. Ein weiteres
Argument ist, dass alle bedeutenden Treib-
hausgase nach ihrem Ausstoß noch viele Jahr-
zehnte in der Atmosphäre verweilen. Die
kumulierten Emissionen sind schon heute so
hoch, dass wegen der Trägheit des klimati-
schen Systems zukünftige Generationen unter
unserem Handeln (und dem unserer Vorfah-
ren) leiden werden.
- Historische Gerechtigkeit: Industrialisierte
Staaten tragen die Hauptlast der historischen
Verantwortung für den Klimawandel, doch
die Regionen, die am stärksten unter den Fol-
gen der globalen Erwärmung leiden, sind Ent-
wicklungsländer. Sollten die gegenwärtigen
Einwohner der größten Klimasündernationen
die Opfer des Treibhausgasausstoßes ihrer
Vorfahren entschädigen? Schulden z.B. die ge-
genwärtigen US-Bürger den gegenwärtigen
Einwohnern Bangladeschs Schadensersatz für
das Fehlverhalten ihrer Vorfahren?
Historische (oder ausgleichende) Gerechtig-
keit wird oftmals mit Generationengerechtig-
keit zu einer Gruppe zusammengefasst, da sich
beide mit Gerechtigkeit in zeitlicher Dimen-
sion auseinandersetzen. Aber das ist bloss ein
analytischer Kurzschluss. Die ausgleichende
(oder historische) Gerechtigkeit unterteilt eine
Generation in Gruppen, d.h. zumindest eine
geschädigten Gruppe und mindestens eine
Schädigergruppe. Dagegen konzentriert sich
die Generationengerechtigkeit normalerweise
darauf, wie ungerechte Handlungen oder
 Politiken das Wohlergehen eines typischen
Mitglieds einer folgenden Generation beein-
flussen.

Seinem interdisziplinären Ansatz folgend,
führt das JfGG 3/2009 Aufsätze aus verschie-
denen Disziplinen zusammen, namentlich
Ethik (Lumer), Erkenntnistheorie (Hiller-
brand), Soziologie (Rothe) und Politikwissen-
schaft (Oleson et al.). Christoph Lumers
(Universität von Siena, Italien) Artikel führt
ein neues Kriterium für unsere moralischen
Pflichten an, dass er ‚progressiven Normwel-
farismus’ nennt. Er leitet daraus das Prinzip
‚Entwicklungsländer sind nicht zu schädigen’
ab. Im zweiten Artikel wirft Rafaela Hiller-
brand (RWTH Aachen) die Frage auf,
 inwieweit erkenntnistheoretische Unsicher-
heiten für praktische Entscheidungen von Re-
levanz sind. Es wird aufgezeigt, dass das
Vorsorgeprinzip in einem angemessen
 Umgang mit Ungewissheiten, die beim Kli-
mawandel auftreten, versagt. Einem sozial-
konstruktivistischen Ansatz folgend, zeigt Delf
Rothe (Helmut-Schmidt-Universität, Ham-
burg), wie sich die Interessen der Akteure bei
Klimakonferenzen zwischen Rio 1992 und
heute verändert haben. Demzufolge gewann
eine Strategie der Anpassung als ein notwen-
diger Bestandteil der Klimapolitik immer
mehr an Akzeptanz, während Vermeidungs-
strategien an Boden verloren. Kirsten Oleson,
Lauren Hartzell und Michael D. Mastrandrea
(Stanford University, USA) untersuchen die
Chancen eines Klimaabkommens der Schlüs-
selnationen, die für 90 Prozent der gegenwär-
tigen Emissionen verantwortlich sind (anstelle
eines weltweiten Abkommens). 

Wir hoffen, dass Ihnen die Artikel der aktuel-
len Ausgabe gefallen werden.

Jörg Tremmel
Chefredakteur
London School of 
Economics and 
Political Science

Edward Page
Gastredakteur
University of Warwick

Konrad Ott
Gastredakteur
Ernst-Moritz-Arndt-
Universität Greifswald
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Klimawandel, Generationengerechtigkeit und Entwicklung
von Prof. Dr. Christoph Lumer

bstract: ema dieses Artikels ist die
Verteilungsgerechtigkeit bei der Fi-
nanzierung der Verringerung von

Treibhausgasemissionen. Nach der Abgrenzung
der diversen Fragen der Verteilungsgerechtig-
keit beim Klimawandel (Abschnitt 1) und der
Herausarbeitung der Finanzierungsfrage (Ab-
schnitt 2) wird untersucht, ob es bereits gel-
tende moralische Normen gibt, die diese Frage
beantworten. Es wird argumentiert, dass sol-
che Normen erst noch konstruiert werden müs-
sen. Als Basis für die weitere Diskussion wird
ein Kriterium für moralische Verpflichtungen
vorgeschlagen, der progressive Normwelfaris-
mus, das den konstruktivistischen Gedanken
aufnimmt (Abschnitt 3). Diese ethischen, in-
tuitiv moralischen und politischen Überlegun-
gen gelangen alle zu demselben Vorschlag:
‚Keine Schädigung der Entwicklungsländer‘
(Abschnitt 4).

Fragen der Verteilungsgerechtigkeit beim
Klimawandel
Der Klimawandel wirft mehrere Fragen zur
intergenerationellen, internationalen und
innerstaatlicher Gerechtigkeit auf, insbeson-
dere: 1. Reduktionsziel: Um wie viel sollte der
Treibhausgasausstoß reduziert werden? 2.
Maßnahmen-Mix: Wie weit sollten wir uns
auf Emissionsreduzierung verlassen, und wie
weit auf Anpassungs-, Abschwächungs- und
Ausgleichsmaßnahmen? 3. Finanzierung:
Wer soll wie viel für diese Maßnahmen be-
zahlen? ema des Artikels ist die Frage 3.
Die Wichtigkeit und Dringlichkeit dieser
Frage ist neuerdings durch verschiedene
Entwicklungen (wieder) deutlich gemacht
worden. 2006 lag der rapide ansteigende
CO2-Ausstoß Chinas zum ersten Mal höher
als der der USA, die jahrzehntelang der
größte Emittent waren. Seit 2005 stoßen die
Industriestaaten weniger CO2 aus als der
Rest der Welt. Während der Treibhausgas-
ausstoß in den 1990er Jahren noch um 0,9
% pro Jahr zunahm, stieg der Zuwachs im
ersten (noch nicht abgeschlossenen) Jahr-
zehnt des neuen Millenniums (2000-2007)
auf 3,5 % pro Jahr. Nachdem die Kohlen-
stoffintensität der Wirtschaft (d.i. die Menge
an ausgestoßenem CO2 pro Euro BIP) seit
Jahrzehnten gesunken war, stieg sie in den

Jahren 2003-2005 wieder an – trotz der Be-
mühungen zahlreicher Unterzeichner des
Kyoto-Protokolls, die Emissionen zu dros-
seln. 

Der Hauptgrund dieser Trendwende ist der
massive Anstieg des Energieverbrauchs in
China und Indien, der hauptsächlich durch
– veraltete – Kohleverbrennung gedeckt
wird.1 Dies sind auch Probleme der Vertei-
lungsgerechtigkeit, denn China und Indien
erkennen keine starken Pflichten zur Emis-
sionsreduzierung an. Sie akzeptieren nicht,
dass sie eine Begrenzung ihrer Emissionen
mit starken Einschränkungen ihrer wirt-
schaftlichen Entwicklung bezahlen sollen –
insbesondere vor dem Hintergrund, dass die
viel reicheren Industriestaaten, die pro Kopf
mehr verschmutzen, keine analogen Ent-
wicklungsbeschränkungen erdulden muss-
ten, als sie sich auf einem vergleichbaren
Entwicklungsstand befanden, und dass sie
für den Großteil der Zunahme der atmo-
sphärischen Treibhausgaskonzentration seit
der industriellen Revolution verantwortlich
sind.

Die Abgrenzung der Finanzierungsfrage
Handelbare Emissionszertifikate sind nicht
nur ein wichtiges wirtschaftliches Instru-
ment, um die Verringerung des Treibhaus-
gasausstoßes effizienter zu gestalten, sondern
auch ein analytisches Hilfsmittel zur – zu-
mindest tendenziellen – Unterscheidung der
Frage nach Reduktionszielen (Frage 1) von
der Frage nach der Finanzierung dieser Re-
duktion (Frage 3).2 Die Frage nach den Re-
duktionszielen entspricht der Festlegung der
Gesamtzahl an Emissionszertifikaten, die Fi-
nanzierungsfrage hingegen entspricht der
Festlegung der Zertifikatsverteilung. Letzte-
res gilt, weil, sofern der Zertifikatshandel or-
dentlich funktioniert, der Besitz von
Zertifikaten gleichbedeutend mit dem Be-

sitz einer bestimmten Menge an Kapital ist.
Die Antworten auf diese beiden Fragen sind
jedoch nur teilweise voneinander zu tren-
nen; denn gerechte Lösungen hängen vom

umfassenden Wohl-
 ergehen der Men-
schen unter den
entsprechenden Re-
 gulierungen ab,
und dieses Wohler-
gehen hängt wie-
derum von allen

Faktoren ab, die durch die beiden Fragen be-
einflusst werden: den vielen direkten Aus-
wirkungen einer mehr oder weniger warmen
Erde (von drückenden Hitzewellen bis zu
Klimatoten z.B. durch Unterernährung),
wirtschaftlichen Vermeidungskosten und
der wirtschaftlichen Entwicklung. Auch
wenn die Frage nach den Reduktionszielen
zunächst eher als ein Problem der Genera-
tionengerechtigkeit und die Frage nach der
Finanzierung der Reduzierung als eine Frage
der internationalen Gerechtigkeit erscheint,
so gilt auch dies nur tendenziell; denn inter-
generationelle und internationale Gerech-
tigkeit sind aus mindestens zwei Gründen
miteinander verflochten: Wenig ambitio-
nierte globale Reduktionsziele (intergenera-
tionelle Gerechtigkeit) führen zu mehr
Schäden in ärmeren Länder (internationale
Gerechtigkeit), weil diese Länder im Allge-
meinen viel verwundbarer sind (aufgrund
ihrer geografischen Lage wird ihre Land-
wirtschaft stärker beeinträchtigt, zudem
haben sie weniger Geld für Anpassungs-
maßnahmen). Und starke Reduzierungs-
pflichten bzw. eine geringere Zahl von
Zertifikaten für ärmere Länder heute (inter-
nationale Gerechtigkeit) führen ceteris pari-
bus zu weniger Entwicklung und dadurch zu
mehr relativer Armut in der Zukunft (inter-
generationelle Gerechtigkeit). Gleichwohl
kann man zur Komplexitätsreduzierung
und, um die unüberschaubare Zahl mögli-
cher Optionen zu begrenzen, eine der Va-
riablen grob festlegen, indem man für sie
mehr oder weniger plausible Werte aus an-
deren Diskussionen übernimmt, und ver-
sucht, auf dieser Grundlage eine begründete
Antwort auf die zweite Frage zu geben. 

A
Wenn wir nicht aufhören alle 24 Stunden 70 Millionen
 Tonnen Klima erwärmende Schadstoffemissionen in die
 Atmosphäre auszustoßen, was wir in diesem Moment tun
(…), wird die andauernde Beschleunigung dieser Verschmut-
zung die Zukunft der menschlichen Zivilisation zerstören. 
/Al Gore/

Intergenerational Justice Review
Volume 9 · Issue 3/2009

88

JFG_09_07_deutsch  26.02.10  09:50  Seite 88



Intergenerational Justice Review
Volume 9 · Issue 3/2009

des Kyoto-Protokolls profitiert.) Deshalb
funktioniert die übliche Drohung in Ver-
handlungen, nämlich dass ohne gemeinsame
Übereinkunft und insbesondere ohne eigene
Zustimmung jeder beim Status quo bleibt,
in diesem Fall nicht. Eine nichterzwungene
Übereinkunft muss auf einer Basis jenseits
der eigenen Erwartungen aus einem besse-
ren Klimaerwartungen entstehen, insbeson-
dere auf moralischen Gründen, wie etwa
dem Wunsch fair zu handeln oder einen Bei-
trag zu einer besseren Zukunft zu leisten.
Zweitens können Verträge nur zwischen le-
benden Personen geschlossen werden. Indes
würden die größten Vorteile eines Vertrages

(und Nachteile im Falle eines Scheiterns) zu-
künftigen Personen zukommen; in einem
gerechten Vertrag müssen deren Interessen
natürlich berücksichtigt werden. Weil sich
deren Interessen jedoch nicht mit denen der
heute lebenden Personen decken und stär-
kere Umweltinvestitionen erfordern, ver-
langt ein gerechter Vertrag ein moralisches
Engagement jenseits der  Befriedigung per-
sönlicher Interessen der heutigen vertrags-
schließenden Parteien. Drittens, selbst wenn
Klimaschutz kein öffentliches Gut wäre (so
dass nur Vertragspartner von den Verbesse-
rungsmaßnahmen profitieren), wären die
möglichen Schäden sowie die Vor- und
Nachteile dennoch derart ungleichmäßig
verteilt, dass ein lediglich rationaler Vertrag
(z.B. im Sinne der Nash-Lösung) von einer
gerechten Lösung weit entfernt wäre – wie
oft bei rationalen Verträgen. So mag es zwar
ein rationales, wenn auch moralisch verab-
scheuungswürdiges, Ergebnis sein, dass die
am meisten Benachteiligten die stärksten
Verschmutzer für deren Verringerung ihres
Treibhausgasausstoßes bezahlen müssten.
Also erfordert ein moralisch gerechter Ver-
trag wieder ein moralisches Engagement
über die Verfolgung der persönlichen Inter-
essen der jeweiligen Partei hinaus.
Was könnte zu einem derartigen morali-
schen Engagement motivieren? Die stärkste
Form des Antriebes wären moralische Ver-
pflichtungen, die von formalen, d.h. rechtli-
chen, Normen gestützt werden. Das
Problem dabei ist, dass es solche Normen
noch nicht gibt; der gerade abzuschließende
gerechte Vertrag sollte genau solch eine

von 1990 (5,85 Gt C/Jahr) bis 2007 (8,1 Gt
C/Jahr) um ca. 39 % gestiegen sind (China
alleine: Anstieg von 0,7 auf 1,8 Gt C/Jahr),6

dann erscheint die moralisch beste Option
inzwischen beinahe unerreichbar. Deshalb
geht die folgende Darstellung davon aus,
dass die internationale Staatengemeinschaft
im günstigen Fall vorerst nur nach einer star-
ken Reduktion bis 2030 streben wird.

Gibt es effektive moralische Normen für
das Finanzierungsproblem? – Ein Plä-
doyer für den ethsichen Konstruktivismus
und den progressiven Normwelfarismus
Bei Berücksichtigung der Interessen zu-
künftiger Menschen könnte die Verringe-
rung des Treibhausgasausstoßes eine
moralische Pflicht sein. Allerdings bildet der
Treibhausgasausstoß für die heute lebenden
Menschen (und die sie repräsentierenden
Staaten), wie viele andere Umweltprobleme
auch, ein n-Personen-Gefangenen dilemma:
(i) für (beinahe) jeden sind höhere Treib-
hausgaskonzentrationen schlechter als (ii)
die niedrigeren Konzentrationen, die durch
weltweite Zusammenarbeit bei der Reduzie-
rung erreicht werden könnten,7 aber (iii)
wenn nur wenige sich stark engagieren, ist
ihre Situation letztlich schlechter, als wenn
sie sich gar nicht engagieren würden (denn
die einzelnen Bemühungen sind teuer, aber
die weltweite Verringerung ist nur margi-
nal); (iv) bei den Reduzierungsbemühungen
der großen Mehrheit "schwarz" mitzufahren
ist aus eigennütziger Perspektive die beste
Alternative (der Schwarzfahrer profitiert
vom "besseren Klima", ohne dafür zu be-
zahlen). Die offensichtlichste und in diesem
Fall wohl einzige Lösung für dieses Dilemma
(d.h. dass die Vernunft von den ‚Egoisten’
erfordert, nicht zu kooperieren, was wie-
derum bedeutet ihre Emissionen nicht zu
verringern, obwohl eine gegenseitige Zu-
sammenarbeit für jeden Einzelnen besser
wäre) ist ein verbindlicher Vertrag, der ge-
genseitige Kooperation erzwingt.
Trotzdem ist diese Strategie, sich einfach auf
einen Vertrag zu verlassen, aus mehereren
Gründen problematisch, die es erfordern,
kontraktualistische Vorschläge um eine mo-
ralische Komponente zu ergänzen. Erstens
ist ein besseres Klima, das Ziel der Zusam-
menarbeit, ein öffentliches Gut (präziser:
eine gemeinsam genutzte Senke). Dies
 bedeutet, dass auch diejenigen, die den Ver-
trag nicht unterzeichnen von den Anstre-
gungen der Unterzeichner profitieren. (Die
USA haben auf diese Weise als Schwarzfah-
rer von den Bemühungen der Unterzeichner

Um die Finanzierungsfrage zu beantworten,
brauchen wir also eine grobe Vorstellung
von den Reduktionszielen. Allerdings wur-
den in der Literatur reichlich divergierende
Ziele vorgeschlagen. Eine Ursache dieser Di-
vergenz sind die große Disparitäten der Vor-
und Nachteile der möglichen Optionen.
Einfache moralische Prinzipien erlauben es
nicht, alle diese Vor- und Nachteile einzu-
beziehen und gegeneinander abzuwägen.
Für diesen Zweck werden komplexe und
ausgearbeitete Modelle benötigt, die alle
Vor- und Nachteile in einer gemeinsamen
„Währung“ quantifizieren. Die Währung
der Ökonomen ist das Geld; sie schlagen
normalerweise eher moderate Reduktions-
ziele vor. Die meisten Ethiker sind jedoch
der Meinung, dass Geld nicht den wirkli-
chen moralischen Wert von Dingen erfassen
kann;  viele von ihnen ziehen das Wohlerge-
hen oder den Nutzen als Einheit vor. Von
ihr wird erwartet, dass sie bestimmten Schä-
den, wie dem Tod, mehr Gewicht verleiht
und somit zu weitaus strengeren Redukti-
onszielen führt. Allerdings sind Wohlfahrts-
berechnungen, in denen das Wohlergehen
als allgemeine Währung genutzt wird, noch
komplizierter als die Monetarisierung, daher
sind adäquate Berechnungen nach wie vor
ein Desiderat. Ich habe eine solche Studie
unternommen,3 die auch die Anwendung
verschiedener ethischer Standardkriterien
mit einschließt. Aufgrund der Konvergenz
dieser Kriterien könnten die Ergebnisse die-
ser Studie bezüglich der moralisch besten
und moralisch notwendigen CO2-Redukti-
onsziele eine starke Basis für die Bildung
eines Reduktionsziels im vorliegenden Kon-
text bieten.
In der Studie werden vier Optionen unter-
sucht, nämlich a1: weiter wie bisher, a2:
 globale Stabilisierung des Treibhausgasaus-
stoßes auf dem Niveau von 1990, a3: starke
(25 %) Reduzierung des Treibhausgasaus-
stoßes gegenüber dem Niveau von 1990 bis
zum Jahr 2015, a4: nachhaltige (60 Prozent)
Reduzierung des Treibhausgasausstoßes im
Vergleich zu 1990 bis zum Jahr 2035. (Eine
50-70-prozentige Emissionsreduzierung ist
notwendig, um die üblicherweise vorherge-
sagten Schäden zu verhindern.4 Im Jahr
1990 bedeutete nachhaltige Reduzierung
eine Absenkung auf etwa 0,4 t Kohlenstoff
pro Kopf und Jahr.) Nachhaltige Reduzie-
rung (a4) erwies sich nach der großen Mehr-
heit der hinzugezogenen moralischen
Kriterien als die moralisch beste bzw. gebo-
tene Alternative.5 Wenn man jedoch be-
denkt, dass die jährlichen CO2-Emissionen
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ses Prinzip bei den Treibhausgasemissionen
fordert. Es könnte Zahlungen für Schäden
aus der Überschreitung der Grenzen nach-
haltiger Emissionen verlangen – aber an wen
soll gezahlt werden? An zukünftige Genera-
tionen, indem man in eine Art Fonds inve-
stiert, aus dem diese dann entschädigt
werden? Auch dies ist weit davon entfernt,
normale Praxis zu sein, also ist es auch keine
informell geltende soziale Norm. Und wäre
außerdem nicht eine Erhöhung des natio-
nalen Kapitals die beste Investition? Und
weil wir dies sowieso anstreben, würde die
wichtigste Änderung gegenüber der heuti-
gen Praxis nicht uns, sondern unsere Erben
betreffen (die einen Teil des ererbten Kapi-
tals dafür verwenden müssten, jene zu ent-
schädigen, die jenseits der nationalen
Grenzen Schäden erleiden). Eine stärkere In-
terpretation des Verursacherprinzips fordert,
dass wir auch die sogenannten „historischen
Schulden“ bezahlen, d.h. Schäden, die
durch übermäßige Emissionen in der Ver-
gangenheit angerichtet wurden. Auch wenn
man wieder außer Acht lässt, was "übermä-
ßig" implizieren soll, ist es fragwürdig, ob
heutige Menschen überhaupt solche histori-
schen Schulden haben können, die aus den
Aktivitäten ihrer Vorfahren oder aus ihren
eigenen Aktivitäten vor dem allgemeinen
Bekanntwerden der schädlichen Auswir-
kungen des Treibhausgasausstoßes, d.h. ca.
1990, resultieren. Und da zu jenem Zeit-
punkt unmittelbare und drastische Emissi-
onskürzungen auf ein nachhaltiges Niveau
das Weltwirtschaftssystem und damit andere
Menschen massiv beeinträchtigt hätten, ist
es ebenfalls fraglich, ob alle Emissionen nach
1990 über diesem Niveau historische Schul-
den generiert haben. (Die Diskussion der hi-
storischen Schulden wird unten noch
einmal aufgegriffen.)
Am Ende der Diskussion scheint es, als gäbe
es nicht einmal halbwegs klare moralische
Normen zur Finanzierung der Treihausgas-
reduzierungen, die bereits informell sozial in
Kraft sind. Auf der anderen Seite scheint zu-
mindest eine vage informelle soziale Norm
zu entstehen, gemäß der man seine Verant-
wortung als Treibhausgasproduzent gegen-
über verwundbaren und zukünftigen
Menschen anerkennen und seine Emissio-
nen reduzieren muss,  wenn dies nicht kost-
spielig ist, sowie eventuell eine weitere Norm
für Politiker, stärkere Emissionsreduzierung
rechtlich verbindlich zu machen.9 (Die in-
ternational weit verbreitete Empörung über
die Hardliner-Aktivitäten des früheren US-
Präsidenten George W. Bush und seiner An-
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hänger wären ein Teil des Sanktionsverhal-
tens, das zu dieser informellen sozialen
Norm gehört.) Auch wenn die Tatsache, dass
diese Normen soziale Geltung bekommen,
ein moralischer Fortschritt ist, so sind sie
doch vage und schwach:10 Für die Lösung
des Problems fordern sie zu wenig, sie liefern
nicht viel Motivation und können daher
nicht als Leitlinien für strengere rechtliche
Normen fungieren.11

Eine noch schwächere Form von morali-
scher Verpflichtung, die vielleicht morali-
sches Verhalten bei der Klimafrage
verbindlich machen könnte, könnte aus mo-
ralischen Normen resultieren, die ontolo-
gisch von der Art sind, wie sie von
Moralrealisten (wie Brink, McNaughton,
Schaber) vertreten werden, die denken, dass
es moralische Normen unabhängig von un-
seren subjektiven Einstellung gibt. In der
Metaethik ist die Idee einer solchen morali-
schen Realität jedoch aus ontologischen,
epistemologischen und praktischen Grün-
den scharf kritisiert worden.12 Hier ist nicht
der Ort, diese Argumente auszuführen. Ich
kann nur unterstellen, dass eine derartige
moralische Realität und die dazugehörigen
Normen wahrscheinlich nicht existieren.
Die positive Lehre, die man aus diesen
 Kritiken ziehen kann, ist, dass moralische
Realität ein von Menschen gemachtes Kon-
strukt ist, und dass strengere moralische
Normen, die wirklich bei der Lösung des
Problems der globalen Erwärmung helfen
könnten, auf sozialem Wege eingeführt und
durchgesetzt werden müssen, möglichst
durch rechtliche Normen.
Also gibt es keine Normen im deontologi-
schen Sinne und demzufolge keine Ver-
pflichtungen im engeren Sinne, abgesehen
von den rechtlichen und sozial gültigen

Normen. Nicht alle rechtlichen und sozia-
len Normen sind jedoch sofort moralische
Normen und Verpflichtungen – man denke
z.B. an rassistische Gesetze -, sondern nur
solche, die moralisch begründet werden
können, nämlich dass sie gemäß einer Kon-
zeption des moralisch Guten moralisch gut
sind. Die am breitesten akzeptierte Familie
solcher Konzeptionen ist wohlfahrtsorien-

90

Norm konstituieren.
Ein deutlich schwächerer, zumindest lang-
fristig aber doch starker Antrieb wären
 moralische Verpflichtungen, die von infor-
mellen sozialen Normen gestützt werden, d.h.
von weitgehend allgemein befolgten Hand-
lungsweisen, deren bekannt gewordene
Nichtbeachtung durch informelle, von be-
liebigen anderen moralischen Subjekten ver-
abreichte, Sanktionen bestraft wird – von
Äußerungen der Missbilligung bis hin zur
Lynchjustiz. Die offensichtlichsten Kandi-
daten für solche informell geltenden Nor-
men sind das Schädigungsverbot und das
Verursacherprinzip. 
Beim Schädigungsverbot ist jedoch nicht of-
fensichtlich, was es in diesem Fall fordert.
Wörtlich genommen schadet jeder Atemzug
anderen Menschen, da er (wenn auch mar-
ginal) die Konzentration von Treibhausga-
sen in der Atmosphäre erhöht. Natürlich
wäre es absurd zu verlangen, das Atmen zum
Schutz der anderen Menschen einzustellen.
Das Problem ist, dass jede, selbst eine mar-
ginale Emission nur dann schädlich ist,
wenn andere bereits ungemein viel emittie-
ren. Eine sinnvollere Interpretation des
Schädigungsverbots ist, zuerst das das glo-
bale Niveau unschädlicher, d.h. nachhalti-
ger Treibhausgasemissionen zu bestimmen,
zweitens dieses globale Budget, z.B. in ega-
litärer Weise, auf die Individuen umzulegen,
und drittens Überschreitungen dieser indi-
viduellen Budgets als Schädigungen nach
dem Schädigungsverbot anzusehen. Der
erste Schritt führt zu einer Regel, die der
oben genannten nachhaltigen Reduzierung
(Alternative a4) ähnelt, jedoch mit dem
wichtigen Unterschied, dass sie eine sofor-
tige nachhaltige Reduktion fordert. Die Tat-
sache, dass die große Mehrheit sich nicht an
diese Beschränkung hält,8 impliziert nach
der Definition einer ‚informellen‘ Norm be-
reits, dass eine derartige informelle Norm
nicht sozial in Kraft ist. Des Weiteren würde
eine unmittelbare Reduzierung aller Treib-
hausgasemissionen auf ein nachhaltiges Ni-
veau auch zu schweren wirtschaftlichen
Schäden für andere Personen führen, was
bedeutet, dass das Schädigungsverbot in
jedem Fall verletzt werden würde. Schließ-
lich ist der zweite Schritt, also die Gleich-
verteilung der Emissionsrechte, moralisch
nicht evident, denn diese Regel berücksich-
tigt weder interpersonell verschiedene
 Bedürfnisse und Kosten noch das Zah-
lungsvermögen.
Der Stand des Verursacherprinzips ist nicht
viel besser, denn es ist sehr unklar, was die-

Deine Enkelkinder werden es höchst-
wahrscheinlich unglaublich – oder
sogar sündhaft – finden, dass du
eine Gallone Benzin verbrannt hast,
um dir eine Schachtel Zigaretten zu
holen. 
/ Paul MacCready, Jr. /
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unter dem Namen “Minderung und Kon-
vergenz” (contraction and convergence),
zielt mittelfristig auf eine gleiche Verteilung
von Emissionszertifikaten an alle Personen
(Konvergenz) ab, wobei die Summe der Zer-
tifikate durch ein globales Reduktionsziel
festgelegt wird (Minderung). Der Zertifi-
katsegalitarismus ist ein spezieller Grundsatz
(er regelt nur die Zertifikatsverteilung), der
als Anwendung des (primären) moralischen
Prinzips ‘Ressourcenegalitarismus’ begrün-
det werden kann. Der Wohlfahrtsegalitaris-
mus, ein anderes (primäres) moralisches
Prinzip, führt hingegen nicht zum Zertifi-
katsegalitarismus, da eine gleiche Anzahl an
Zertifikaten für verschiedene Personen oft-
mals zu unterschiedlichen Niveaus des
Wohlergehens oder der Wohlfahrt führt.
Der Zertifikatsegalitarismus hat viele Unter-
stützer unter eoretikern gefunden.18

Historische Verantwortung ist ein Grundsatz,
der in Kombination mit anderen  Maximen,
z. B. Zertfikatsegalitarismus, angewendet
werden kann und der Verschmutzer, die in
der Vergangenheit die begründete Emissi-
onsgrenze überschritten haben, verpflichtet,
für die angerichteten Schäden zu bezahlen
(historische Schulden, vgl. Abschnitt 3). Üb-
licherweise wird die jeweilige Verantwortung
Staaten zugeschrieben, und die historische
Schuld wird auf einer egalitären Basis be-
rechnet, d.h. überzogene Emissionen ent-
sprechen den tatsächlichen Emissionen,
abzüglich des individuellen Emissionenbud-
gets multipliziert mit der Bevölkerungs-
größe. Historische Mehremissionen wurden,
ausgehend vom Jahr 195019 oder sogar
1800,20 berechnet und ihre Wiedergutma-
chung vorgeschlagen. Das Prinzip der histo-
rischen Verantwortung hat vor allem unter
Freunden armer Ländern Unterstützer ge-
funden.21

Kein Schaden für Entwicklungsländer (KSE)
ist ein Verteilungsprinzip, nach dem, auf der
Grundlage einer Aufteilung der Länder in
drei Gruppen, die reichen Länder (OECD
und reiche OPEC-Länder) neben ihrer ei-
genen Emissionsreduktion zusätzlich die
Treibhausgassenkung armer Entwicklungs-
länder (und vielleicht armer Schwellenlän-
der) bezahlen, während die mittlere
Ländergruppe nur ihre eigenen Emissions-
reduzierungen bezahlt. Nach dem Zertifi-
katsegalitarismus würden die Summe der
Emissionszertifikate für reiche Länder weit
unter ihren gegenwärtigen Emissionen lie-
gen. Derzeit überschreiten jedoch sogar ei-
nige der armen Länder ihre egalitären
Emissionsgrenzen, so dass diese Länder bei
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Ein Vorschlag zur Konstruktion der Fi-
nanzierungsnorm: Keine Schädigung der
Entwicklungsländer
Progressiver Normwelfarismus ist ein grund-
legendes und generelles Kriterium für mo-
ralische Bewertungen und moralische
Pflichten (sozusagen ein „primäres Prinzip“).
Nun müssen wir nach konkreteren und spe-
zifischeren Grundsätzen, Direktiven oder
Normen (oder, etwas paradox ausgedrückt,
nach sekundären „Prinzipien“) suchen, wel-
che durch primäre moralische Prinzipien be-
gründet sind und auf speziellere Situationen
anzuwenden sind, wie etwa das Finanzie-
rungsproblem. Das Schädigungsverbot und
das Verursacherprinzip sind bereits solche
spezifischen Grundsätze genau wie die im
Folgenden diskutierten Lösungen.
Gemäß der Diskussion im zweiten Ab-
schnitt kann die Finanzierungsfrage auf die
Frage nach der Verteilung von (einer verrin-
gerten Anzahl an) Emissionszertifikaten re-
duziert werden. In der Vergangenheit
wurden viele Vorschläge zu dieser Verteilung
diskutiert. Manche von ihnen sind ziemlich
implausibel, so dass man sie schnell verwer-
fen kann. Dies gilt insbesondere für das so
genannte Großvaterprinzip und für eine
Verteilung gemäß dem BIP.
Das Großvaterprinzip fordert, Emissionszer-
tifikate proportional zu aktuellen Emissio-
nen zu verteilen, so dass jede Nation ihren
Ausstoß um denselben Faktor verringern
muss. Dieses Prinzip belohnt gegenwärtige
Emissionsineffizienzen (d.h. ineffizienten
Nutzen der begrenzten Aufnahmekapazitä-
ten der Erde), behindert oder verhindert
sogar die Entwicklung in Dritte-Welt-
Ländern, und ist nach allen wichtigeren
eorien der Verteilungsgerechtigkeit, wie
Wohlfahrtsegalitarismus, Prioritarismus,
Grundbedürfnisprinzip,15 Wohlfahrts-Lexi-
min oder Utilitarismus, äußerst ungerecht.
Eine Verteilung gemäß BIP, welche von
Wirth/Lashoff und Cline als Komponente
eines umfangreicheren Verteilungsmodells17

vorgeschlagen wurde, unterscheidet sich von
der Großvaterverteilung, da der Treibhaus-
gasausstoß nicht proportional zum BIP ist.
Daher belohnt es Emissionseffizienz bis zu
einem gewissen Grad. Verteilung gemäß BIP
privilegiert jedoch die reichen und behindert
die Entwicklung von armen Ländern und ist
daher ebenfalls ungerecht.
Einige Verteilungsvorschläge, die eine
gründlichere Diskussion verdienen, sind fol-
gende:
Der Zertifikatsegalitarismus, bekannt gewor-
den durch das Global Commons Institute

tiert, d.h. sie konzipiert die moralische
Wünschbarkeit eines Objektes p als eine
Funktion der individuellen Nutzen von p.
Eine solche Konzeption ist der Utilitarismus,
der moralische Attraktivität einfach mit der
Summe (oder dem Mittelwert) des Nutzens
von p für alle Individuen gleichsetzt. Eine
andere Konzeption ist der Prioritarismus,
welcher der Verbesserung der Lage der
schlechter gestellten Menschen mehr Ge-
wicht beimisst, um so mehr Gewicht, je
schlechter diese Menschen gestellt sind. Eine
weitere Konzeption ist der moderate Wohl-
fahrtsegalitarismus, welcher neben der
Summe der individuellen Nutzen egalitärere
Verteilungen höher bewertet. Im Folgenden
setze ich eine dieser Konzeptionen des mo-
ralisch Guten  voraus; für den vorliegenden
Zweck ist es jedoch nicht wichtig, festzule-
gen welche.13

Wenn unsere moralischen Verpflichtungen
(im engen Sinne) nicht über das hinausge-
hen, was moralisch gute rechtliche und so-
zial gültige Normen verlangen, dann ist dies
weit weniger, als wir eigentlich moralisch
tun könnten. Die meisten Utilitaristen hal-
ten es für zu wenig und postulieren eine mo-
ralische Pflicht, stets das moralisch Beste (im
utilitaristischen Sinn) zu tun. Dies wurde je-
doch als eine übertriebene Forderung und
als moralische Ausbeutung kritisiert; außer-
dem wird hier abermals eine ontologisch ob-
skure Verpflichtung postuliert. Ein weitaus
ansprechenderer Mittelweg zwischen illuso-
risch-exzessiven Forderungen und der
 anspruchslosen Erfüllung schwacher Ver-
pflichtungen ist der progressive Normativis-
mus. Dieser versucht, die Standards der
moralischen Verpflichtungen zumindest hi-
storisch langfristig anzuheben. Er besagt er-
stens, dass moralisch verantwortliche Leute
politisch versuchen sollten, die moralisch be-
sten rechtlichen und informellen Normen,
die zur Zeit realisierbar sind, durchzusetzen
und damit historisch den Bestand an sozia-
len Normen zu verbessern, und zweitens,
dass jeder moralisch an solche Normen ge-
bunden ist. Der Progressive Normativismus
setzt folglich die konstruktivistischen Leh-
ren zur Realität moralischer Normen um.
Im Folgenden wird Wohlfahrtsorientierung
(Welfarismus) als die richtige Konzeption des
moralischen Wertes verstanden, und pro-
gressiver Normativismus wird als die richtige
Konzeption moralischer Normen vorausge-
setzt; ihre Kombinateion kann „progressiver
Normwelfarismus“ genannt werden.14
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Anwendung des Zertifkatsegalitarismus
einen beachtlichen Anteil ihrer Entwick-
lungskapazitäten in die Treibhausgasminde-
rung investieren müssten, was ihnen, in
gewisser Hinsicht, Schaden zufügt. Die Idee
von KSE ist es, diese Reduzierungskosten
für arme Länder zu übernehmen, indem
man ihnen mehr als den egalitären Anteil an
Emissionszertfikaten zuteilt und den reichen
Ländern einen geringeren Anteil. Shukla et
al. haben dieses Prinzip verteidigt.22 Ein Mo-
dell für die technische Umsetzung dieser
Idee ist die gemeinsame Implementierung,
bei der reiche Länder den armen Partner-
ländern hocheffiziente Energietechnologie
zur Verfügung stellen. Um die derzeit größ-
ten Verschmutzer in das Boot der Treib-
hausgasemissionen senkenden Länder zu
bekommen, muss die Definition von ‚arm‘
so festgelegt werden, dass China (und dem-
zufolge auch Indien) noch für einige Zeit als
arm zählt.
Aus wohlfahrtsethischer Perspektive – bei-
spielsweise aus der Perspektive des Utilita-
rismus, Prioritarismus, Wohlfahrts-Leximin
oder moderaten Wohlfahrtsegalitarismus –
ist KSE eindeutig moralisch besser als der
Zertifikatsegalitarismus. Obwohl der Zerti-
fikatsegalitarismus den sehr armen Ländern
nützt, die durch den Verkauf der von ihnen
ungenutzten Zertifikate hinzugewinnen
können, haben etwas besser gestellte Länder
bereits das egalitäre Limit überschritten oder
würden es bald unter weniger restriktiven
Bedingungen tun. Demzufolge müssen sie
auf weitere Entwicklung verzichten oder
mehr in Treibhausgas-effiziente Energiege-
winnung investieren. Die Idee von KSE ist
es, die reichen Länder dazu zu bringen, an-
stelle der armen Länder für diese Investition
zu bezahlen (wie im Zertifkatsegalitarismus),
da der resultierende Wohlfahrtsverlust in
reichen Ländern geringer sein wird. Der
erste Grund dafür ist der abnehmende
Grenznutzen des Einkommens, wonach der
Abzug eines Dollars vom Einkommen einer
armen Person deren Nutzen stärker senkt als
der Abzug eines Dollars vom Einkommen
einer reicheren Person. Aus diesem Grund
zieht bereits der Utilitatrismus KSE der ega-
litären Verteilung von Emissionszertifikaten
vor. Prioritarismus, moderater Wohlfahrts-
egalitarismus und Wohlfahrts-Leximin ver-
stärken diese Präferenz zusätzlich, da sie der
Nutzenänderung unter schlechter gestellten
Menschen mehr Gewicht geben als der glei-
chen Nutzenänderung unter besser gestell-
ten Menschen (Prioritarismus, Leximin)
oder weil ein Wohlfahrtstransfer von den
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Bessergestellten zu den Schlechtergestellten
positiv bewertet wird (Wohlfahrtsegalitaris-
mus). Ein dritter Grund, der diese Präferenz
noch weiter bekräftigt, ist der Kaufkraftun-
terschied des Geldes. Derselbe Dollar, der
auf dem internationalen Markt für den Kauf
von energieeffizienter Spitzentechnologie
ausgegeben wird, führt in einem armen
Land zu größeren Verlusten der Kaufkraft
für lokale Produkte als in einem reichen
Land.

Welches der beiden Prinzipien in der Wohl-
fahrtsethik vorzuziehen ist, ist evident. Ob
dieser Vorrang in Anlehnung an den fort-
schreitenden Normativismus in einen ent-
sprechenden Vertrag und eine gesetzliche
Norm übersetzt werden soll, hängt von der
Frage ab, ob dies die beste Norm ist, die rea-
lisiert werden kann. Da die Präferenzfrage
bereits geklärt wurde, hängt die Entschei-
dung nun von der Streitfrage ab, ob KSE
politisch realisierbar ist. Selbstverständlich
wird die überwiegende Mehrheit von Politi-
kern reicher Länder die Umsetzung dieses
Prinzips unverzüglich ablehnen, da es ein-
fach mehr kostet. Auf dem zweiten Blick
könnte die Finanzierung hocheffizienter
Energietechnologien in ärmeren Ländern
sich jedoch als einziger Weg zur gewünsch-
ten Emissionsreduktion herausstellen, da es
die einzige Möglichkeit sein könnte, diese
Länder dazu zu bringen, an einem global ab-
gestimmten Reduktionsbestreben zu parti-
zipieren. Ohne diese Art der finanziellen
und technischen Unterstützung werden
Entwicklungsländer (insbesondere China
und Indien), die auf ihr „Recht“ auf schnelle
Entwicklung bestehen, wahrscheinlich
damit fortfahren, ihre Entwicklung auf ko-
stengünstige und schmutzige Energietech-
nologien zu stützen und folglich teure, in
reichen Ländern unternommene Redukti-
onsmaßnahmen zunichte machen und so
den globalen Trend auf den Verschmut-
zungsweg bringen – ein Alptraumszenario.
Folglich ist KSE wahrscheinlich sogar die
einzige effektive Politik in Richtung einer
echten Eindämmung des Klimawandels.
Und diese Erkenntnis wird hoffentlich auch
das Verhalten realistischer Politiker ändern.
Dieses Argument hilft außerdem, ein offe-
nes Problem zu lösen, nämlich KSE durch
eine Festlegung der Obergrenze für Länder,

deren Treibhausgas-Senkung durch reiche
Länder finanziert werden soll, zu vervoll-
ständigen. Im Prinzip sprechen die Ein-
gangsargumente für KSE und gegen den
Zertifikatsegalitarismus (also geringerer
Nutzenverlust, wenn reiche Länder statt der
armen für die Reduktion bezahlen) dafür,
dasjenige durchschnittliche nationale Ein-
kommen, das identisch mit dem Welt-
durchschnitt ist (immer kaufkraftbereinigt),
als obere Grenze der passiven Subventions-
senkung anzunehmen. Das wäre gegen die
Idee des progressiven Normwelfarismus, das
unter anderem das Problem der moralischen
Überforderungen lösen soll. Der progressive
Normwelfarismus  verhindert diese Über-
forderung durch sein Kriterium für die die
Durchsetzung neuer Normen, dass die mo-
ralisch besten gegenwärtig realisierbaren
Normen durchzusetzen sind. Die Verbin-
dung aus Optimalität und Realisierbarkeit
führt zur richtigen Obergrenze. Der Kern
des Eingangsarguments ist, dass der Kon-
sum eines Euros in vergleichsweise armen
Ländern zu mehr Nutzen führt als der glei-
che Konsum in reichen Ländern. Dieses Ar-
gument würde aber zur Förderung der
Entwicklungszusammenarbeit mit den ärm-
sten Ländern führen, aber nicht zur Investi-
tion des Geldes in die Verbesserung der
Wohlfahrt in weitaus reicheren Ländern wie
etwa China. Indessen gibt es zwei ergän-
zende Mechanismen, welche die Nutzen ra-
dikal ändern. Erstens sind viele der durch
den Klimawandel drohenden Schäden im
Gegensatz zu den Schäden, die durch die ab-
solute globale Armut entstehen, Schwel-
lenphänomene (Wüstenbildung, Schmelzen
von Eisbergen etc.), so dass der Nutzen die
Übertretung dieser Schwellen zu verhin-
dern, besonders hoch ist. Zweitens würden
Handlungen, die zu effektiven Klimaab-
kommen führen, die die weltweiten Emis-
sionen radikal und effektiv dadurch
drosseln, dass sie alle Hauptemittenten ein-
beziehen, einen Nutzensprung gegenüber
der gegenwärtigen Situation bewirken. Die-
ser Sprung geht weit über den Nutzen hin-
aus, der dadurch gewonnen wird, den
Konsum aus reichen Ländern nach (bei-
spielsweise) China zu verlagern. Solch ein
Nutzensprung existiert – leider – nicht im
Bereich der Entwicklungszusammenarbeit.
China in das Boot eines solchen Klimaab-
kommens zu bekommen ist entscheidend
und von strategischer Wichtigkeit, weil
China der größte Emittent ist, dessen Emis-
sionen immer noch rapide steigen, und weil
China eines der reichsten für Subventionen
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Weil wir nicht an die zukünftigen 
Generationen denken, werden sie 
uns nie vergessen.
/ Henrik Tikkanen /
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in Frage kommenden Länder ist – de facto
denken viele im Westen, dass China viel zu
reich ist, um berechtigterweise Subventio-
nen erhalten zu können. Allerdings resultiert
der Nutzensprung nur aus der Erzielung des
effektiven Abkommens. Subventionen, die
über das für die Überzeugung strategisch
wichtiger Vertragspartner hinausgehen, füh-
ren nur zu der eingangs beschriebenen Ver-
schiebung des Konsums mit einer
Nutzenerhöhung, die, im Falle von China,
geringer wäre als die Steigerung, die durch
die Investition in gute Entwicklungshilfe für
die ärmsten Länder erreicht würde. Die
KSE-Norm, die auf der Basis dieser Überle-
gungen, vorgeschlagen werden kann, besagt,
dass die obere Anspruchsgrenze für Subven-
tionen geringfügig höher als das gegenwär-
tige Durchschnittseeinkommen in China
sein sollte, beispielsweise gleich dem für in
zehn Jahren erwarteten chinesischen Durch-
schnittseinkommen (kaufkraftbereinigt).
Diese Überlegungen zum moralischen Wert
der Subventionierung von Treihausgasemis-
siions-Senkung in relativ armen Ländern
gehen mit Überlegungen zur gegenwärtigen
Realisierbarkeit von KSE  einher. Derzeit
sind die meisten Menschen im Westen nicht
besonders großherzig gegenüber Chinesen,
da diese als verantwortlich für den Verlust
von Arbeitsplätzen in reicheren Ländern an-
gesehen werden. Obwohl diese Haltung
weder begründet noch gerecht ist, ist das ge-
rade vorgestellte strategische Argument wohl
das einzige, das diese Zweifler aus dem We-
sten überzeugen könnte, die vorgeschlagene
Norm zu akzeptieren - zusammen mit kon-
kreten Erfahrungen (z.B. von Hurricans),
das sonst die schlimmen Auswirkungen des
Klimawandelns auch ihre Heimat betreffen
würden.
Würde der progressive Normwelfarismus
das Prinzip der historischen Schuld über-
nehmen und die entwickelten Länder für
ihre “historischen Schulden” bezahlen las-
sen? Nein. Nach dem progressiven Norm-
welfarismus haben soziale Normen,
insbesondere die Pflicht zum Schadensersatz
und insbesondere das Verursacherprinzip,
die instrumentelle Funktion, zu morali-
schem Verhalten zu motivieren. Allerdings
kann diese Funktion nur dann erfüllt wer-
den, wenn der Akteur im Moment der Ent-
scheidung weiß, welche Handlung nach der
jeweiligen Norm bestraft wird. Bis vor kur-
zem (etwa 1990) konnte keine Anwendung
des Verursacherprinzips auf Treibhausgas-
emissionen dieser Bedingung entsprechen,
da die schädlichen Effekte nicht ausreichend

klar waren.23 Heute sollte das Verursacher-
prinzip selbstverständlich in der Form einer
Art Bußgeld für das Überschreiten der
Emissionsgrenzen in die Klimaverträge auf-
genommen werden, aber nicht in der Form
einer Zuweisung historischer Schulden.
Diese konstruktive Begründung von KSE
ohne die Anerkennung historischer Schul-
den soll nun durch einige institutionistische
Argumente ergänzt werden. Verschiedene
pragmatische Probleme sprechen gegen das
Prinzip der Zuweisung historischer Schuld.
Frühere Emissionen können nicht exakt
quantifiziert werden, politische Grenzen
und vor allem Bevölkerungsgrößen haben
sich beträchtlich verändert. Frühere Treib-
hausgas-Emissionen waren nicht nur für den
unmittelbaren Konsumenten von Nutzen,
sondern zumindest ein Teil diente auch der
gesamten späteren Menschheit, insofern sie
ein Nebenprodukt technischer Entwick-
lung, die auch Menschen in Ländern mit
 historisch geringeren Emissionen zuguteka-
men. Während es sinnvoll sein mag, dass wir
zusammen mit unserem Wohlstand auch
die Kosten seiner Schaffung geerbt haben,
ist es weit weniger klar, weshalb wir außer-
dem die reinen Kosten des Konsums, der
nichts mit der Schaffung dieses Wohlstands
zu tun hatte, ebenfalls übernehmen sollten.
Während Menschen auf individueller Ebene
ein Erbe zurückweisen können, ist es unklar,
ob, und wenn, in welcher Weise, wir ein
kollektives Erbe abweisen können. Und da
dies unklar ist, könnte die Anwendung der
Idee des Erbes auf kollektiver Ebene unge-
recht sein. Schließlich gilt, dass historische
Schulden irgendwann einmal abbezahlt sein
werden, so dass  entschädigte Länder, die
spezielle Hilfe benötigen, nicht mehr länger
diese Sondervergütungen erhalten werden.
Viele Argumente gegen jede Art von
 primärem Egalitarismus (insbesondere Res-
sourcen- und Wohlfahrtsegalitarismus) kri-
tisieren, dass das Ideal der Gleichheit noch
nie positiv begründet wurde; seine Verteidi-
ger sehen es als natürlich oder evident an,
während seine Kritiker es einfach nicht so
empfinden. Egalitarismus ist eine verglei-
chende Ethik. Ist diese Art, immer Verglei-
che anzustellen, nicht eine abstoßende
Charaktereigenschaft, nämlich eine Frucht
des Neids, die es nicht ertragen kann, dass
es anderen besser geht – anstatt die Freude
des anderen zu teilen? Die radikalste Konse-
quenz dieser Charaktereigenschaft ist das so
genannte Herunternivellieren, d.h. es vor-
zuziehen, dass es alle gleich schlecht geht, ge-
genüber dem, dass es nur einigen gutgeht.

Zertifkatsegalitarismus ist eine besondere
Form des Ressourcenegalitarismus. Indes
sollten die primären Objekte einer gerech-
ten Verteilung auch primäre, intrinsische
Güter und nicht bloße Mittel wie Emissi-
onszertifikate sein, weil ein spezielles Vertei-
lungsmuster für Mittel zu einem völlig
anderen Verteilungsmuster von Primärg-
ütern führen könnte.24 Entsprechend be-
rücksichtigt eine egalitäre Verteilung von
Emissionszertifikaten nicht die Wohlfahrts-
konsequenzen einer solchen Verteilung; ge-
nauso wenig berücksichtigt sie die speziellen
Bedürfnisse des Energieverbrauchs, wie das
Heizen in hohen Bergregionen oder in Ge-
genden in der Nähe der Pole, oder die Aus-
wirkungen auf oder die ökonomische Stärke
von Ländern, insbesondere nicht den vor-
nehmlichen Drosselungseffekt auf Entwick-
lungsländer.
Ein generelles Problem des Zertifikatsegali-
tarismus ist, dass er auf ein spezielles
 Problem fixiert ist. Angesichts der ökono-
mischen Bedürfnisse und Ambitionen der
Entwicklungsländer scheint es indes sicher,
dass eine Lösung des Klimaproblems nur er-
reicht werden kann, wenn man auch auf die
Frage nach nachhaltiger Entwicklung ein-
geht.
Der Zertifikatsegalitarismus wird manchmal
als am günstigsten für Entwicklungsländer
verteidigt, und bis zu einem bestimmten
Grad hilft er in der Tat den ärmsten Län-
dern. Wenn dies jedoch als moralischer
 Vorteil aufgefasst wird, dann ist der Priori-
tarismus ein direkterer Weg, um diese be-
sondere Sorge für die Armen zum Ausdruck
zu bringen; und Großzügigkeit kann besser
durch mannigfaltige Formen der Wohl-
fahrtsethik umgesetzt werden, die zusam-
men mit dem progressiven Normativismus
zur Maxime KSE geführt haben. Gemäß
dem progressiven Normativismus ist aber
die großherzige Motivation selbst, die eige-
nen Treibhausgas-Emissionen zu reduzieren
und aktiv strikte Reduzierungsnormen in
der Gesellschaft zu verankern, viel wichtiger
als alle diese Prinzipien und Maximen.

Anmerkungen
1. Daten von der National Energy Admini-
stration of China implizieren allerdings, dass
China seit 2005 die Kohlenstoffintensität
seiner Wirtschaft verringert hat (GCP
2008).
2. Kverndokk 1995, 130-131; 146.
3. Lumer 2002.
4. Mabey et al. 1997, 380.
5. Nachhaltige Reduktion wäre gemäß den

Intergenerational Justice Review
Volume 9 · Issue 3/2009

JFG_09_07_deutsch  26.02.10  09:50  Seite 93



utilitaristischen und prioritaristischen Be-
wertungskriterien moralisch optimal (Lumer
2002, 75, 78-80) und gemäß einem Nach-
haltigkeitskriteriums, dem Kantianismus
und dem Prinzip '"Schädige niemanden!"
moralisch geboten.
6. GCP 2008, Appendix.
7. Es mag einige Gewinner der globalen Er-
wärmung geben, z.B. Farmer in den nördli-
chen USA, im südlichen Kanada und in
einigen Teilen Russlands. Natürlich haben
diese Menschen kein Interesse daran, die
globale Erwärmung zu verhindern. Aller-
dings summieren sich diese kleinen Fraktio-
nen nie zu einer nationalen Mehrheit.
8. 2000 waren die durchschnittlichen Treib-
hausgas-Emissionen von nur 25 der ärm-
sten, hauptsächlich afrikanischen Ländern
gleichauf oder unter dem nachhaltigen Ni-
veau von damals 1,5 t C02 Äquivalent/pro
Kopf (WRI 2009).
9. Lumer 2002, 104.
10. Eine Norm ist vage, wenn ihr Inhalt
nicht vollständig klar ist. Sie ist schwach,
wenn sie keine aufwendigen Handlungen er-
fordert.
11. Dennoch kann es auf Basis dieser schwa-
chen Norm und aus Gründen der Fairness
sowie, um frühere Bemühungen zu fördern,
richtig sein, jene Ländern, die diese Norm
nicht befolgen, in einem globalen Klimaab-
kommen dazu zu verpflichten, ihre Unter-
lassung durch stärkere Bemühungen oder
durch Erhalt geringerer Emissionsgenehmi-
gungen auszugleichen.
12. Mackie 1977, Kap. 1.
13. In einer detaillierteren und präziseren
Diskussion wäre es erforderlich, die grund-
legenden Wohlfahrtsfunktionen zu spezifi-
zieren. In solchen Fällen befürworte ich eine
besondere Art des Prioritarismus (Lumer
2006; 2009, Kap. 7).
14. Der Name ‘progressiver Normwelfaris-
mus’ wurde in Analogie zu Begriffen wie
‘idealer Regelutilitarismus’ geprägt, wobei
der ‘ismus‘ die moralische Wertfunktion be-
zeichnet (Welfarismus); das andere Nomen
bezeichnet die Art des Objekts, das zentral
für die eorie ist und primär bewertet wird,
nämlich sozial geltende Normen. Das Ad-
jektiv gibt weitere Spezifikationen an (hier:
Fortschrittlichkeit, d.h. dass die moralisch
begründeten gesellschaftlich validen Nor-
men historisch mehr und mehr ambitioniert
werden sollten).
15. Orientierung an Grundbedürfnissen ist
das Prinzip, welches besagt, dass ein jeder
mindestens so viele Ressourcen erhalten
sollte, wie für die Befriedigung der Grund-
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bedürnisee erforderlich ist.
16. Leximin ist eine soziale Präferenzord-
nung, die den Zustand einem anderen Zu-
stand vorzieht, in dem es der am
schlechtesten gestellten Person besser geht.
Falls es der Person, der es am schlechtesten
geht, in beiden Fällen, in beiden Zuständen
gleich schlecht geht, bevorzugt Leximin
jenen Zustand, in dem es der am zweit
schlechtesten gestellten Person besser geht;
etc.
17. Wirth/Lashoff 1990 und Cline 1992.
18. z.B. Athanasiou/Baer 2002, 47 ff.;
Ghosh 1993; Grübler/Fujii 1991; Meyer
2001, 56 ff; Ott 2003, 196-197; Page 2006,
177-179; Paterson 1996; Shue 1993;
Welsch 1993.
19. Smith 1993, 37-41.
20. den Elzen et al. 1993; Grübler/Fujii
1991; Grübler/Nakicenovic 1991.
21. Hyder 1992; Smith et al. 1993.
22. Shukla 1990.
23. Die Rechtfertigung, um die Haftbarkeit
auszugrenzen, gilt nicht für subjektiv risiko-
behaftetes Verhalten, z.B. pharmazeutische
Forschung, da subjektives Risiko Haftbar-
keit begründen kann. CO2-Emissionen
waren vor dieser Zeit jedoch nicht subjektiv
risikobehaftet. Natürlich schließt die Recht-
fertigung historische Schulden nicht  generell
mit ein, jedoch von, laut dem gegenwärti-
gen wissenschaftlichen Kenntnisstand, an-
geblich harmlose Handlungen.
24. Das schließt nicht aus, dass Gerechtig-
keitstheorien, aus Gründen der Praktikabili-
tät, auch andere sekundäre Vertei lungs-
muster für bestimmte Mittel festlegen kön-
nen, von denen erwartet wird, dass sie zu der
gewünschten Verteilung der Primärgüter
führen wird. Aber selbst der Wohlfahrtsega-
litarismus, der eine gerechte Verteilung über
das primäre Gut Wohlfahrt bestimmt, im-
pliziert keinen Zertifikatsegalitarismus; nur
der Ressourcenegalitarismus tut dies, der
wiederum von sekundären Gütern spricht.
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Unsicherheiten in der Klimavorhersage als
Herausforderung für die Entscheidungstheorie

von Prof. Dr. Dr. Rafaela Hillerbrand1

bstract: Unter Klimatologen besteht
weitgehend Einigkeit, dass  Vor her -
sagen von Klimamodellen unaus-

weichlich unsicher sind. Unsicherheit recht -
fertigt aber keineswegs politische Inaktivität.
In diesem Aufsatz wird deshalb diskutiert, in
wieweit epistemische Unsicherheiten für die
praktische Entscheidungsfindung von Relevanz
sind. Insbesondere soll gezeigt werden, dass das
Vorsorgeprinzip nicht in der Lage ist, den spe-
zifischen Unsicherheiten, wie sie in Klimapro-

gnosen auftreten, gerecht zu werden. Nicht-
quantifizierte Unsicherheiten dürfen in Ent-
scheidungsfindungsprozessen weder ignoriert
werden, noch lassen sie sich durch Einführung
subjektiver Wahrscheinlichkeiten auf quanti-
fizierte Unsicherheiten reduzieren. Dies un-
terscheidet die ethischen Aspekte des Klima -
wandels wesentlich von anderen ethischen
 Problemen aus dem Bereich der Energieversor-
gung.

Einleitung
Unsicherheiten bei Klimavorhersagen be-
stimmen große Teile des wissenschaftlichen
Diskurses – nicht nur unter Klimaskepti-
kern. Werden Klimaprognosen aber einer
breiten Öffentlichkeit kommuniziert, gehen
diese Unsicherheiten häufig verloren.2 Dies
ist keineswegs nur den Wissenschaftlern an-
zulasten; vielmehr scheint der praktische
Diskurs nicht in der Lage, diese Unsicher-
heiten adäquat zu reflektieren. Eine voll-
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ständige Darlegung der Unsicherheit der
Prognosen in der Öffentlichkeit könnte ris-
kieren, dass derartige Prognosen als unwis-
senschaftlich diskreditiert werden. Dabei
sind unsicher und unwissenschaftlich zwei
gänzlich verschiedene Begriffe. In den Me-
dien werden indes Klimaprognosen häufig
nur in schwarz oder weiß gemalt, bzw. als
verlässlich oder falsch markiert. Die Grau-
schattierungen des wissenschaftlichen
 Diskurses – Wissenschaftler erachten ihre
Modelle i.Allg. weder als völlig wahr noch
als völlig falsch - gehen dabei verloren.3

Im Folgenden wird gezeigt, dass der Prozess
der praktischen Entscheidungsfindung die-
sen Grauschattierungen, die die Verlässlich-
keit von Klimamodellen beeinflussen,
Rechnung tragen muss.4 Dabei wird nicht
diskutiert, ob oder in welchem Ausmaß
Treibhausgase aus ethischen Gründen redu-
ziert werden müssen,5 vielmehr wird erör-
tert, nach welchen Kriterien die praktische
Entscheidungsfindung vonstatten gehen
soll. Folgende zwei esen stehen dabei im
Vordergrund: (i) Nicht alle Unsicherheiten,
die den Entscheidungsfindungsprozess be-
einflussen, lassen sich quantifizieren. (ii)
Weder Entscheidungen, die auf dem Vor-
sorgeprinzip aufbauen, noch solche, die den
erwarteten Nutzen zu maximieren suchen,
reflektieren in angemessener Weise diese
nichtquantifizierten Unsicherheiten. Beide
Prinzipien sind daher nicht in der Lage, Fra-
gen der inter- und intragenerationellen Ge-
rechtigkeit in der Klimadebatte angemessen
zu berücksichtigen.
Kurz zur Gliederung des Aufsatzes: Im zwei-
ten Abschnitt wird begründet, warum sich
jede ethische Auseinandersetzung mit der
Erderwärmung auch mit erkenntnistheore-
tischen Problemen von Klimamodellen be-
schäftigen muss. Diese Probleme beinhalten,
was Klimatologen als Unsicherheit bezeich-
nen, gehen aber noch darüber hinaus. Die
Tatsache, dass manche Unsicherheiten nicht
quantifizierbar sind, stellt die praktische
Erörterung, wie wir auf die Erderwärmung
zu reagieren haben, vor eine ernstzuneh-
mende Herausforderung.
Im dritten Abschnitt wird die Relevanz der
epistemischen Unterscheidung zwischen
quantifizierten und nichtquantifizierten Un-
sicherheiten für die praktische Entschei-
dungsfindung gezeigt. Der vierte Abschnitt
argumentiert, dass das Vorsorgeprinzip Fra-
gen der Fairness zwischen verschiedenen Na-
tionen oder Generationen nicht angemessen
zu beantworten vermag. Im fünften Ab-
schnitt wird umrissen, warum auch die Ma-
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ximierung des erwarteten Nutzens bzgl. der
Klimaproblematik kein rationaleres Ergeb-
nis liefert als das Vorsorgeprinzip. Als Aus-
blick wird in Abschnitt sechs ein möglicher
Weg skizziert, wie durch eine Modifikation
des Erwartungsnutzen-Ansatzes nichtquan-
tifizierte Unsicherheiten in die Debatte um
den anthropogenen Treibhauseffekt inte-
griert werden können.

Unsicherheiten bei den Klimavorhersagen
Ein Blick auf die Aspekte der inter- wie
 intragenerationellen Gerechtigkeit kenn-
zeichnet den Klimawandel als ein ernstzu-
nehmendes Problem, wobei im Folgenden
der Fokus auf die intragenerationelle Ge-
rechtigkeit gelegt wird. Vorausgesetzt, dass
unsere ethische Auseinandersetzung mit
dem Klimawandel vorwiegend durch Über-
legungen zur Generationengerechtigkeit an-
gestoßen wird, gehe ich im Folgenden
davon aus, dass der ‚Status quo’ des Klima-
systems hauptsächlich aufgrund seines Wer-
tes für zukünftige Generationen für uns von
Wert ist. Ein Anstieg der globalen Durch-
schnittstemperatur ist damit nicht per se
moralisch relevant, vielmehr machen erst die
Auswirkungen einer erhöhten globalen
Durchschnittstemperatur oder anderer
klima- tischen Variablen auf die Lebensbe-
dingungen heutiger und zukünftiger Men-
schen die Erderwärmung zu einem

moralischen Problem.6 Oftmals wird die
Treibhausdebatte aber verkürzt: Moralische
Schlüsse werden direkt aus Klimavorhersa-
gen abgeleitet, welche aber lediglich das Kli-
masystem beschreiben und als solche keine
Wertaussagen liefern (siehe Abb. 1). Erach-
tet man das Klimasystem aber nicht als
Wert-an-sich, so gibt es a priori keine Ver-
pflichtung, das Klimasystem in einem be-
stimmten Zustand zu erhalten. Diese
Verkürzung einer moralischen Debatte
 unterminiert einerseits eine vernünftige Ent-
scheidungsfindung, die auf wissenschaftli-
chen Fakten aufbaut. Andererseits ist diese
Verkürzung auch nachteilig für die Fach-
wissenschaften selber, da wissenschaftliche
Argumente Gefahr laufen, nur als politische
Argumente angesehen zu werden.7

Die direkten und indirekten Auswirkungen
eines Klimawandels auf Lebenserwartung
und Lebensqualität lassen sich nicht so ein-
fach abzuschätzen. Wissenschaftler benut-
zen deshalb sogenannte Impaktmodelle. Die
in Abbildung 1 skizzierte Aufteilung in die
Ebenen der Energieszenarien, der Klima-
modelle und der wirtschaftlichen Ebene hilft
bei der Klärung der Frage, wo und wie epi-
stemische Unsicherheiten entstehen und auf
welche Weise sie in den praktischen Diskurs
einfließen.8 Nur wenige Unsicherheiten von
Klimamodellen (Ebene 2) lassen sich quan-
tifizieren, etwa durch Angabe der Breite der
Wahrscheinlichkeitsverteilung der globalen
Durchschnittstemperaturänderung. Derar-
tige quantitative Angaben für Unsicherheit
lassen sich dann beziffern, wenn die Unsi-
cherheit aus nicht genau bekannten Para-
metern oder Anfangswerten resultiert. Indes

resultieren die nicht (zu-
mindest nicht vollständig)
quantifizierbaren Unsicher-
heiten daraus, dass das Mo-
dell nicht alle relevanten
Kausalmechanismen abbil-
det. Die Kausalmechanis-
men sind entweder nicht
vollständig bekannt oder
können – etwa aufgrund
endlicher Rechenleistung –
nur unzureichend aufgelöst
werden. Insbesondere auf
der ersten und der dritten
Ebene der Abbildung kann
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Wir leben im ersten Zeitalter, in dem
wir uns ernsthaft mit der Zukunft
beschäftigen. Die Ironie liegt darin,
dass wir eventuell gar keine haben. 
/ Arthur C. Clarke /

Abbildung 1: Eine Einschätzung der Auswirkungen des Treibhausgasausstoßes auf die mensch-
liche Wohlfahrt. Kurze gerade Pfeile sind zu lesen als „prognostizieren“, schräge Pfeile als „dient
als Input für“. Das gestrichelte Rechteck kennzeichnet die Kombination der fachwissenschaftli-
cher Prognosen, die als Ganzes den empirischer Input für eine politische oder moralische Be-
wertung (letzte Zeile) bilden.
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daher nicht genau abgeschätzt werden, wie
die verwendeten Modelle die relevanten
Kausalmechanismen des modellierten Sy-
stems repräsentieren.
Die Aufgabenteilung bei der Erforschung der
Folgen des menschenverursachten Treib-
hausgasausstoßes ist in der Praxis oftmals
nicht derart  klar umrissen wie in  Abbildung 1
dargestellt. Insbesondere Impaktmodelle und
normative Bewertung werden oft vermischt.
Einerseits ist dies unausweichlich bzw. sogar
notwendig. Denn nur eine normative Beur-
teilung kann entscheiden, welche Aspekte
des menschlichen Lebens berücksichtigt
werden müssen. Darüber hinaus müssen
manche Modellannahmen, wie die Diskon-
tierungsrate für nichtmonetäre Verluste,
auch aus moralischer Sicht gerechtfertigt
werden.9 Andererseits ist die zumindest in
Teilen un ausweichliche Vermischung nor-
mativer und empirisch-deskriptiver Ele-
mente überaus problematisch, da dies in der
Praxis oftmals dazu führt, dass insbesondere
normative Annahmen nicht explizit ge-
macht werden. Eine Gesamtbeurteilung
wird damit undurchschaubar.

Unmittelbarkeit und praktische Relevanz
von Unsicherheit
Weshalb soll man sich  überhaupt bei der
Diskussion der inter- und intrageneratio-
nellen Gerechtigkeit mit erkenntnistheore-
tischen Problemen auseinandersetzen?
Wenn Unsicherheit  ein derart schwerwie-
gendes Problem ist, warum kann man dann
nicht warten, bis bessere Klimamodelle und
globale wie langfristige Impaktmodelle vor-
liegen? Ein Grund, warum die Analyse des
Treibhauseffektes keinesfalls aufgeschoben
werden darf, liegt darin, dass das Klima -
system nur sehr langsam auf Veränderungen
seiner Parameter wie etwa Veränderungen
der Kohlendioxidkonzentration reagiert.
Daher lässt sich die atmosphärische Kon-
zentration von Treibhausgasen wie Kohlen-
dioxid nur durch eine Verringerung des
Ausstoßes stabilisieren.10 Die Trägheit des
Klimasystems erfordert zudem zeitnahes
Handeln. Wenn bestimmte Klimaeffekte
erst einmal aufgetreten sind, dürfte es für
eine systematische Reaktion schon zu spät
sein. Hier sei nochmals erwähnt, dass sich
diese Arbeit mit einer rationalen Diskussion
des Klimawandels beschäftigt, nicht mit der
Frage nach sinnvollen Reduzierungs- oder
Vermeidungsstrategien: Der praktische Dis-
kurs mag zu der Schlussfolgerung führen,
dass es besser ist, heute die Treibhausgas-
emissionen zu reduzieren, als sich in Zu-

kunft auf Klimaänderungen einzustellen.
Eine derartige Entscheidung kann aber nicht
auf bessere Voraussagen warten, sondern
muss bereits jetzt gefällt werden.
Die Notwendigkeit, erkenntnistheoretische
Unsicherheiten in praktischen Debatten zu
berücksichtigen, ergibt sich aus folgenden
drei Annahmen: Erstens muss die praktische
Entscheidungsfindung auf den besten ver-
fügbaren (empirischen) Daten aufbauen.
Zweitens können im Bereich der Umwelt-
politik praktische Probleme als wissen-
schaftliche Probleme formuliert werden.

Drittens liefern die Naturwissenschaften das
verlässlichste Bild der Natur. Diese drei Hy-
pothesen sollen hier nicht weiter gerechtfer-
tigt werden, da alle drei plausibel und recht
intuitiv erscheinen. Aus diesen epistemi-
schen und praktischen Annahmen folgt
aber, dass erkenntnistheoretische Unsicher-
heiten in der praktischen Entscheidungsfin-
dung berücksichtigt werden müssen, denn
die besten gegenwärtig vorhandenen Infor-
mationen sind die verfügbaren wissen-
schaftliche Vorhersagen plus Informationen
über deren Verlässlichkeit. Obwohl letztere
nicht immer in Zahlen ausgedrückt werden
(können), gibt es dennoch hinreichend In-
formationen über die Qualität der unter-
schiedlichen Klimavorhersagen.
Hätten wir es lediglich mit quantifizierten
Unsicherheiten zu tun, die aus unzurei-
chendem Wissen über die Input-Parameter
entstehen, dann ließen sich probabilistische
Entscheidungskriterien wie das Prinzip der
Nutzenmaximierung direkt anwenden.
Nichtquantifizierte Unsicherheiten, die aus
einem unzureichenden Verständnis der rele-
vanten Kausalrelationen resultieren, stellen
die Entscheidungstheorie indes vor ein
schwerwiegendes Problem. Quantitative
Größen mögen zwar irreführend sein, je-
doch lassen sie sich problemlos außerhalb
der eigenen Wissenschaftsdisziplin vermit-
teln. Dies gilt nicht für Fehler und Mängel,
die nicht quantifizierbar sind. Nichtsdesto-
trotz verbleiben bei der Einschätzung der
Verlässlichkeit eines physikalischen oder
ökonomischen Modells stets nichtquantifi-
zierte Faktoren. So hängen die Ergebnisse
einer statistischen Analyse immer auch von
den angewendeten experimentellen Paradig-
men ab, den verbreiteten Praktiken und dem

Forschungsstand der jeweiligen Disziplin.
Selbst wenn Wissenschaftler all diesen Fak-
toren einen bestimmten Grad an Verläss-
lichkeit in Form von higher order beliefs
zuordnen, so ist dieser Grad dennoch nur
sehr selten quantifizierbar - etwa durch An-
gabe subjektiver Wahrscheinlichkeiten. Ta-
xieren von Verlässlichkeiten lässt sich
oftmals nur durch Arbeiten in der betref-
fenden Wissenschaftsdisziplin erlernen. Die
wissenschaftliche Gemeinschaft bildet dies-
bezüglich also eine Wittgensteinsche Sprach-
 gemeinschaft.11

Vorsorgeprinzip und Gerechtigkeit als
Fairness
Sind die Handlungsfolgen hochgradig unsi-
cher, findet häufig das Vorsorgeprinzip An-
wendung. Der Begriff Vorsorgeprinzip wird
(mindestens) in zwei Verwendungen ge-
braucht, daher zunächst eine kurze Erläute-
rung des Begriff und seine Verwendung im
ethischen, juristischen und politischen Kon-
text. Die Rio-Erklärung über Umwelt und
Entwicklung etwa formuliert das Vorsorge-
prinzip wie folgt: „Drohen schwerwiegende
oder bleibende Schäden, so darf ein Mangel
an vollständiger wissenschaftlicher Gewiss-
heit kein Grund dafür sein, kostenwirksame
Maßnahmen zur Vermeidung von Umwelt-
verschlechterungen aufzuschieben.”12

In dieser schwachen Formulierung liefert das
Vorsorgeprinzip keine eindeutige Hand-
lungsanweisung, es stellt vielmehr eine Art
Meta-Kriterium dar, das anmahnt, wissen-
schaftliche Vorhersagen auch dann ernst zu
nehmen, wenn sie unsicher sind. Eine starke
Formulierung des Vorsorgeprinzips, die ein
echtes Entscheidungskriterium bietet, ist
etwa folgende Formulierung: „Drohen Schä-
den für die Umwelt oder die menschliche
Gesundheit, dann sollten Vorsorgemaßnah-
men getroffen werden, auch dann wenn ei-
nige Ursache- und Wirkungs-Beziehungen
sich wissenschaftlich nicht begründen las-
sen.“13

Befürworter des Vorsorgeprinzips wie C.
Raffenberger und J. Tickner sehen folgendes
Kernargument in diesen Formulierungen:
„In seiner einfachsten Formulierung hat das
Vorsorgeprinzip einen zweifachen Trigger:
Wenn es eine potentielle Gefahr gibt, und
wenn Ungewissheit über das Ausmaß ihrer
Auswirkungen oder Kausalitäten herrscht,
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Wir spielen russisches Roulette, und zwar mit Faktoren des Klimasystems, deren
Veränderung schwerwiegende Folgen für zukünftige Generationen haben wird.
Wie lange sind wir bereit zu spielen? 
/ David Suzuki /
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dann sollten vorbeugende Maßnahmen zum
Schutz vor Schaden ergriffen werden.“14

In dieser Arbeit wird das Vorsorgeprinzip als
echtes Entscheidungskriterium verstanden,
das die starke Formulierung als eine Variante
der Minimax-Regel der Entscheidungstheo-
rie interpretiert:15 Minimiere das schlechtest
mögliche Ergebnis. Diese kann, mit Hilfe
bestimmter Annahmen zur Quantifizierung
von Schaden und Wohlbefinden, für den
Umgang mit dem Klimawandel auch als
Maximin-Regel formuliert werden: Maxi-
miere das Wohlbefinden in den Szenarien,
in denen die beteiligten Menschen am
schlechtesten gestellt sind (minimal profi-
tieren), ohne Rücksicht darauf, wie ungewiss
diese Szenarien sind.
Auf den ersten Blick erscheint das Vorsorge-
prinzip geeignet, um eine unmoralische Dis-
kontierung zukünftiger Klimaschäden zu
vermeiden: Da wir die Möglichkeit einer
schweren Schädigung zukünftiger Genera-

tionen durch unsere gegenwärtigen Treib-
hausgasemissionen nicht ausschließen
können, sollten dem Vorsorgeprinzip fol-
gend die Treibhausgasemissionen gestoppt
werden. Das Vorsorgeprinzip erscheint dort
angemessen, wo Folgen gravierend sein kön-
nen – und die Lebensbedingungen aller zu-
künftigen Menschen könnten durch
drastische Klimaveränderungen tatsächlich
bedroht sein. Weiterhin prognostizieren ei-
nige wirtschaftliche Impaktmodelle, dass die
Reduktion menschenverursachter Treib-
hausgasemissionen nicht allzu teuer ist.16

Stern17 zufolge bedarf es lediglich 1 Prozent
(bzw. nach aktuellen Schätzungen aus dem
Jahre 2009 sind es 2 Prozent) der Summe
aller Bruttoinlandsprodukte (BIP), um die
größten Gefahren des Klimawandels zu ver-
meiden. Dies erscheint auf den ersten Blick
recht wenig. Nach den gegenwärtigen BIP-
Werten ergeben sich daraus aber Kosten von
mehr als 450 Milliarden US-Dollar pro Jahr,
ein Vergleich mit Schätzungen, wie viel Geld
nötig ist, um 80 Prozent der ländlichen Be-
völkerung Afrikas bis 2015 mit ausreichend
Wasser und sanitären Einrichtungen zu ver-
sorgen – nämlich 1,3 Milliarden US-Dollar
pro Jahr18 – zeigt, dass die von Stern ge-
nannte Summe keineswegs so gering ist. Na-
tionen sind wie andere „Akteure“ nur in der
Lage, eine begrenzte Geldmenge oder andere
Ressourcen für altruistische Zwecke aufzu-
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bringen. Das Verhindern schwerwiegender
Folgen des Klimawandels ist aber nur eine
von vielen möglichen altruistischen Hand-
lungen.19 Eine Investition zur Vermeidung
von Klimawandelfolgen bedeutet unaus-
weichlich, auf andere Investitionen zu ver-
zichten, die ebenfalls moralisch geboten
sind. Wichtig dabei  ist, dass der praktische
Diskurs begründet, welche Investition Prio-
rität hat. Bereits a priori diese Priorität fest-
zulegen – zum Beispiel durch die nicht
näher begründete Annahme, der Klima-
wandel sei zur Zeit das dringlichste Problem
der Menschheit – höhlt den moralischen
Diskurs aus, wie bereits in Abschnitt 2 mo-
niert wurde. Die Anwendung des Vorsorge-
prinzips auf die globale Erwärmung als
Einzelproblem verhindert, die berechtigten
Forderungen der von nicht-Klima-verur -
sachten Natur- oder Sozialkatastrophen be-
troffenen Gruppierungen angemessen zu
berücksichtigen. Damit ist dieser Ansatz
nicht geeignet, inter- und intrageneratio-
nelle Gerechtigkeitsüberlegungen einzube-
ziehen, weil er die berechtigte Frage, warum
die Linderung klimawandelbedingten Leids
der Linderung anderen Leids vorzuziehen
ist, nicht beantwortet. 
Diese Kritik ist indes kein Angriff auf das
Vorsorgeprinzips per se, sondern disqualifi-
ziert lediglich eine seiner gebräuchlichen
Anwendungen. Angenommen, es ließe sich
zeigen, dass unter Berücksichtigung gewis-
ser ethischer Standards, die hier nicht näher
diskutiert werden, das worst-case-Szenario
des Klimawandels tatsächlich schlimmer ist
als alle anderen Formen heutigen und zu-
künftigen menschlichen Leids, so müssten
wir in Übereinstimmung mit dem Vorsor-
geprinzip den Treibhausgasausstoß um
jeden Preis eindämmen. Damit wird das si-
chere Leid der heute lebenden Menschen
gegen ein möglicherweise noch schlimme-
res, aber ungewisses Leid der zukünftig le-
benden Menschen abgewogen. Wenn der
Eintritt des worst-case-Szenarios derart un-
gewiss ist, wie es heute im Fall der globalen
Erwärmung eingeschätzt wird, und wenn
man es mit anderen Szenarien vergleicht,
deren Auswirkungen sicher sind (wie zum
Beispiel das tatsächliche Leid vieler Men-
schen in der Dritten Welt), ist es nicht ra-
tional, alle anderen Szenarien vollständig zu
ignorieren und sich auf die Verhinderung
des ungewissen, aber möglicherweise
schlimmsten Ergebnisses zu konzentrieren.20

Wie bereits angemerkt, beinhalten die
 verfügbaren Informationen über die Aus-
wirkungen des anthropogenen Treibhaus-

effektes auch Informationen darüber, wie
unsicher das Eintreten des worst-case und
anderer Szenarien ist. Diese Informationen
sind aber weder mit Hilfe von Wahrschein-
lichkeiten vollständig quantifiziert noch
können sie vollständig quantifiziert werden.
Jedoch gibt es Informationen, dass zukünf-
tiges, durch globale Erwärmung verursachtes
Leid ungewiss ist, während heutiges Leid si-
cher ist. Argumente wären notwendig, um
diese Informationen vernachlässigen zu kön-
nen; aber diese finden sich in der Literatur
nicht.
Die Probleme des Vorsorgeprinzips als all-
gemeines Handlungsprinzip wurden in der
Literatur ausführlich diskutiert.21 Diese Ar-
beit konzentriert sich deshalb auf die für
jede intergenerationellen Ethik zentrale
Frage: Wie können Verpflichtungen gegen-
über zukünftigen Generationen mit Ver-
pflichtungen gegenüber heute lebenden
Personen abgewogen werden? Auch wenn
man ethische Positionen ablehnt, die primär
auf die Handlungsfolgen rekurrieren, so
kann man doch das Recht der heute leben-
den Menschen auf sauberes Wasser und aus-
reichende Nahrung unmöglich leugnen.
Selbst wenn sich zeigen lässt, dass die unge-
wissen, zukünftigen Auswirkungen schlim-
mer sind als das aktuelle Leid, ist eine rein
am Vorsorgeprinzip orientierte Reaktion auf
die globale Erwärmung ungeeignet, sowohl
inter- als auch intragenerationelle Gerech-
tigkeitsüberlegungen zu integrieren.

Modifizierter Erwartungsnutzen-Ansatz 
Das Vorsorgeprinzip wird oft als Gegenpol
zur Maximierung des erwarteten Nutzens
wahrgenommen: Anstelle sich auf das worst-
case-Szenario zu konzentrieren, zieht letze-
res alle möglichen Ergebnisse und die
dazugehö rigen Nutzen , gewichtet nach der
Wahr scheinlichkeit ihres Auftretens , in
Betracht. Formal bedeutet das, zu maximie-
ren, wobei über alle möglichen Szenarien
summiert wird. Die extremen  Szenarien
eines unkontrollierbaren Klimawandels
sowie sehr geringer Temperatur ver än der -
ungen werden so mitberücksichtigt, ebenso
wie Szenarien, in denen die Temperaturver-
änderung etwa dem erwarteten Durch-
schnittswert entspricht. Da letztere
Szenarien am „wahrscheinlichsten“ sind, er-
halten sie „größeres Gewicht“. Den erwar-
teten Nutzen zu maximieren, stellt eine
Variante der utilitaristischen Maxime des
größten Guten für die größte Anzahl für Ent-
scheidungen unter Unsicherheit dar: Es ist
nicht der Gesamtnutzen, welcher maximiert
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Unsere größte Verantwortung liegt
darin, gute Vorfahren zu sein. 
/ Jonas Salk /
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wird, sondern der erwartete Nutzen, d.h. die
Summe aller mit der Wahrscheinlichkeit
ihres Auftretens gewichteten Nutzenwerte.
Die Verteilung der Nutzenwerte auf mögli-
che Effekte des Klimawandels führt zu vielen
schwierigen Problemen, auf die an dieser
Stelle nicht näher eingegangen wird, da
diese Probleme nicht einschlägig für die
Entscheidungsfindung unter Unsicherheit
sind, sondern vielmehr grundlegende Pro-
bleme wohlfahrtsbasierter Ethiken darstel-
len. Es sei lediglich angemerkt, dass
insbesondere bei der Bestimmung des Nut-
zens eines Ereignisses oder bei der Beurtei-
lung der tatsächlichen Höhe des Nutzens
besondere Probleme auftreten, die auch den
Vorsorgeansatz beinträchtigen - etwa dabei,
das worst-case-Szenario als solches zu be-
stimmen.22 Da der Fokus dieser Arbeit auf
den Unsicherheiten (bei erwartetem Nutzen
wie beim worst-case-Szenario) liegt, werden
die mit der Bestimmung menschlichen
Wohlbefindens und dessen Gleichsetzung
mit kardinalen Nutzenwerten verbundenen
Probleme nicht diskutiert. Für die Zwecke
dieser Arbeit genügt die Annahme, dass das
Gleichsetzen der Auswirkungen einer Kli-
maänderung auf das menschliche Wohlbe-
finden, welches die Impaktmodelle auf
Ebene drei in Abb.1 prognostizieren, mit
(intersubjektiven) Nutzenwerten sinnvoll
möglich ist.23

Um das Erwartungsnutzenprinzip anzu-
wenden, müssen alle (moralisch) relevanten
Auswirkungen des Treibhausgasausstoßes
mit einer Wahrscheinlichkeit    versehen
werden. Da es für die Mehrzahl dieser Aus-
wirkungen aber keine Angaben zu ihrer
 relativen Häufigkeit gibt, muss man auf Me-

thoden wie die von Bayes zurückgreifen. Im
sog. Bayesianismus wird die Verlässlichkeit
wissenschaftlicher Ergebnisse mit Hilfe sub-
jektiver Wahrscheinlichkeiten quantifiziert.
Die Unterscheidung zwischen quantifizier-
ten und nichtquantifizierten Unsicherheiten
wird damit aufgehoben. 
Seit den Ursprüngen der mathematischen
Wahrscheinlichkeitstheorie im 17. Jahrhun-
dert bietet diese eorie die erfolgreichste
Methode, mit Unsicherheiten umzugehen.
Im Allgemeinen fordert man aber von
Wahrscheinlichkeiten nicht nur, dass sie den
mathematischen Axiomen genügen, sondern

auch, dass Wahrscheinlichkeiten durch ob-
jektive Fakten gestützt werden können – un-
abhängig davon, wie Wahrscheinlichkeiten
interpretiert werden. Wie bereits24 erörtert,
gibt es auf der Ebene der Impaktmodelle
keine verlässlichen Schätzung der Eintritts-
wahrscheinlichkeiten. Nichtquantifizierte
Unsicherheiten sind aber von zentraler Be-
deutung, wenn wir Fragen des Klimawan-
dels diskutieren. Dies unterscheidet die
Bedrohung durch globale Erwärmung von
anderen ethischen Problemen, die mit der
Energieversorgung in Verbindung stehen,
wie z. B. Fragen nach der Sicherheit von
Kernkraftwerken oder Endlagern, bei denen
es – zumindest in Teilen – verlässliche
Schätzungen der Wahrscheinlichkeitsvertei-
lung gibt. Im Fall des Klimawandels ist es
aber nicht nur unmöglich, sinnvolle Wahr-
scheinlichkeiten abzuschätzen, sondern be-
dingt durch die großen Zeitskalen, auf
denen das Klimasystem auf Veränderungen
reagiert, gibt es auch keine hinreichenden
Daten, um die Wahrscheinlichkeiten nach
der Bayes-Formel zu aktualisieren. 
Ein anderer Weg, subjektive Wahrschein-
lichkeiten zuzuordnen, beruht auf Laplaces
Prinzip des unzureichenden Grundes. Dies
besagt, dass alle möglichen Effekte als gleich
wahrscheinlich angenommen werden so-
lange keine weiteren Informationen zur Ver-
fügung stehen. Dieser Ansatz, der zum
Beispiel von Harsanyi25 verwendet wurde,
geht im Falle des Treibhauseffektes darin
fehl, dass er (wie auch das Vorsorgeprinzip)
verfügbare empirische Informationen ver-
nachlässigt. Es gibt keine rationale oder gar
logische Überlegenheit von Harsanyis An-
nahme der Gleichwahrscheinlichkeit (equi-

probability) gegenüber Rawls' Fokussierung
auf das schlimmst mögliche Ergebnis: Per se
besteht keine logische Notwendigkeit, dass
die Wahrscheinlichkeiten im Falle von Un-
sicherheit für alle Entscheidungsergebnisse
als gleichverteilt angenommen werden müs-
sen. Gerade für den Klimawandel liegen In-
formationen über den Grad der Möglichkeit
bestimmter Folgen vor – auch wenn diese
nicht vollständig quantifiziert sind. Zusam-
menfassend lässt sich damit sagen, dass
selbst wenn Probleme bei der Verteilung
sinnvoller Nutzenwerte auf die Auswirkun-
gen verschiedener Energieszenarien außen

vor gelassen werden, der Klimawandel nicht
nach dem Prinzip erwarteter Nutzenmaxi-
mierung behandelt werden kann. Dies ist
umso bedauerlicher, da die Maximierung
des erwarteten Nutzens einen klaren Vorteil
gegenüber dem Vorsorgeprinzip besitzt:
Durch Berücksichtigung einer sowohl inter-
temporalen als auch internationalen Per-
spektive ist die Methode der Maximierung
des erwarteten Nutzen zumindest prinzipiell
in der Lage, einen Ausgleich zwischen Ko-
sten und Leistungen verschiedener Personen
an verschiedenen Orten und zu verschiede-
nen Zeiten herzustellen.
Das Fehlen (subjektiver) Wahrscheinlich-
keiten im oben definierten Sinne bedeutet
jedoch nicht, dass man auf nicht-probabili-
stische Entscheidungskriterien wie das Vor-
sorgeprinzip zurückgreifen muss. Dieser
Arbeit fordert keine Neuauflage des schwa-
chen Vorsorgeprinzips in der Form „Nimm
Ungewissheiten ernst und befasse dich des-
halb auch mit unsicheren Ergebnissen“;
diese Arbeit versuchte vielmehr zu zeigen,
dass ungewisse Effekte nicht als sichere
(miss-)verstanden werden dürfen. Und eben
dies vereitelt die Anwendung des Vorsorge-
prinzips.
Die einschlägige Fachliteratur liefert eine
Reihe von Entscheidungsmethoden, welche
das Erwartungsnutzenprinzip verallgemei-
nern und darauf abzielen, den Mangel an
verlässlichen a priori Wahrscheinlichkeiten
zu bewältigen. Auf Basis bedingter Wahr-
scheinlichkeitsrechnung versuchen diese
 Ansätze, die Unsicherheit genauer zu be-
stimmen.26 Ein angemessener Entschei-
dungsprozess zur Bestimmung der richtigen
Reaktion auf eine globale Erwärmung muss
in einem ersten Schritt Nutzenwerte für die
verschiedenen Handlungsmöglichkeiten
verteilen. Dies geschieht vornehmlich durch
Politiker oder Ethiker. Der zweite Schritt,
die tatsächliche Kosten-Nutzen-Analyse, ist
aufgrund der nichtquantifizierten Unsicher-
heiten von Experten auf dem Gebiet der
 jeweiligen empirischen Vorhersage durchzu-
führen. Eine derartige Blaupause für den
praktischen Diskurs kann nur funktionie-
ren, wenn die Entscheidungsfindung extrem
kontextsensitiv ist. Die in den siebziger Jah-
ren – unter anderem von den Protagonisten
Harsanyi und Rawls – geführte Debatte
 beschäftigte sich mit der Rationalität der
Nutzenmaximierung oder dem Maximin-
Prinzip, unabhängig von den Spezifika der
Entscheidung. Diese Debatte konnte letzt-
lich aber nur zeigen, dass in der Beantwor-
tung der Frage, ob das Vorsorgeprinzip oder
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das Prinzip der Maximierung des erwarteten
Nutzen angemessener sei, wohl oder übel
kontextbezogene Besonderheiten der Ent-
scheidungssituation zu berücksichtigen sind. 
Auf der Suche nach einer angemessenen
Form der Entscheidungsfindung für den
Umgang mit der globalen Erwärmung hat
dieser Aufsatz all jene Faktoren, die der An-
wendung des Vorsorgeprinzips oder des Er-
wartungsnutzenprinzips vorausgehen, kaum
beachtet. Daher soll abschließend auf diese
Probleme kurz eingegangen werden: Bevor
man über die ungewissen Folgen der an-
thropogenen Treibhausgasemissionen reden
kann, muss klar sein, um welche emen
oder Ziele es in dieser Diskussion geht: Geht
es um das Wohlbefinden von Menschen,
jetzt oder in Zukunft? Müssen die Vor- und
Nachteile alternativer, emissionsarmer Ener-
gieversorgung ebenfalls diskutiert werden?
Jedem Entscheidungsprozess geht eine Ab-
grenzung der eigentlichen Entscheidung
voraus. Über die Methode zur Bestimmung
dieses ‚Entscheidungshorizonts‘27 gibt es kei-
nen etablierten Konsens. Die Tragweite der
Entscheidung, oder sogar die Frage, welches
Problem die Entscheidung überhaupt lösen
soll, ist oftmals unklar. Je weiter die Konse-
quenzen einer Entscheidung in die Zukunft
reichen, desto schwieriger wird es, den Ent-
scheidungshorizont zu bestimmen. Men-
schen dürften aus moralischen Gründen
nicht ungleich behandelt werden, obwohl
sie schlicht nicht gleich behandelt werden
können. Zurzeit wird der Entscheidungsho-
rizont nach pragmatischen Gesichtspunkten
– meist implizit – gesetzt, obwohl er gerade
in einer intergenerationellen Ethik von zen-
traler Bedeutung ist. Bezüglich der Bestim-
mung der Tragweite einer Entscheidung ist
dies eine wichtige Aufgabe für die empiri-
schen Wissenschaften, wenn sie die Gren-
zen unseres Wissens abstecken. Für die
Ethik ist aber die Bestimmung des Ent-
scheidungshorizontes eine zentrale Heraus-
forderung, vor der Philosophen nicht
zurückschrecken dürfen; denn die Bestim-
mung des Entscheidungshorizonts erfordert
– wie gezeigt - eine eingehende und detail-
lierte Betrachtung der Zusammenhänge der
spezifischen Situation.

Bemerkungen:
1. Ich möchte mich bei Steve Clarke, Mar-
tin Peterson, Andreas Pfennig, Nickolas
Shackel und Hartmut Westermann für hilf-
reiche Diskussionen über das ema dieser
Arbeit sowie Kritik und Kommentare zu
früheren Versionen bedanken. 
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2. Vgl. z.B. den gesamten IPCC Bericht und
seine Zusammenfassung für politische Ent-
scheidungsträger: Solomon et al. 2007.
3. Giere 2004.
4. Obwohl moralische Unsicherheiten ohne
jeden Zweifel ein großes Problem für die in-
tergenerationelle Ethik darstellen, fokussiert
diese Arbeit nur auf erkenntnistheoretische
Unwägbarkeiten. 
5. Vgl. diesbezüglich z.B. Gardiner 2006a,
Hanson/Johannesson 1997, Lumer 2002.
6. Es sei in diesem Zusammenhang ange-
merkt, dass der anthropozentrische Ansatz
dieser Arbeit einfach auf andere Lebewesen
erweitert werden kann. 
7. Vgl. Oreskes 2004 und Pielke 2004 zur
hitzigen Debatte, die der Veröffentlichung
von B. Lomborgs Buch e Sceptical Envi-
ronmentalist im Jahre 2001 folgte.
8. Hillerbrand/Ghil 2008.
9. Stern 2007.
10. Solomon et al. 2007.
11. Wittgenstein 2001, 10.
12. UNEP 1992; vgl. UNFCC 1998.
13.  e Wingspread Statement 1998, ei-
gene Übersetzung. Abgesehen von den zwei
hier diskutierten Versionen existieren noch
mehrere andere Formulierungen des Vorsor-
geprinzips: Sandin et al. 2002, O’Rior-
dan/Jordan.
14. Raffensberger/Tickner 1999, 1. 15. Gar-
diner 2006b.
15. Gardiner 2006b.
16. Es sei angemerkt, dass verschiedene Au-
toren die Höhe der Kosten einer Treibhaus-
gasverringerung sehr unterschiedlich
einschätzen, vgl. etwa die Reaktion auf den
Stern Report (2007) in Weitzmann 2009
und Nordhaus 2008.
17. Stern 2007.
18. Martinez Austria/van Hofwegen (Hg.)
2006.
19. Die Annahme eines klar definierten Ent-
scheidungsträgers, der in der Debatte zum
Klimawandel vorausgesetzt wird und hier
übernommen wurde, ist unrealistisch. 
20. Diese Argumentation bedarf weiterer
Verfeinerung wenn der worst-case ein sin-
guläres Ereignis wie das Ende allen mensch-
lichen Lebens auf der Erde ist (vgl.
Ord/Hillerbrand/Sandberg 2009). Der heu-
tige Stand  empirischen Wissens scheint die-
sen Fall für den Klimawandel aber
auszuschließen. 
21. Peterson 2006, Clarke 2005, sowie die
darin zu findenden Literaturangaben.
22. Das Problem des Vorsorgeprinzips ist
auf gewisse Weise einfacher, da es nur eines
ordinalen Konzepts von Wohlbefinden be-

darf, während das Prinzip des erwarteten
Nutzens ein kardinales Wohlfahrtsmaß vor-
aussetzt. Kardinale und ordinale Maße kön-
nen nur dann identisch sein, wenn die
Wohlfahrtsfunktion bereits gewissen Be-
schränkungen unterliegt, Neuman/Morgen-
stern 1967, 
23. Wie man tatsächlich sinnvolle Nutz-
werte verteilt, wird in der Literatur ausführ-
lich diskutiert. Für die intergenerationelle
Ethik ergeben sich gravierende Probleme bei
der Diskussion über die Verteilung von
Nutzenwerten im Zusammenhang mit Kli-
mawandel, siehe Lumer 2002 .
24. Frame et al. 2007.
25. Harsanyi 1975, 1982.
26. Z.B. Shafer 1990.
27. Hansson 1996, 371.
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Gerechte Anpassung? Wie die Diffusion der Normen im 
globalen Klimaregime die internationale Klimapolitik beeinflusst
von Delf Rothe

bstract: Politik im Rahmen des in-
ternationalen Klimaregimes ist ein
Balanceakt zwischen intra- und

 intergenerationeller Gerechtigkeit, denn sie
muss sowohl den Bedürfnissen der Entwick-
lungsländer als auch denen der zukünftigen
Generationen gerecht werden. Dieser in kon-
struktivistischer Tradition geschriebene Aufsatz
verdeutlicht, dass eine wesentliche Abhängig-
keit von internationaler Klimapolitik gegen-
über der kollektiven Auslegung des Diskurses
über den Klimawandel und das entsprechende
Verhalten festzustellen ist. Der Artikel zeigt,
wie die Diffusion der Normen und das wech-
selnde Bild vom Klimawandel die Interessen
der Akteure im Rahmen der UN-Rahmen-
konvention über den Klimawandel beeinflusst
haben. Daraus folgt, dass die Anpassung an
veränderte klimatische Bedingungen mehr und
mehr als eine akzeptable Strategie der interna-
tionalen Klimapolitik gesehen wird. Dies be-
deutet ebenfalls eine Schwerpunktverlagerung,
weg von der intergenerationellen Gerechtigkeit,
als dem normativen Hauptziel der Konven-
tion, und hin zu einem weiter gefassten Ziel
von nachhaltiger Entwicklung mit intra- und
intergenerationellen Gerechtigkeitselementen.

Einführung
Für die Menschheit ist die Anpassung an ein
sich wandelndes Klima nichts Neues. Schon
immer war sie gezwungen, sich wechselnden
klimatischen Bedingungen anzupassen. Vor
dem Hintergrund des anthropogenen, d.h.
durch Menschenhand verursachten, Klima-
wandels kommt dem ema Anpassung al-
lerdings eine neue ethische sowie politische
Bedeutung zu. Die Weiterentwicklung der
wissenschaftlichen Modellierung ermöglicht
die Vorhersage zukünftiger klimatischer Ent-
wicklungen und damit bereits eine voraus-
schauende Anpassung. Sie wird so, neben
vorbeugenden Maßnahmen, zu einer kom-
plementären Strategie zur Förderung von
Generationengerechtigkeit im Angesicht des
Klimawandels. Aus der Tatsache, dass die
meisten unter dem Klimawandel leidenden
Regionen in Entwicklungsländern liegen,
während die Industrienationen als Haupt-
verursacher die Verantwortung für diesen
Wandel tragen, ergibt sich, dass Anpassung

auch für die internationale Politik und in-
ternationale Gerechtigkeitsfragen zu einem
aktuellen ema geworden ist. Deshalb ist
aus heutiger Sicht die Anpassung (engl. ad-
aptation) eine „notwendige Strategie auf
allen Ebenen zur Ergänzung vorbeugender
Maßnahmen gegen den Klimawandel“.1

Diese Entwicklung spiegelt sich in der poli-
tischen Genesis der UN-Rahmenkonven-
tion über den Klimawandel (UNFCCC –
UN Framework Convention on Climate
Change) wieder. Bis 2001 spielte Anpassung
in der Konvention praktisch keine entschei-
dende Rolle. Vielmehr wurde sie als Hin-
dernis für Klimapolitik gesehen und stand
somit auch den Nachhaltigkeitsnormen, auf
die sich das Regime gründet, entgegen.2 Die
Erhaltung der natürlichen Systeme für zu-
künftige Generationen war das Hauptziel;
so wie es auf der UN-Konferenz über Um-
welt und Entwicklung (UNCED – UN
Conference on Environment and Develop-
ment) formuliert worden war. Ganz im Ge-
gensatz dazu wurde die Förderung von
Anpassungsmaßnahmen als eine Form von
Resignation und als Abkehr von statuserhal-
tender Ökosystempolitik gewertet. Seit der
siebten Konferenz der Vertragsparteien
(COP – Conference of the Parties) in Mar-
rakesch im Jahre 2001 nahm die ematik
der Anpassung jedoch einen besonderen
Platz auf jeder jährlichen UN-Klimakonfe-
renz ein.
Aus einer konventionellen oder rationalisti-
schen Perspektive der internationalen Bezie-
hungen erscheint diese Entwicklung des
Klimaregimes rätselhaft. Würden wir den
Hauptakteursstaaten ein rein nutzenmaxi-
mierendes Verhalten bei der Klimapolitik
unterstellen, dann wären wir nicht in der
Lage zur erklären, warum sie sich freiwillig
für Anpassungsprojekte einsetzen sollten,
von denen sie zu großen Teilen nicht profi-
tieren. Nehmen wir allerdings eine sozial-
konstruktivistische Sichtweise an, dann
können wir aufzeigen, dass die wachsende
Rolle der Anpassung als Resultat aus einem
Lernprozess innerhalb des Klimaregimes
hervorgegangen ist, der die kollektiven
Wahrnehmungen und Normen im Rahmen
der Klimadebatte verändert hat. Somit

wurde das anfangs vorherrschende Ver-
ständnis des Klimawandels als physisches
und ökologisches Phänomen nach und nach
durch eine neue Anschauung ersetzt, bei der
spezifische soziale Auswirkungen in konkre-
ten Regionen im Vordergrund stehen. Auf
ethischer Ebene leitet dies einen bedeutsa-
men normativen Paradigmenwandel in der
internationalen Klimapolitik ein – von in-
tergenerationeller Gerechtigkeit hin zu in-
ternationaler Gerechtigkeit.

Die Herausforderung des Konstruktivis-
mus in der eorie der internationalen
Beziehungen
Konstruktivistische Denkansätze im Bereich
der internationalen Beziehungen entstanden
als Kritik an den dominanten eorien jener
Disziplin – dem Realismus und Liberalis-
mus.3 Obwohl es viele Varianten des Kon-
struktivismus gibt, teilen alle dieselbe
Grundidee: Die soziale Konstruktion der
Realität. Ohne die Existenz einer objektiven
Realität anzuzweifeln, wird angenommen,
dass der Mensch nicht in der Lage sei, diese
Realität direkt zu erfassen. Vielmehr gewin-
nen Objekte der „realen Welt“ durch
 Prozesse menschlicher Interaktion und
Kommunikation an Bedeutung. Somit kön-
nen die Interessen politischer Akteure nicht
als konstant und gegeben betrachtet werden.
Stattdessen hängen sie vom Selbstbild des
Akteurs, der kollektiven Auffassung des Pro-
blems bzw. der diskutierten Frage (kausale
Ideen) und den Vorstellungen von ange-
brachtem Verhalten (Verhaltensnormen)
ab.4 Die Akteure werden deshalb als homini
sociologici anstelle von homini oeconomici ge-
sehen. In bestimmten Situationen handeln
sie nicht in einer Weise, die ihren persönli-
chen Gewinn maximiert, sondern so wie sie
es in der entsprechenden Situation für an-
gebracht halten.5

Angewandt auf die internationale Klimapo-
litik bedeutet dies zum einen, dass die
 materiellen Ausprägungen des globalen Kli-
mawandels die politischen Handlungen des
Klimaregimes nicht bedingen, zum anderen,
dass die Interessen der Akteure des Regimes
nicht unabhängig von den Ideen und Nor-
men des dominanten Klimadiskurses exi-
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stieren. Stattdessen ist es eine besondere
Konstruktion – oder ein bestimmtes Ver-
ständnis – des Klimawandels, die entschei-
det, welche Politik man verfolgt. Des
Weiteren ist das Verhalten der Akteure im
Klimaregime hochgradig abhängig von
ihrem jeweiligen Selbstverständnis (z.B. als
klimapolitische Pioniere oder als Opfer des
Klimawandels). Normen, die sich aus ethi-
schen Prinzipien wie inter- und intragenera-
tioneller Gerechtigkeit ableiten, existieren in
der Klimapolitik schlichtweg nicht; sie wer-
den im Rahmen ethischer Diskurse von ein-
flussreichen Akteuren wie dem
Intergovernmental Panel on Climate
Change (IPCC) oder der World Commis-
sion on Environment and Development
(WCED) entwickelt und gefördert.

Inter- vs. intragenerationelle Gerechtig-
keit
Da diese Arbeit eine Verschiebung von inter-
zu intragenerationeller Gerechtigkeit vor-
aussetzt, soll zunächst die Bedeutung beider
Konzepte sowie ihre Beziehung zueinander
verdeutlicht werden. Das Konzept von in-
tergenerationeller Gerechtigkeit  bezieht sich
auf die Pflicht der heutigen Generation, den
Mitgliedern zukünftiger Generationen glei-
che oder bessere Chancen zur Befriedigung
ihrer Bedürfnisse zu hinterlassen.6 Interge-
nerationelle Gerechtigkeit bedeutet in die-
sem Zusammenhang nicht nur die
Erhaltung natürlicher Ressourcen, sondern
bezieht sich auf alle (materiellen und ideel-
len) Ressourcen, die das menschliche Wohl-
ergehen fördern. Bei der politischen
Umsetzung von intergenerationeller Ge-
rechtigkeit gibt es jedoch ein zentrales Pro-
blem: die kurzfristige Orientierung des
demokratischen  Prozesses. Zukünftige Mit-
glieder der Gesellschaft haben keine Stimme
in diesem  System und werden daher von
heutigen Entscheidungsträgern nicht reprä-
sentiert.
Im Unterschied dazu bezieht sich intragene-
rationelle Gerechtigkeit auf die sozialen Un-
gleichheiten innerhalb nationaler
Gesellschaften oder zwischen verschiedenen
Staaten auf globaler Ebene (internationale
oder Nord-Süd-Gerechtigkeit). Während im
Falle der intergenerationellen Gerechtigkeit
eine bestimmte Generation als einzelnes,
durchschnittliches Individuum konzipiert
ist, so werden im Falle der intrageneratio-
nellen Gerechtigkeit die Unterschiede der
verschiedenen Lebensbedingungen hervor-
gehoben. Im Gegensatz zur intergeneratio-
nellen Gerechtigkeit können sich wider-

sprechende Ziele im Rahmen intragenera-
tioneller Gerechtigkeitsdebatten durch di-
rekte Verhandlungen oder gerichtliche
Verfahren gelöst werden. Darüber hinaus ist
es möglich, die intragenerationelle Gerech-
tigkeit durch Verteilungsmaßnahmen direkt
zu erhöhen, was außerdem positive Auswir-
kungen auf die intergenerationelle Gerech-
tigkeit haben kann, wenn der zukünftige
Gewinn der Benachteiligten das vorherseh-
bare Defizit der Übervorteilten überwiegt,
d.h. der Nettoeffekt in der Zukunft positiv
ist.7

Ethische Implikationen von Vermeidung
und Anpassung
Ungebremster anthropogener Klimawandel
stellt gleichzeitig eine direkte und eine indi-
rekte Bedrohung für Generationengerech-
tigkeit dar. Erstens droht eine beträchtliche
Vernichtung des natürlichen Kapitals der
Erde (z.B. eine saubere Atmosphäre, Ökosy-
steme, Biodiversität, etc.). Zweitens drohen
zum Beispiel extreme Wetterbedingungen
(und weitere Folgen des Klimawandels) die
menschliche Sicherheit und das Wohlerge-
hen zukünftiger Generationen zu gefährden.
Obwohl die direkten Effekte des Klimawan-
dels die kommenden Generationen als
 Ganzes treffen werden, verteilen sich die ein-
zelnen Effekte im Bereich der menschlichen
Sicherheit ungleichmäßig auf zukünftige
Völker der industrialisierten Welt und der
Entwicklungsländer.
Als Alternativen zum politischen Umgang
mit diesen Problemen stehen sich zwei ge-
nerelle Strategien gegenüber: Vermeidung
und Anpassung (engl. mitigation and adap-
tation). Während die erste Strategie auf eine
Bekämpfung und Prävention des gefährli-
chen Klimawandels durch Reduktion der
CO2-Emissionen abzielt, bezieht sich die
zweite auf vorausschauende und geplante
Veränderungen menschlicher Praktiken. Aus
einer rein intergenerationellen Perspektive
kann Vermeidung als die normativ bessere
Strategie betrachtet werden, da sie sowohl
die Erhaltung der Natur garantiert (und
damit selbst mit einer strengen Auffassung
von ökologischer Nachhaltigkeit vereinbar
ist) als auch die Chancen der zukünftigen
Generationen als Ganzes auf Befriedigung
ihrer Grundbedürfnisse zu wahren beab-

sichtigt.8 Anpassungspolitiken haben eben-
falls das Potential, Generationengerechtig-
keit zu erhöhen und zu verbessern, sofern sie
einen positiven Nettoeffekt in der Zukunft
haben. Dennoch ist dieses Potential eher li-
mitiert, da in den meisten Fällen ökologi-
sche Verluste durch den Klimawandel
hingenommen werden müssen. Zudem wer-
den nicht alle zukünftigen Generationen in
ihrer Gesamtheit davon profitieren können,
da die meisten Anpassungen vor Ort unter-
nommen werden müssen.
Indem man bei der Analyse der internatio-
nalen Politik eine intragenerationelle Ge-
rechtigkeitsperspektive einnimmt, erhält
man ein leicht verändertes Bild. Diese Sicht-
weise wurde besonders von Entwicklungs-
ländern in den 1990er Jahren angenommen,
was zu einer generellen Skepsis der Ent-
wicklungsländer in Bezug auf Klimapolitik
führte. Auf globaler Ebene sind Vermei-
dungsstrategien potentiell inkompatibel mit
verschiedenen Auffassungen von internatio-
naler Gerechtigkeit. Dies rührt von der
 Tatsache her, dass Industrie- und Entwick-
lungsländer bisher ungleichmäßig am
 weltweiten Treibhausgas-Ausstoß beteiligt
waren. Daraus resultierte z.B. die Umset-
zung des „polluter pays principle“ (Verursa-
cher-Prinzip) in der ersten Runde des
Kyoto-Protokolls, wie auch die Suche nach
einem fairen Verteilungsmechanismus für
die nächste Runde (nach 2012).9

Internationale Anpassungsstrategien sind,
im Gegensatz dazu, in einem Diskurs über
internationale Gerechtigkeit normativ ver-
wurzelt. Da die Industriestaaten die Haupt-
verantwortung für den Klimawandel tragen,
die Entwicklungsländer jedoch exorbitant
an den Folgen leiden werden, kann für den
Norden das normatives Gebot deduziert
werden, notwendige Anpassungsprojekte im
Süden zu finanzieren.10 Folgt man dieser Ar-
gumentation, wie sie z.B. von Entwick-
lungsorganisationen vorgebracht wird, so
stellt Anpassung in der Finanzierung eine
angemessene Maßnahme zur Gewährlei-
stung der nachhaltigen Entwicklung von
 gefährdeten Ländern angesichts des gewis-
sermaßen unvermeidbaren Klimawandels
dar.

Internationale Klimapolitik zwischen Ab-
schwächung und Anpassung
Die Jahre nach der Schaffung des interna-
tionalen Klimaregimes auf der UNCED im
Jahre 1992 waren durch intensive Verhand-
lungen über eine internationale Überein-
kunft zu verpflichtenden Emissionsreduk-
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tionszielen gekennzeichnet (der Kyoto-Pro-
zess). Bedingt durch die gegensätzlichen
 Positionen der Mitgliedsstaaten der Euro-
päischen Union, Klimaskeptikern wie den
USA oder Japan, und den Entwicklungslän-
dern erwiesen sich die Verhandlungen als
äußerst schwierig. Zwar kam es auf dem
Treffen COP-3 in Kyoto im Jahre 1997 zu
einer Einigung über ein absolutes Redukti-
onsziel für Industriestaaten, der endgültige
Beschluss darüber wurde aber erst in der
zweiten Hälfte des COP-6-Treffens in Bonn
im Jahre 2000 gefasst.11

Zu Beginn des Kyoto-Prozesses spielte die
Frage nach Anpassung nur eine Nebenrolle,
aber im Jahre 2001 änderte sich dies mit der
siebten COP-Konferenz in Marrakesch.12

Das Marrakesch-Abkommen initialisierte ein
internationales Programm um die Entwick-
lungsländer mit Anpassungsmaßnahmen zu
unterstützen. Zu diesem Zweck wurden drei
Fonds zur Finanzierung von Projekten im
Süden eingerichtet. Weniger entwickelte
Länder wurden durch Nationale Anpassungs-
strategien (NAPAs) an der UNFCCC betei-
ligt. Neben der Finanzierung von An-
passungsprojekten konzentrierte sich die
UNFCCC auf die Entwicklung und Ver-
breitung von wissenschaftlichen Erkennt-
nissen, um die am meisten gefährdeten
Regionen und Länder mit Mitteln zur Stär-
kung ihrer Anpassungsbemühungen zu
 versorgen. Außerdem sollten best-practice-
Beispiele als Richtlinie für Politiker und Ent-
scheidungsträger in gefährdeten Regionen
und Ländern dienen. Dazu übernahm die
UNFCCC das Buenos Aires Arbeitspro-
gramm über Anpassungs- und Antwortmaß-
nahmen (Buenos Aires Working Program on
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Adaptation and Response Measures) im Jahr
2004 und das Nairobi Arbeitsprogramm
über Wirkungen, Verwundbarkeit und An-
passung an den Klimawandel (Nairobi Work
Programme on Impacts, Vulnerability and
Adaptation to Climate Change) im Jahr
2006.13

Kognitiver Wandel als soziales Lernen
Wenn wir die Gründe für die wachsende Be-
deutung der Anpassungsstrategie näher be-
trachten, könnte man einfach auf die
Tatsache verweisen, dass die wissenschaftli-
che Gewissheit über den Klimawandel ge-
stiegen ist. Dies könnte Entscheidungsträger
zu der Einsicht gebracht haben, dass es
ihnen besser ergehen würde, wenn sie die
Probleme angehen und somit Anpassungs-
arbeit verhindern würden. Allerdings ist dies
aus sozialkonstruktivistischer Sichtweise
ganz eindeutig nur die halbe Wahrheit, denn
sie erklärt den politischen Prozess, der zu
mehr wissenschaftlichen Erkenntnissen und
Einsichten geführt hat, nicht. Die Existenz
der UNFCCC selbst ist die notwendige Be-
dingung für diesen Lernprozess durch Inter-
aktion. Die Erfindung und Verbreitung eines
neuen Verständnisses des Klimawandels
wurde durch die stabilen Rahmenbedingun-
gen der internationalen Klimaverhandlungen
ermöglicht.
Drei Mechanismen können in dieser Ent-
wicklung als einflussreich identifiziert wer-
den. Als erstes garantierten die jährlichen
Treffen der Mitgliedsstaaten anhaltende In-
teraktion.14 Zweitens wurde das Intergo-
vernmental Panel on Climate Change
(IPCC) als wichtiges wissenschaftliches Gre-
mium in das Klimaregime integriert. Dies

ermöglichte einen beständigen Austausch
zwischen Klimaforschern und Diploma-
ten.15 Drittens verpflichteten sich die Mit-
glieder des Abkommens zur regelmäßigen
Berichterstattung über ihre Aktivitäten im
Bereich der Klimapolitik (sogenannte natio-
nal communications).16 All dies garantierte
eine Umgebung, in der sich neue Einstel-
lungen entwickeln konnten und durch in-
tensive Verhandlungen kollektiv akzeptiert
wurden (nicht zuletzt durch die Publikatio-
nen des IPCC).

Klimawandel als globales und ökologi-
sches Problem
Als das Klimaregime im Jahr 1992 geschaf-
fen wurde, gab es bereits einen international
etablierten und akzeptierten Diskurs über
den Klimawandel, den man als global-phy-
sikalische Klimadebatte bezeichnen könnte.
Dieser Diskurs war das Resultat einer an-
haltenden wissenschaftlichen Auseinander-
setzung mit dem Klimawandel auf einer
Reihe von Konferenzen unter der Federfüh-
rung der Vereinten Nationen und der World
Meteorological Organization (WMO). Der
Diskurs bestand daher aus den kollektiven
Ideen vom Klimawandel, die von der gro-
ßen Mehrheit der wissenschaftlichen Ge-
meinschaft zu jener Zeit akzeptiert wurden.
Durch die Veröffentlichung des ersten Be-
wertungsberichts des IPCC im Jahre 1990
hatte sich diese Debatte bereits in der politi-
schen Arena der UNFCCC etabliert.
In diesem entscheidenden Diskurs wurde
Klimawandel als globales Problem darge-
stellt: Gründe für den Klimawandel wurden
mit der Summe der globalen Emissionen
identifiziert, und die Auswirkungen wurden
als global wahrgenommen (z.B. der Anstieg
des Meeresspiegels).17 Des Weiteren war klar,
dass der Wissensstand über die genaue
 Entwicklung und die zukünftigen Auswir-
kungen unsicher und ungenau blieb.18

Nichtsdestotrotz kann die Einsicht, dass Kli-
mawandel eine Folge des Treibhausgasaus-
stoßes war, als kollektiv akzeptiertes Faktum
im dominanten Klimadiskurs gelten.19

Klimawandel wurde im Allgemeinen dem
Bereich der Naturwissenschaften zugeord-
net, was andere, eher sozial orientierte, In-
terpretationen unterdrückte. In Fragen der
gesellschaftlichen Auswirkungen wurde Kli-
mawandel zuallererst als Umweltproblem
gesehen, und nur zu einem geringen Grad
als soziale oder wirtschaftliche Herausforde-
rung.20

Das allgemeine Bild des Klimawandels hatte
starke Auswirkungen auf die gesammelten
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• Anpassung ist ein lokales Problem.
• Regionale Auswirkungen sind unvorhersehbar  

Anpassung ist schwer zu planen
• Die Kapazität zur Anpassung ist ein inhärentes 

Merkmal von Ökosystemen.
• Anpassung erschwert Vermeidungsstrategien.

Das Konzept der Anpassung

• Klimawandel ist ein globales Problem.
• Klimawandel ist Folge menschlichen Handelns 

und wird durch den Treibhauseffekt verursacht. 
• Zukünftige Entwicklungen und Auswirkungen 

sind unsicher.
• Klimawandel ist ein physikalisches Phänomen.
• Globale Erwärmung ist eine fundamentale 

Bedrohung für die Umwelt.

global-physikalische Debatte
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Ideen über die Anpassung an den Klima-
wandel. Da dieser in erster Linie als Problem
für die zukünftige Umwelt betrachtet wurde,
lag die Aufgabe der Politiker darin, ihn zu
verhindern. In diesem Kontext wurde An-
passung nicht als wünschenswerte Option
für die Klimapolitik gesehen, sondern als
Kapitulation vor den Tatsachen.21 Während
Klimawandel als globales Problem verstan-
den wurde, fasste man die Frage nach An-
passung als lokale Herausforderung auf,
denn schließlich variierten die Folgen der
Klimaerwärmung in ihrem Ausmaß von Ort
zu Ort. Der Versuch, Auswirkungen des Kli-
mawandels auf lokaler Ebene vorherzusagen,
galt als zweifelhaft  und so erschien voraus-
schauende Anpassung als irrational.22 Die
Konstruktion des akzeptierten physikali-
schen Verständnisses des Klimawandels
führte zu dem weit verbreiteten Glauben,
dass Anpassungskapazitäten ein intrinsisches
Merkmal regionaler Ökosysteme, und nicht
etwa eine politisch modifizierbare Funktion
mit sozio-ökonomischen Bedingungen sind.
Schlussendlich ergab sich daraus, dass An-
passung weithin als Teil der zu erwartenden
Kosten der globalen Erwärmung zu inter-
pretieren sei.23

Klimawandel als regionales und soziales
Problem 
Seit 2001 gab es eine ganze Reihe bedeu-
tender Änderungen in der Klimadiskussion
innerhalb der UNFCCC. Die wichtigste
dieser Änderungen war vermutlich die zu-
nehmende Akzeptanz der tatsächlichen Exi-
stenz des anthropogenen Klimawandels.24

Des Weiteren erscheint es, als ob sich die
räumliche Wahrnehmung der globalen Er-
wärmung verändert hat. Die Entwicklung
neuer regionaler Klimamodelle, die weitaus
präziser sind und genaue Vorhersagen auf re-
gionaler Ebene ermöglichen, waren der
Hauptauslöser hierfür. Dies führte zu der
Erkenntnis, dass das Verständnis von Kli-

mawandel als globales Problem den lokalen
Auswirkungen nicht in angemessener Weise
gerecht wird.25 Darüber hinaus stehen nicht
länger die Effekte der globalen Erwärmung
auf bestimmte Ökosysteme im Vorder-
grund, sondern die Verwundbarkeit be-
stimmter Regionen und Gemeinden. Dies
führte zu einer weiteren Veränderung des
Verständnisses des Klimawandels: Er wird
nicht mehr in rein physikalischen Begriffen
beschrieben, sondern – zumindest im Hin-
blick auf seine Auswirkungen – in sozio-öko-
nomischen Zusammenhängen gesehen.26

Die Änderungen in der allgemeinen Be-
trachtung des Klimawandels verändern au-
ßerdem das Bild von Anpassung im Kontext
internationaler Politik. Der Klimawandel er-
scheint nun als sicheres wissenschaftliches
Faktum. Genauere regionale Klimamodelle
zeigen, dass die am wenigsten entwickelten
Teile der Welt, die am wenigsten zum Treib-
hauseffekt beigetragen haben, recht wahr-
scheinlich am meisten unter seinen Folgen
zu leiden haben werden. Dies führte außer-
dem zu der verbreiteten Auffassung, die heu-
tigen Wetterextreme als erste signifikante
und sichtbare Konsequenz des Klimawan-
dels zu sehen. Durch diese Entwicklung ver-
bindet sich der Diskurs über Klimapolitik
mit dem Diskurs über Entwicklungspolitik
bzw. nachhaltige Entwicklung. Anpassung
und Abschwächung werden nicht länger als
sich gegenseitig ausschließend betrachtet,
sondern als sich ergänzende Teile einer in-
ternationalen Strategie der Klimapolitik.27

Die Entwicklung von Normen in der in-
ternationalen Klimapolitik

Als die UNFCCC gegründet wurde, hatten
sich bereits drei dominante politische Nor-
men international etabliert. Die erste Norm
war sowohl Folge jahrelanger internationaler
wissenschaftlicher Zusammenarbeit als auch
einer kollektiven Interpretation des Klima-
wandels als globales Problem. Sie kann wie
folgt formuliert werden: Das Problem des
Klimawandels sollte von der internationalen
Gemeinschaft auf eine kooperative Weise
gelöst werden.28 Die zwei anderen vorherr-
schenden Normen leiteten sich aus einem
internationalen Diskurs über Nachhaltigkeit
ab, der vom Club of Rome in den Siebziger
Jahren angestoßen und durch den Report
der WCED im Jahre 1987 politisch umge-
setzt wurde.29 

Die erste dieser Normen übersetzt die Fol-
gerungen aus einer intergenerationellen
 Morallehre in eine Verhaltensnorm für Kli-
mapolitik, indem sie herausstellt, dass die
Bemühungen zur Vermeidung des Klima-
wandels auch ohne definitive wissenschaftli-
cher Fakten (d.h. precautionary principle)
unternommen werden sollten.30 Da globale
Erwärmung eine Gefahr für das Wohlerge-
hen zukünftiger Generationen darstellt, darf
unzureichende wissenschaftliche Sicherheit
nicht zu politischem Nichtstun führen. Die
zweite Nachhaltigkeitsnorm spiegelt im
 Gegensatz dazu ein Konzept von internatio-
naler Gerechtigkeit wider: Da die Industrie-
staaten den größten Teil der Verantwortung
für den Klimawandel tragen, sollten sie auch
die Führung in der Klimapolitik überneh-
men (d.h. polluter pays principle).31 Die
WCED kann als Initiator dieser beiden
Nachhaltigkeitsnormen betrachtet werden,
da sie die Organisation mit der notwendi-
gen Autorität und Legitimität zum erfolg-
reichen internationalen Voranbringen dieser
Normen war. Mit der Formulierung des
UNFCCC-Vertrags wurden diese drei Nor-
men allgemein akzeptiert und Bestandteil
internationalen Rechts.32

Die wachsende Bedeutung von Anpassung
war nicht das Resultat einer Ablösung die-
ser Klimanormen durch neu geschaffene.
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Vermasselt es nicht – gute Planeten
sind schwer zu finden.
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Stattdessen änderte sich die konkrete Be-
deutung der oben beschriebenen Normen.
Sie wurde vor dem Hintergrund des sich
verändernden Klimadiskurses erweitert. Im
kognitiven Zusammenhang des Jahres 1992
war die normative Hauptrichtlinie der Kli-
mapolitik das Verhindern des Klimawan-
dels.33 Dies kann wie folgt logisch abgeleitet
werden: Die globale Erwärmung stellt eine
Gefahr für die Umwelt und für zukünftige
Generationen dar, deshalb sollte Klimawan-
del verhindert werden. Um dies zu tun soll-
ten globale Emissionen auch ohne absolute
Sicherheit reduziert werden, und außerdem
sollten die Industriestaaten aufgrund ihrer
historischen Schuld die Führungsrolle dabei
einnehmen. Mit anderen Worten besagt
diese Logik, dass, gemäß einer global-physi-
kalischen Debatte, ein strenges Konzept
ökologischer Nachhaltigkeit die Abschwä-
chung gegenüber der Anpassung auf Basis
normativer Argumente bevorzugt.
Je weiter sich der kognitive Kontext der
 Klimapolitik in Richtung einer sozial-regio-
nalen Debatte verlagerte, desto mehr verän-
derte sich die normative Bewertung von
Anpassung. Dies kann ebenfalls logisch be-
gründet werden: Klimawandel stellt eine
Gefahr für heutige und zukünftige Genera-
tionen dar, besonders in armen Ländern.
Die Industriestaaten sind für den Großteil
des Klimawandels verantwortlich. Darum
sollten die Entwicklungsländer in ihren
 Bemühungen zur Anpassung an den Klima-
wandel von entwickelten Ländern unter-
stützt werden, und Anpassung sollte in
vorausschauender Art und Weise erfolgen.
Auf ethischer Ebene bedeutet diese Ent-
wicklung eine normative Verschiebung, weg
von einer eher strengen Auffassung von
Nachhaltigkeit und hin zu einem sozialeren
Verständnis, in dem internationale Gerech-
tigkeit erhöht wird und dabei zunehmend
als treibende Kraft in der Klimapolitik dient.
Um nachhaltige Entwicklung zu garantie-
ren, betrachtet man die Befreiung der Ent-
wicklungsländer von Auflagen als nicht
mehr ausreichend; stattdessen müssen sie
aktiv unterstützt werden.

Verschmutzer, Nicht-Verschmutzer und
Opfer im Klimaregime 
Die Aufnahme von Anpassung in die globale
Klima-Governance ist nicht einfach nur die
Folge altruistischen Verhaltens der  Indus -
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triestaaten innerhalb des oben beschriebe-
nen normativen Zusammenhangs. Vielmehr
ging der Prozess, durch den diese Verände-
rungen in der Wahrnehmung stattfanden,
Hand in Hand mit den Identitätsverände-
rungen mancher Akteure und damit auch
mit einer Verschiebung ihrer Interessen. In
dieser Hinsicht am Wichtigsten war die Ent-
wicklung einer kollektiven Identität der am
meisten gefährdeten Länder. Zu Beginn der
internationalen Klimaverhandlungen sahen
sich die meisten der Entwicklungsländer als
nicht wirklich von Fragen des Klimawandels
betroffen. Aus Sicht der internationalen Ge-
rechtigkeit fühlten sie sich nicht für das
Schicksal zukünftiger Generationen verant-
wortlich. Dies folgte aus der Tatsache, dass
es zwei Rollen in der internationalen Kli-
mapolitik gab, nämlich die Verschmutzer
(die Industriestaaten) und die Nichtver-
schmutzer (die Entwicklungsländer).34 Es
gab nur eine kleine Gruppe von Kleininsel-
staaten (AOSIS), die sich selbst als von glo-
baler  Erwärmung bedroht verstand. Durch
die Interaktionsprozesse der anhaltenden
Klimaregimeverhandlungen begann sich
diese Rollenkonstellation zu verändern. Er-
stens führte der Klimawandeldiskurs zu der
Einsicht vieler Entwicklungsländer, dass ihre
sozio-ökonomische und/oder geografische
Lage sie besonders anfällig machte. Zweitens
begannen Entwicklungsländer die kommu-
nikativen Signale der Verschmutzer in den
Klimaverhandlungen zu beachten. Obwohl
die Industriestaaten sich selbst zur Verhin-
derung des Klimawandels verpflichtet hat-
ten, äußerten sie entweder öffentlich ihren
Widerwillen (wie beim Fall der ‚Klimaskep-
tiker‘) oder sie erreichten ihre Ziele nicht
(wie manche Staaten der Europäischen
Union).35

Daraus ergab sich, dass die Entwicklungs-
länder die Vorstellung eines gemeinsamen
Schicksals im Angesicht des Klimawandels
zu teilen begannen: Sie sahen sich nicht län-
ger als Nichtverschmutzer, sondern als Opfer.
Diese neue kollektive Identität der Ent-
wicklungsländer führte daher zu einer Ver-
änderung ihrer Interessenlage. Aus ihrem

Selbstbild als Opfer schöpften sie Kraft für
ihre Argumentation für Kompensation und
Unterstützung beim Anpassungsprozess.
Ihre gemeinsame Identität diente als Ver-
knüpfungspunkt und erlaubte es ihnen, eine

gemeinsame Position in den Verhandlungen
zu entwickeln und somit ihren Forderungen
Nachdruck zu verleihen. Daher kann die
 zunehmende Behandlung von Anpassungs-
thematiken in der UNFCCC durch die
deutlicher geäußerten Ansprüche der Ent-
wicklungsländer erklärt werden.36

So wurde im Rahmen eines global-physika-
lischen Diskurses die Perspektive der inter-
nationalen Gerechtigkeit durch einige
Industriestaaten der Europäischen Gemein-
schaft auf normative Weise in das interna-
tionale Klimaregime eingebracht. In jenem
Zusammenhang hatten Entwicklungsländer
keine Anreize zur Teilnahme an internatio-
naler Klimapolitik und verließen sich auf
Argumente der internationalen Gerechtig-
keit um dies zu rechtfertigen. Diesen Ge-
danken weiterführend, entwickelten sie
jedoch im Rahmen eines regional-sozialen
Klimadiskurses aktiv Ansprüche in der in-
ternationalen Klima-Governance. Während
die Leidenden (zukünftige Generationen)
im global-physikalischen Diskurs anonym
waren und kein Mitspracherecht im Ver-
handlungsprozess hatten, sind die Leiden-
den im Rahmen einer regional-sozialen
Perspektive aktiv an den Verhandlungen be-
teiligt.

Schlussfolgerung
Dieser Artikel hat gezeigt, dass die wach-
sende Bedeutung der Anpassung als eine in-
ternationale klimapolitische Strategie durch
einen Lernprozess innerhalb des Klimaregu-
lierungsregimes erklärt werden kann. Wis-
senschaftliche und politische Interaktion
führten zu einer Verlagerung von einem glo-
bal-physikalischen zu einem regional-sozia-
len Diskurs über den Klimawandel. Wir
haben zudem gesehen, dass die politischen
Auswirkungen auf ethische Prinzipien wie
inter- und intragenerationelle Gerechtigkeit
stark vom diskursiven Kontext des Politik-
feldes abhängen. Innerhalb des Klimare-
gimes wurden die intergenerationellen
Konsequenzen der Klimagerechtigkeit im
Rahmen einer global-physikalischen De-
batte vorgebracht, während der Begriff der
internationalen Gerechtigkeit vor allem von
den Entwicklungsländern zur Erkämpfung
ihrer Teilnahme an den globalen Abschwä-
chungsvorhaben genannt wurde. Ein regio-
nal-sozialer Diskurs hat jedoch zu einer
herausragenden und aktiven Rolle für inter-
nationale Gerechtigkeitsargumente in der
Klimapolitik geführt, wodurch diese Argu-
mente eine treibende Kraft hinter den Be-
strebungen für eine kombinierte politische
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Strategie aus Abschwächung und Anpassung
wurde. Eine sozial-konstruktivistische Ana-
lyse zeigt, dass die Interessen der Akteure des
Klimaregimes nicht unabhängig von den sie
umgebenden Vorstellungen und dem, ihre
eigenen Identität beeinflussenden, Kontext
sind. Das Selbstbild der Entwicklungsländer
wandelte sich, als sie realisierten, dass sie den
Großteil der negativen Konsequenzen
 tragen werden. Und im Gegensatz zu zu-
künftigen Generationen können die Ent-
wicklungsländer ihre Stimme in den
heutigen Klimaverhandlungen erheben.
Dies schafft in kommenden Verhandlungen
den Raum für weitere Möglichkeiten solche
Länder in die globalen Abschwächungsvor-
haben zu integrieren.

Der UN-Klimagipfel (COP-15) in Kopen-
hagen im Dezember dieses Jahres wird ein
kritischer Moment in der Entwicklung eines
solchen Planes sein. Dort soll eine Einigung
über das institutionelle Design einer zwei-
ten Verpflichtungsperiode zum Kyoto-Pro-
tokoll erzielt werden. Im Hinblick auf
Generationengerechtigkeit wird es maßge-
bend sein, eine verbindliche Vereinbarung
über die globale Emissionsreduktion zu tref-
fen, die sich an eine Obergrenze von 2 Grad
Celsius durchschnittlicher Temperaturerhö-
hung hält und von der größtmöglichsten
Zahl der viel emittierenden Staaten akzep-
tiert wird. Um dieses Ziel jedoch zu errei-
chen, müssen die Schwellenländer und
einige der größeren Entwicklungsländer
 beteiligt sein. Mit der Aufnahme von Stra-
tegien der Anpassung und des Technologie-
transfers kann die erweiterte Agenda der
internationalen Klima-Governance sich die-
ser Herausforderung erfolgreich stellen.
Dabei werden ‚package deal’-Möglichkeiten
zur Kompensation teilnehmender Entwick-
lungs- und Schwellenländer mit technologi-
schen Partnerschaften, Finanzierungsan-
passungen und zum Angebot von Wissens-
transfer vermehrt, was den benachteiligten
Ländern insgesamt zu einer nachhaltigen
Wirtschaftsentwicklung verhelfen könnte. 
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Baker’s Dozen: Schlüsselnationen können und müssen zusammen-
arbeiten, um weiteren gefährlichen Klimawandel abzuwenden.1

von Dr. Kirsten Oleson, Dr. Lauren Hartzell und Dr. Michael D. Mastrandea

bstract: Die meisten internationalen
Strategien zur Bekämpfung des Kli-
mawandels sehen die Notwendigkeit

einer ‚globalen’ Lösung. Spieltheorie und Poli-
tikwissenschaften empfehlen hingegen, die An-
zahl der Verhandlungspartner so gering wie
möglich zu halten, um eine schnellere und
weitgehendere Lösung zu ermöglichen. Da 90
Prozent der Emissionen von 12 Prozent der
Nationen verursacht werden, vertreten wir die
Auffassung, dass ein ‚Baker’s Dozen’2 koope-
rierender Nationen große Fortschritte im
Kampf gegen den Klimawandel erreichen
könnte. Nur tief greifende Maßnahmen wären
ausreichend, um die Wahrscheinlichkeit von
weiteren gefährlichen und irreversiblen Verän-
derungen des Klimas deutlich zu verringern.
Wir nennen drei Gründe, warum diese Na-

tionen handeln sollten: Sie haben die Mög-
lichkeit zum Handeln, die Verantwortung zum
Handeln und auch ein Selbstinteresse, welches
sie zum Handeln antreiben sollte.

Einführung
Die künftig zu erwartenden, schwerwiegen-
den Auswirkungen des Klimawandels, die
sich daraus ergebende Dringlichkeit bei der
Reduktion von Treibhausgasen und die ak-
tuelle politische Lage bieten einen einzigar-
tigen Moment, die politischen Optionen zur
Zügelung des Klimawandels zu überdenken.
Die meisten internationalen Strategien zum
Umgang mit dem Klimawandel gehen
davon aus, dass es eine ‚globale’ Lösung
geben muss, bei der die meisten, wenn nicht
sogar alle Nationen der Erde an einem Ab-

kommen zur Reduktion von Treibhausgasen
teilnehmen. Der größte Teil der Emissionen
wird jedoch nur von einer Handvoll Staaten
produziert. Daher sollte es möglich sein, die
Treibhausgase auch mit einer geringeren An-
zahl beteiligter Staaten deutlich zu reduzie-
ren. Eine Begrenzung der verhandelnden
Parteien könnte eine schnellere und bessere
Einigung ermöglichen.
Der vorliegende Artikel wirft die Frage auf,
ob eine Untergruppe von Nationen zusam-
men arbeiten könnte und sollte, um weite-
ren Schaden durch den Klimawandel
abzuwenden. Wir beantworten beides mit
Ja. Doch dieser Ansatz ist keineswegs neu –
wir beziehen uns dabei auf Lehren aus der
Politikwissenschaft und der Spieltheorie.
Unser Artikel soll die wissenschaftliche und
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moralische Berechtigung dieses Ansatzes be-
legen. Wir wollen zunächst zeigen, dass eine
Untergruppe von Schlüsselnationen große
Fortschritte im Kampf gegen den Klima-
wandel machen könnte, wenn sie sich zu-
sammenschlösse. Wenn diese Gruppe dem
Klimawandel aggressiv entgegenträte, wären
ihre Maßnahmen ausreichend, um die
Wahrscheinlichkeit weiterer gefährlicher
Klimaveränderungen, wie wir sie definieren,
deutlich zu reduzieren. Unser zweites
Hauptargument beschäftigt sich mit den
Handlungsmotiven dieser Schlüsselnatio-
nen: Erstens ist diese Gruppe in der Lage,
die Wahrscheinlichkeit für weitere Klima-
veränderungen erheblich zu reduzieren; die
Teilnahme bestimmter Staaten ist dabei un-
erlässlich. Zweitens haben all diese Natio-
nen, aufgrund vergangener und zukünftiger
Emissionen, eine Verantwortung, die sie
zum Handeln antreiben sollte. Drittens ist
es auch im Interesse dieser Nationen, den
Klimawandel durch ihr Handeln abzu-
schwächen.

Lehren aus Spieltheorie und Politikwissen-
schaft
Erkenntnisse aus der Spieltheorie und der
Politikwissenschaft sprechen dafür, dass es
effektiver ist, schnelle und ehrgeizige Ver-
einbarungen durch Verhandlungen eines
Kerns von Nationen anzustreben. In der ein-
schlägigen Literatur ist es wenig umstritten,
dass eine Vereinbarung im größten Interesse
aller beteiligten Akteure sein muss. Aus der
Sicht eines Landes muss der erwartete Nut-
zen des Vertragsbeitritts die erwarteten Ko-
sten übersteigen. Ansonsten werden Staaten
sich weigern, einem Abkommen beizutre-
ten. Die Vereinbarung wird also entweder
gar nicht erst zustande kommen oder jeden-
falls keinen dauerhaften Bestand haben, da
die Staaten in diesem Fall später von den
Vereinbarungen zurücktreten oder das Ab-
kommen hintergehen werden. Die folgen-
den vier überlappenden Erkenntnisse
entstammen der spieltheoretischen und
 politikwissenschaftlichen Literatur und kön-
nen für die Analyse internationaler Abkom-
men genutzt werden.3

(1) Die Spieltheorie zeigt, dass Verhandlun-
gen in einer großen Gruppe zu einem Kon-
sens führen, der den Vorstellungen der Partei
mit dem geringsten Ehrgeiz entspricht.
Diese Ansicht wird auch von der Politikwis-
senschaft gestützt: Je größer die Zahl, desto
schwieriger ist es, eine Kombination von
Maßnahmen zu finden, die jede Nation bes-
ser und keine schlechter stellt. Daher ist

man, wenn ehrgeizige Ziele angestrebt wer-
den, besser beraten, die Zahl der Verhan-
delnden zu begrenzen.
(2) Wenn viele Parteien an einem Abkom-
men beteiligt sind, sind die Kosten, um sich
davon loszusagen, für einen einzelnen Ak-
teur genauso niedrig wie der Gewinn aus sei-
ner Beteiligung. Aus diesem Grund ist der
Anreiz zum Trittbrettfahren unter den Na-
tionen in diesem Fall sehr hoch und ihr Aus-
scheiden (oder Beitreten) hat kaum Einfluss
auf die anderen Parteien. Kein Abkommen
wird also jemals optimal sein können, da
Teilnehmer jederzeit ausscheiden können
und dadurch den Umwelteffekt minimieren
werden.
(3) Eine langfristige, sich von selbst durch-
setzende und annehmbare globale Lösung
wird entstehen, wenn multiple Koalitionen
unterschiedlicher Größe individuelle Maß-
nahmen vereinbaren. Die Wahrscheinlich-
keit, dass nationale Maßnahmen eingebracht
werden und sich von selbst durchsetzen,
steigt bei einem solchen Modell.4 Je unflexi-
bler die Ziele der Politik sind, desto
 unwahrscheinlicher ist eine dauerhafte Eini-
gung mit vielen Akteuren. Denn die Staaten
wären in diesem Fall nicht mehr in der Lage,
Maßnahmen, die an ihren eigenen Interes-
sen und ihren institutionellen Kompetenzen
ausgerichtet sind, national umzusetzen. 
(4) Einige Staaten werden andere Partner
durch finanzielle Anreize dazu bewegen
müssen, weiterhin im Kampf gegen den Kli-
mawandel aktiv zu bleiben. Angesichts der
politischen Debatte um den globalen Kli-
mawandel werden weniger entwickelte Saa-
ten einem Abkommen nicht beitreten,
solange sie keine finanzielle Unterstützung
von höher entwickelten Staaten (welche,
nicht zufällig, im Laufe der Geschichte mehr
emittiert haben) erhalten. Auch die Spiel-
theorie unterstreicht die Wichtigkeit von
Zahlungen reicher an ärmere Nationen, um
sie als Abkommenspartner gewinnen zu
können.5

Die umfangreiche Literatur hält vor allem
eine wichtige Lektion bereit: Ein globales
Abkommen zum Klimaschutz ist sehr un-
wahrscheinlich und falls es ein solches Ab-
kommen geben sollte, wird es instabil und
vermutlich nicht weitgehend genug sein.
Daher ist es wahrscheinlicher, dass wir meh-
rere Koalitionen mit parallelen Abkommen
sehen werden, in denen einige Staaten mehr
leisten als andere und alle Staaten einen Bot-
tom-up-Ansatz wählen, mit dessen Hilfe sie
ihre nationalen Anreize und institutionellen
Kompetenzen überdenken.

Auch von einem empirischen Standpunkt
aus betrachtet können Belege für den Nut-
zen von Nebenabkommen in der interna-
tionalen Umweltpolitik aufgezeigt werden.
Die Dekade zwischen der Verabschiedung
der UN Klima-Rahmenkonventionen und
der Ratifizierung des Implementierungspro-
tokolls sowie der Weigerung der USA, das
Protokoll zu ratifizieren, sind Belege für die
auftretenden Schwierigkeiten hinsichtlich
der Koordinierung der vielfältigen nationa-
len Interessen.6 Das Montreal Protokoll,
eines der erfolgreichsten internationalen
Umweltabkommen,7 begann mit nur 28
Nationen. Kürzlich geführte politische
 Diskussionen, z.B. bei den G20 oder L20,
konzentrierten sich eher darauf, eine inter-
nationale Politik zum Klimawandel zu
 entwickeln, die auf anfänglichen Überein-
künften ausgewählter Staaten basiert. Aller-
dings fanden diese Diskussionen im
Schatten gleichzeitig stattfindender, interna-
tionaler Klimaverhandlungen statt und es
gibt deutliche Hinweise darauf, dass die Ei-
nigung auf ein Nebenabkommen im Vorfeld
umfangreicher Verhandlungen zu einem
schlechteren Ergebnis führen kann, solange
dieses Abkommen nicht auf die späteren
Verhandlungsstrategien der teilnehmenden
Parteien8 abgestimmt ist. So kann leider
nicht festgestellt werden, zu welchem Resul-
tat diese Nebenverhandlungen geführt hät-
ten, wenn nicht gleichzeitig konkurrierende,
globale Verhandlungsprozesse stattgefunden
hätten.9

Dringlichkeit und Grenzwerte, die Han-
deln erforderlich machen
Das Konzept des gefährlichen Klimawandels
ist normativ und beschreibt eine Situation,
in der die Auswirkungen des Klimawandels
das Niveau überschreiten, welches von der
Gesellschaft als akzeptabel erachtet wird.
Dieses Werturteil wird von unserem wissen-
schaftlichen Verständnis der projizierten
Auswirkungen des Klimawandels getragen.
In der Klima-Rahmenkonvention wurde
keine spezifische Definition von „gefährli-
chen menschlichen Engriffen“ vorgelegt.
Dies war teilweise darauf zurückzuführen,
dass sich die Ansichten über die Bedeutung
von ‚gefährlich’ je nach Weltanschauung,
Werten, geographischer Lage oder Anpas-
sungsmöglichkeiten unterscheiden. Was ge-
fährlich ist, schätzen wir dabei aus
Perspektive der menschlichen Wohlfahrt ab,
welche wir, jetzt und in Zukunft, als nor-
mativen und schützenswerten Wert ansehen.
Da das menschliche Wohl von dem abhän-
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gig ist, womit uns die Erde versorgt, erzeugt
ein Verlust dieser Leistungen ohne Mög-
lichkeit der Erneuerung, Ersatz oder Substi-
tution eine deutliche Gefahr. 
In Anbetracht des Ziels weiteren Klimawan-
del zu verhindern, haben Wissenschaftler
versucht, die Zusammenhänge zwischen den
physikalischen Parametern Temperaturan-
stieg und Stabilisierungsniveau für die
 Atmosphäre zu bestimmen, um dann abzu-
schätzen, welche jährlichen Emissionspfade
oder welches kumulierte Emissionsbudget es
uns ermöglich würde, das Stabilisierungsziel
einzuhalten. Diese Studien formulieren teil-
weise ähnliche Ziele, wie etwa die Begren-
zung des Klimawandels auf eine akzeptable
Veränderung der Temperatur, die Festlegung
einer stabilen Konzentration von Klimaga-
sen in der Atmosphäre oder die Festschrei-
bung von Emissionswerten. Es bleibt jedoch
festzuhalten, dass diese Ziele noch unsicher
und voller Werturteile sind, insbesondere in
Bezug auf die Einschätzung von Risiken. Als
Voraussetzungen für ein politikrelevantes,
kumuliertes Emissionsbudget legen wir (a)
einen akzeptablen Temperaturanstieg und
(b) einen langfristig stabilen Gehalt von
CO2 in der Atmosphäre fest, obgleich dieses
Stabilisierungsziel vorübergehend über-
schritten werden kann.
Unser Ziel ist die Begrenzung des Tempera-
turanstiegs auf ein Grad Celsius über dem
Niveau von 2000. Das entspricht etwa einer
Erwärmung von 1,6 Grad im Vergleich zum
vorindustriellen Niveau und liegt damit
knapp unter dem zwei Grad Ziel der EU-
Politik und in etwa gleichauf mit dem 1,5
Grad Ziel der Vereinigung der kleinen In-
selstaaten.10 Dabei folgen wir Studien, wel-
che die ‚reasons for concern’ (begründete
Klimasorgen = Klimaszenarien) vom IPCC
heranziehen, um zu definieren, welche Än-
derung der Durchschnittstemperatur als ge-
fährlich anzusehen ist, wenn diese über
einen längeren Zeitraum konstant bleibt.11

Die Studien geben die beste Risikoschätzung
für jede Risikokategorie bei unterschiedli-
chen Temperaturanstiegen wieder. Wir den-
ken, dass die Kategorie „enormes Risiko“ der
Klimaszenarien eine gute ‚Gefahrengrenze’
darstellt. Wie wir noch zeigen werden, kann
eine Überschreitung dieser Gefahrengrenze
bedrohliche Auswirkungen haben, die zu
einem irreversiblen Verlust von Erdressour-
cen führen könnten.
Ein aktuelles Update bezüglich der Ände-
rung der Durchschnittstemperatur gibt als
eine solche Gefahrengrenze im Rahmen der
‚reasons for concern’ eine Temperaturerhö-
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hung von 1-2,5 Grad gegenüber 2000 an.12

Wo wir innerhalb dieses Bereichs den
Grenzwert setzen sollten, hängt von Wert-
urteilen über die relative Wichtigkeit eines
jeden Szenarios ab. Ein Grenzwert von
einem Grad über dem Niveau von 2000
würde kein großes Risiko in den fünf Kate-
gorien darstellen. Aber sogar auf diesem
niedrigen Niveau werden wir sicher mit
einer Reihe von Auswirkungen rechnen
müssen. Bei einem Anstieg von mehr als
einem Grad, könnten wir sogar weit schlim-
meren Konsequenzen gegenüberstehen, vor
allem dann wenn man die Nichtlinearität
des Klimasystems berücksichtigt und die
Überraschungen, die dies mit sich bringen
könnte. 
Bei einem Anstieg von einem Grad der glo-
balen Durchschnittstemperatur gegenüber
2000 werden wir wahrscheinlich einige
deutliche, weitreichende Folgen hinnehmen
müssen. Wir werden die damit verbundenen
Risiken für einzigartige und gefährdete Öko-
systeme zu spüren bekommen, wie etwa eine
vermehrt auftretende,umfangreiche Koral-
lenbleiche und die zunehmende Verwund-
barkeit von Gesellschaften in der Arktis und
auf kleinen Inseln. Zudem wird eine höhere
Intensität von extremen Wetterereignissen,
wie Zyklonen, Hitzewellen, Dürren und
Überflutungen zu erwarten sein, die wie-
derum steigende Zahlen Toter und Verletz-
ter sowie höhere Schaden an Eigentum mit
sich bringen wird. Menschen, die in armen
oder niedrig gelegenen Landstrichen bzw. in
niedrigen Breitengraden leben, haben hier
das größte Risiko zu tragen. Menschen in
‚reichen’ Ländern sind ebenfalls betroffen
(wie beispielsweise die Opferzahlen der Hit-
zewelle in Europa, im Jahr 2003, belegen).
Das vermutlich Wesentlichste an unserem
ein Grad-Argument ist, dass wir einen mä-
ßigen, aber dennoch deutlichen Anstieg von
Diskontinuitäten im Klimasystem auf der
Makroskala haben werden, was u.a. das teil-
weise oder komplette Abschmelzen der Eis-
schilde von Grönland und der Westantarktis
einschließen könnte. Wenn diese Schmelze
wirklich stattfindet, könnte der Meeresspie-
gel mehrere Meter steigen und lebenswich-
tige Meeresströmungen könnten versiegen.13

Eine große Menge des Süßwassers der Erde
war für viele, viele Jahre in diesen Eisschil-
den gespeichert.14 Diese Eisvorräte haben di-
verse physikalische Funktionen, wie z.B. die
eines Wasserspeichers oder eines Sonnenre-
flektors. Eine Reihe großflächiger und nega-
tiver Auswirkungen wären die Folge des
Verlusts dieser Eisschilde. Ein komplettes

Abschmelzen könnte einen Anstieg des Mee-
resspiegels um bis zu zwölf Meter verursa-
chen, während eine teilweise Schmelze, die
sich über Jahrhunderte hinziehen könnte,
einen Anstieg von immerhin sechs Metern
verursachen könnte. Solch ein Anstieg
würde eine Reihe küstennaher und niedrig
gelegener Landstriche überfluten. New Or-
leans, die Niederlande, Bangladesch und die
meisten niedrig gelegenen, kleinen Insel-
staaten würden überschwemmt. Jedes Land,
das eine Küste hat, bzw. von der Infrastruk-
tur an den Küsten abhängig ist (z.B. von
Häfen benachbarter Länder oder der Han-
delspartner) wäre betroffen. 
Zweitens könnte der Einfluss des Süßwas-
sers die globale Ozeanzirkulation verändern,
da ein Eindringen dieses weniger dichten
Wassers die Meeresströme wahrscheinlich
nachhaltig beeinflussen würde. Zusätzlich
dazu wird auch die Schichtung des Ozean-
wassers durch eine erwärmte Oberfläche ver-
stärkt, da eine Durchmischung erschwert
wird. Der Ozean ist einer der wichtigsten
CO2 Speicher unseres Planeten. Die Ozean-
zirkulation reguliert die Verbindung des tie-
fen Ozeanwassers mit der Atmosphäre,
indem die CO2 Aufnahme in den Ozean er-
möglicht wird. Eine Änderung dieses Aus-
tauschprozesses würde die Menge des im
Ozean aufgenommenen CO2 aus der Atmo-
sphäre verringern. Der dritte Effekt, der
durch den Verlust eines Teils des Eisschildes
ausgelöst werden würde, ist der zunehmende
Verlust an eis- und schneebedeckter Ober-
fläche. Ein Mangel an eisbedeckter Fläche
würde eine positive Rückkopplung verursa-
chen, bei der durch die verringerte Reflexion
der Erdoberfläche mehr Sonneneinstrahlung
absorbiert würde. Die Rückkoppelung
würde den Klimawandel noch zusätzlich be-
schleunigen. 
Erschreckenderweise liegt die Erwärmung,
die bereits als unvermeidbar angesehen wird,
knapp über der ein Grad Grenze.15 In ande-
ren Worten: diese Erwärmung wird wegen
der Trägheit des Klimasystems mit großer Si-
cherheit stattfinden, auch wenn wir die CO2

Konzentration der Atmosphäre auf dem heu-
tigen Level von 385 ppm CO2 (vorindustriell:
280 ppm) einfrieren könnten. Basierend auf
dem naturwissenschaftlichen Wissenstand16

legen wir das heutige Konzentrationslevel von
385 ppm als das Maximum für unser langfri-
stiges Stabilisierungsziel fest.
Die immense Trägheit, sowohl im Klima- als
auch im sozialen System, zwingt uns dazu,
dieses Maximum um ein gewisses Maß und
für eine gewisse Zeit zu überschreiten, bis
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die politischen Maßnahmen ihre Wirkung
entfalten können und die seit dem Beginn
der Industriellen Revolution bereits ins Kli-
masystem eingedrungenen Emissionen ver-
arbeitet werden.17 Je länger und heftiger
diese Überschreitung, desto größer ist die
Wahrscheinlichkeit von umfangreichen,
nichtumkehrbaren Veränderungen.18 In un-
serem Szenario erreicht die Überschreitung
2050 mit ca. 427 ppm CO2 ihren Höhe-
punkt, fällt danach ab und stabilisiert sich
bis 2150 wieder bei 385 ppm.19

Da wir nun das Limit für die Temperatur
und das damit verbundene Überschuss-Sze-
nario ermittelt haben, sind wir in der Lage,
ein angemessenes Niveau von globalen
Emissionen zwischen 2000 und 2050 fest-
zulegen; ein Wert, den wir von nun an ku-
mulierte Emissionen nennen. Zahlreiche
Studien haben Schätzungen abgegeben, wie
viele kumulierte Emissionen wir für den Rest
des halben Jahrhunderts generieren können.
Um das stabile Niveau einzuhalten, haben
wir uns dazu entschlossen, das kumulierte,
globale Emissionsbudget für CO2-Emissio-
nen aus dem Konsum von fossilen Brenn-
stoffen, in der Zeit zwischen 2000 und
2050, auf 290 Gt Kohlenstoff (C) festzule-
gen.20

Unser Vorschlag: Ein Nebenabkommen
Unser Vorschlag für eine Gruppe von Na-
tionen ist es, ein Nebenabkommen zu
schließen, um damit die Wahrscheinlichkeit

eines fortschreitenden, gefährlichen Klima-
wandels drastisch zu reduzieren. Der fol-
gende Absatz wird die notwendige
wissenschaftliche Basis für unseren Ansatz
liefern. Da relativ wenige Länder für den
Großteil der globalen Emissionen verant-
wortlich sind, bedürfen internationale Ab-
kommen zur Emissionsreduktion nicht der
Beteiligung aller Länder. Wie Abb. 1 zeigt,
haben nur erstaunlich wenige Länder einen
deutlichen Einfluss auf den Gesamtausstoß.
So kommen 90 Prozent der Emissionen von
rund 12 Prozent der Länder.21 Die Abbil-
dung ordnet die Staaten nach kumulierten
Emissionen 2004.

Modell
Für ein mögliches Nebenabkommen gibt es
zwei Kriterien. Zuerst muss es mit Hilfe des
Abkommens möglich sein, die globalen
Emissionen auf ein bestimmtes Limit zu re-
duzieren, damit diese unserem Emissions-
budget entsprechen. Zweitens müssen die
vorgeschriebenen Maßnahmen in einem
vernünftigen Rahmen bezüglich der techni-
schen Durchführbarkeit sein. Wegen der
oben erläuterten Gründe begrenzen wir die
Anzahl der Akteure an einem solchen Ab-
kommen und wählen die Nationen anhand
einer Rangfolge der jährlichen Emissionen
aus. Einige mögliche Szenarios ergeben sich
auf nationaler Ebene durch die Reduktion
von CO2-Emissionen bei der Verwendung
von fossilen Brennstoffen. Die Frage ist, wel-

che Möglichkeiten wir haben, unter unserer
definierten Obergrenze von 290 Gt C zu
bleiben. Wir haben dazu Szenarien model-
liert, die mit fünf wechselnden Parametern
arbeiten: (i) den involvierten Staaten, (ii) der
notwendigen, jährlichen Reduktion der
Emissionen, (iii) der notwendigen, jährli-
chen CO2-Abscheidung und Einlagerung
(Sequestrierung), (iv) dem Jahr, in dem der
Höhepunkt der Emissionen erreicht wird
und (v) dem Jahr, in dem die Sequestrierung
beginnt. Dazu haben wir eine Reihe von An-
nahmen aufgestellt: (a) Eine Reduktion von
mehr als fünf Prozent pro Jahr ist nicht mög-
lich, (b) das Ausscheidungs- und Einlage-
rungspotential kann n*5 Prozent der
Emissionen von 2000 nicht überschreiten,
wobei n die Anzahl der Jahre nach Abschei-
dungsbeginn ist (also kann im ersten Jahr
eine Nation das Äquivalent von fünf Prozent
gegenüber 2000 einlagern, im zweiten Jahr
zehn Prozent, im dritten 15 Prozent usw. bis
2050) und (c) wohlhabende Nationen müs-
sen die Emissionen und Einlagerungen vor
den Entwicklungsländern reduzieren. Die
Grenzen für Emissionen und Einlagerung
sind zwar streng, fallen jedoch in den Rah-
men, der von Klimawissenschaftlern und
Wirtschaftsanalytikern als vernünftig ange-
sehen wird.22

Diese Szenarios basieren auf einem einfa-
chen Modell, das ausgehend von Daten über
frühere, nationale Emissionen der entspre-
chenden Staaten aus dem Konsum von fos-
silen Brennstoffen, der Zementproduktion
und Abfackelung konstruiert wird.23 Wir
haben die Länder in zwei Entwicklungska-
tegorien eingeteilt, wobei die am meisten
entwickelten jene waren, die das höchste
Einkommen nach den World Develope-
ment Indicators der Weltbank hatten. Als
am wenigsten entwickelt galten alle ande-
ren.24 Die 27 Staaten der EU haben wir zu-
sammengefasst und als eine Einheit
betrachtet; außerdem haben wir den Iran
aus der Untergruppe entfernt. Anschließend
wurde die Wachstumsrate der Emissionen
von 2002-2004 berechnet, um mit Hilfe
dieser Daten die Emissionen für 2005-2009
zu extrapolieren. Unser Modell rechnet die
notwendigen Einschnitte bei den Emissio-
nen je Land anhand eines zukünftigen
Datum aus, ab dem die Emissionen redu-
ziert werden müssen (welches wir das Peak-
Jahr nennen), und einem weiteren
zukünftigen Datum, ab dem die Einlage-
rung beginnen muss (das Sequestrations-
Jahr). Nach dem Peak-Jahr gehen die
Emissionen mit einer konstanten, jährlichen
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Abb.1: kumulierte, globale Emissionen (y-Achse) nach Anzahl der daran beteiligten Nationen.
Die vertikale Linie stellt die Top 13 der Nationen dar. Die x-Achse ist logarithmisch.
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Rate zurück bis sie schließlich Null errei-
chen. Jedes Jahr nach dem Sequestrations-
Jahr steigt die eingelagerte Menge um einen
bestimmten Prozentsatz des 2000er Niveaus.
Für die Staaten, die nicht Teil von Baker‘s
Dozen sind, nehmen wir eine Wachstums-
rate der Emissionen von drei Prozent an, was
der historischen, globalen Wachstumsrate
entspricht.25

Mit Hilfe dieser Annahmen fanden wir eine
Gruppe von nur 13 Nationen, die notwen-
digerweise unter der Obergrenze bleiben
und die Reduktion und Einlagerung in ver-
nünftige Bahnen lenken müssten (entspricht
der vertikalen Linie in Abb.1). Während
diese Nationen sich an die Einschränkungen
halten müssten, können die Emissionen
vom Rest der Welt weiter mit der histori-
schen Rate wachsen. Diese Gruppe, das Ba-
ker’s Dozen, sind die USA, EU-27, China,
Japan, Russland, Indien, Kanada, Südkorea,
Südafrika, Mexiko, Indonesien, Australien
und Brasilien. Diese Gruppe müsste sich auf
eine strenge, jährliche Reduzierung (fünf
Prozent) einigen, die 2012 für die entwik-
kelten und 2015 für die Entwicklungslän-
der innerhalb dieser Gruppe, gilt. In Tabelle
1 wird gezeigt, dass es notwendig sein wird,
eine aggressive Strategie der Einlagerung zu
fahren (fünf Prozent des 2000er Levels, jedes
Jahr um weitere fünf Prozent ansteigend),
die 2015 für die entwickelten Länder und
2030 für die Entwicklungsländer beginnt,
um das Ziel von 290 Gt C zu erreichen. Die
angestrebten Reduktionsziele können z.B.
durch eine erhöhte Energieeffizienz oder den
Wechsel zu kohlenstoffarmen Energieträ-
gern erreicht werden. Die Einlagerung von
Kohlenstoff schließt auch das Abbauen von
Kohlenstoff ein, der schon in die Atmo-
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sphäre emittiert wurde, um eine negative
Wachstumsrate der Emissionen zu errei-
chen; dazu gehören die Kohlenstoffeinlage-
rung und Speicherung sowie die Auf-
forstung.
In diesem Szenario müssten die 13 Natio-
nen 132 Gt C bis 2050 einlagern, was in-
nerhalb der Grenzen des geschätzten
globalen Potentials liegen sollte.26 2050 wür-
den diese Nationen dann 8 Gt/Jahr einla-
gern. Einige Studien zu diesem ema sind
optimistisch, dass Forschung und Entwick-
lung die Kosten der Technologie für die
Kohlenstoffabscheidung reduzieren werden
und uns dies, kombiniert mit Effizienzstei-
gerungen, besseren Landwirtschafts- und
Forstpraktiken und einem Wechsel hin-
sichtlich der Treibstoffe, unterhalb der er-
forderlichen Grenzwerte bringen wird,27

auch wenn andere Studien diesbezüglich
skeptischer sind.28

Warum die Schlüsselnationen handeln
sollten (und müssen), um den gefährli-
chen Klimawandel abzuwenden
Nachdem wir dargestellt haben, dass die
Schlüsselnationen signifikante Fortschritte
bei der Verhinderung von gefährlichem Kli-
mawandel machen können, werden wir drei
Gründe angeben, warum sie auch handeln
sollten.

Um weiteren gefährlichen Klimawandel zu
verhindern, bedarf es des Handelns entschei-
dender Nationen
Die Nationen des Baker’s Dozen haben es in
der Hand, uns vor zukünftigem, gefährli-
chem Klimawandel zu schützen und ihn zu
bekämpfen. Dafür muss aber jetzt entschie-
den gehandelt werden. Argumente aus an-

deren Politikfeldern untermauern die Be-
rechtigung, schnellen und einseitigen Hand-
lungen Priorität einzuräumen, falls eine
Krise droht.29

Das Baker’s Dozen ist am ehesten zum Han-
deln in der Lage. Den reichen Nationen, die
auch am meisten emittieren, ist es aufgrund
ihres Wohlstands möglich, in die Treibhaus-
gasverringerung zu investieren, z.B. durch
Forschung und Entwicklung von sauberen
Technologien, weiterhin haben sie Konsum-
gewohnheiten, durch deren Veränderung
man die pro-Kopf-Esmissionen reduzieren
könnte, z.B. indem weniger Fleisch gegessen
und effizientere Energiestandards angelegt
werden würden. Die Entwicklungsländer, die
am meisten emittieren, haben hingegen das
größte Potential, ihren Entwicklungspfad,
hin zu weniger kohlenstoffintensivem Wirt-
schaften, zu lenken, z.B. durch Verwendung
kohlenstofffreier Technologien, die in den
reicheren Ländern  entwickelt wurden oder
indem Effizienzvorschriften für Gebäude
übernommen werden. 
Unser Baker‘s Dozen ist eine Gruppe mit
Biss: Mit nur 13 Nationen erfassen wir 83
Prozent der globalen Emissionen. Es ist in
unserem Interesse, die Gruppe so klein wie
möglich zu halten, da eine kleinere Gruppe,
wie oben bereits diskutiert wurde, deutliche
Vorteile hat. Um nur neun Prozent der glo-
balen Emissionen mehr zu erreichen, müss-
ten wir die Anzahl der Verhandlungspartner
verdoppeln. Des Weiteren sind gerade diese
Staaten in der Lage, die notwendigen Maß-
nahmen zu ergreifen und überproportional
hohe Verantwortung zu tragen Einige der
Länder des Baker‘s Dozen sind für ein Ab-
kommen essentiell, weil eine Einigung hin-
sichtlich des Klimawandels ohne sie
wirkungslos wäre. Wenn wir die Anzahl der
Verhandlungspartner leicht erhöhen, indem
wir zum Beispiel die nächsten sieben Staa-
ten, Iran, Saudi Arabien, Ukraine, Taiwan,
ailand, die Türkei und Kasachstan, dazu-
nehmen, wären die einzigen Akteure die
dann noch ein Scheitern verursachen könn-
ten China, die USA und die EU-27 Staaten.
China spielt dabei immer eine wesentliche
Rolle. Wenn China nicht mitzieht, wird der
Rest der Welt es schwer haben, unter der
Obergrenze zu bleiben, auch wenn erhebli-
che Einsparungen und Einlagerungen vor-
genommen werden sollten. 

Verantwortlichkeit verstärkt die Notwendigkeit
des Handelns der Schlüsselnationen
Wir glauben, dass die Verantwortung, den
kritischen Grenzwert nicht zu überschreiten,
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Tabelle 1: Kumulierte globale Emissionen 2050 mit minimal 13 Nationen im Abkommen.
Werte in grau fallen unter die kumulierte Höchstgrenze von 290 Gt C, die eingehalten werden
muss, um gefährlichen Klimawandel abzuwenden. Der dunkle Kasten zeigt die Sequestrierung
und Reduktion von Emissionen innerhalb vernünftiger Grenzen und technischer Durchführ-
barkeit.
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in den Händen derjenigen liegt, die bisher
am meisten dazu beigetragen haben, dass
dieses Problem überhaupt entstehen konnte.
Diese Staaten werden auch weiterhin am
stärksten dazu beitragen, wenn sie ihre
Emissionen nicht deutlich einschränken.
Die wohlhabenden Nationen tragen die Ver-
antwortung für die hohe Konzentration an
Treibhausgasen in der Atmosphäre, und sind
somit dafür verantwortlich, dass die Ab-
schwächung des Klimawandels ein so dring-
liches ema geworden ist. Darüber hinaus
konnte ihr Wohlstand aus diesen Emissio-
nen überhaupt erst entstehen, was wiederum
eine größere Verantwortung ihrerseits be-
gründet. Für die weniger entwickelten Na-
tionen innerhalb des Baker‘s Dozen
erwächst eine Verantwortlichkeit aus den
Emissionen, die sie in Zukunft in die At-
mosphäre abgeben werden. Für diese Staa-
ten wird ein deutlicher Emissionszuwachs
vorhergesagt, wenn sie sich auf dem norma-
len, kohlenstoffintensiven Entwicklungspfad
weiter fortbewegen. Aufgrund ihres wirt-
schaftlichen Wachstums wachsen die Emis-
sionsraten der Entwicklungsländer sehr viel
schneller als die der Industrienationen. Tat-
sächlich überholten die Chinesen 2008 die
USA bei den absoluten Emissionen (die Pro-
Kopf-Emissionen eines Chinesen sind na-
türlich noch deutlich niedriger als die eines
US-Amerikaners). 
Verhandlungen werden oft dadurch er-
schwert, dass Entwicklungsländer befürchten,
dauerhaft auf ein niedrigeres wirtschaftliches
Entwicklungsniveau beschränkt zu werden,
sollten sie dazu gezwungen werden, ihre
Emissionen herunterzuschrauben. Gleichheit
wird von den weniger entwickelten Nationen
oft nicht im Sinne gleicher Emissionsrechte
für alle Menschen aufgefasst, sondern als die
gleichen Möglichkeiten und Rechte zur Ent-
wicklung, die auch den reicheren Nationen
in der Vergangenheit zustanden. Es erscheint
aus ihrer Sicht unverständlich, dass sie heute
ihre Emissionen (und das damit verbundene
Entwicklungspotenzial) aufgrund der enor-
men historischen Emissionen der reichen
Staaten reduzieren sollen. Wir haben jedoch
gezeigt, dass gefährliche Veränderungen des
Klimas die Folge wären, wenn diese Staaten
auf dem emissionsintensiven Entwicklungs-
pfad verbleiben sollten. Ihre Beteiligung an
einem Abkommen ist daher unbedingt not-
wendig.
Der scheinbare Widerspruch zwischen mo-
ralischen und pragmatischen Argumenten
bezüglich der Emissionsentwicklung in Ent-
wicklungsländern kann, zumindest zum

Teil, durch eine unterschiedliche Verteilung
der Verantwortung innerhalb des Baker’s
Dozen aufgelöst werden. Unser Vorschlag
beinhaltet solche unterschiedlichen Verant-
wortlichkeiten für Aktionen auf nationaler
Entwicklungsebene und die damit verbun-
denen Auswirkungen auf den Klimawandel.
Unser Ansatz erlaubt es den Entwicklungs-
ländern im Baker’s Dozen beispielsweise, die
Einschnitte später zu vollziehen. Weiter ent-
wickelte Länder führen finanzielle Transfer-
leistungen an diese Nationen durch, um sie
als Partner im Abkommen zu halten. Au-
ßerdem können die beteiligten Parteien über
eine zukünftige Re-Evaluierung verhandeln,
für den Fall, dass die Entwicklungsländer
durch ihre Klimaschutzbemühungen wirt-
schaftlich zurückfallen. In diesem Fall müss-
ten die reicheren Nationen noch mehr
Verantwortung zur Reduzierung überneh-
men.

Es ist im eigenen Interesse der Schlüsselnatio-
nen zu handeln
Auch um ihre nationalen Interessen zu
schützen, sollten die genannten 13 Natio-
nen alles unternehmen, um den gefährlichen
Klimawandel abzuwenden. Wie oben bereits
erwähnt, wird der Klimawandel weitrei-
chende Auswirkungen auf der ganzen Welt
haben. Die Schlüsselnationen werden zwar,
z.B. gemessen in Prozent des BIP, Prozent
der betroffenen Bevölkerung, oder der
Schwere der Auswirkungen,  nur einen Teil
der Auswirkungen direkt zu spüren bekom-
men. Die Folgekosten des Klimawandels
wären jedoch auch für diese Nationen be-
achtlich. Zudem könnten sie zu einer sozia-
len Destabilisierung im globalen Maßstab
führen.30 Der gefährliche Klimawandel ist
eine globale Bedrohung und das Ausmaß
der Auswirkungen auf internationaler Ebene
könnte durchaus als Bedrohung für die na-
tionale Sicherheit angesehen werden. Daher
sollte es im eigenen Interesse der Länder
sein, zu agieren. Das Argument des Eigen-
interesses ist gleichzeitig eines der morali-
schen Verpflichtung. Diese Staaten haben
die Pflicht ihre eigenen Bürger zu beschüt-
zen. 
Es mag unfair erscheinen, sich nur auf eine
geringe Anzahl an Nationen zu konzentrie-
ren – sei es nun das Baker‘s Dozen oder eine
andere Gruppe – wenn wohl alle Nationen
die Pflicht haben, etwas gegen den bevorste-
henden Klimawandel zu tun. Wir glauben
aber, dass die Pflicht zum Handeln auch ein-
schließt, in aussichtsreiche Verhandlungen
mit anderen Nationen zu treten, die eben-

falls darauf abzielen, ihrer Pflicht nachzu-
kommen. Dies impliziert, dass Nationen
moralisch dazu verpflichtet sein könnten,
Nebenabkommen beizutreten, wenn dies
der aussichtsreichste Weg ist, um Fort-
schritte im Kampf gegen den Klimawandel
zu erzielen. Darüber hinaus liegt es in der
Natur des Problems – nämlich seiner Kom-
plexität und Dringlichkeit – dass wir zu
wenig Zeit haben, uns nur über die Fairness
der Aufgabenverteilung zu sorgen. Einige
Nationen werden nun einmal mehr leisten
müssen als andere. Teilweise wird die Pflicht
der wenigen Handelnden dadurch verstärkt,
dass andere Nationen schlichtweg nichts un-
ternehmen – dies macht das Problem für alle
nur noch dringender und verstärkt die mo-
ralische Verpflichtung für diejenigen, die
handeln können und werden.
Außerdem ist es ein kleineres Problem als
man denken könnte, wenn wir den Rest der
Welt zunächst außen vor lassen und uns vor-
erst nur auf unsere Zielgruppe konzentrie-
ren. Es ist noch unklar, was genau die
Fairness bei der Abschwächung des Klima-
wandels verlangt, aber die historischen und
aktuellen Emissionen des Rests der Welt
sind im Vergleich mit dem Baker‘s Dozen so
bescheiden, dass es nicht so weit von ‚fair’
entfernt wäre, diese auszulassen. Natürlich
müssten mit der Zeit die Nationen in die
Gruppe aufgenommen werden, die dann als
große Emittenten auftreten. In unserem An-
satz gibt es nichts, was dem entgegenstehen
würde. Darüber hinaus sehen wir Raum für
multiple Koalitionen nach dem Vorbild des
Baker‘s Dozen.

Anmerkungen:

1. Wir bedanken uns herzlich für die Be-
reitstellung finanzieller Mittel beim Stanford
University Woods Institute Environmental
Venture Project und dem Climate Decision
Making Center (welches durch eine koope-
rative Vereinigung zwischen der National
Science Foundation (SES-0345798) und der
Carnegie Mellon University gegründet
wurde), wie auch für Modellierung und ex-
tensive redaktionelle Arbeit von Tom Oliver
sowie hilfreiche Anmerkungen von David
Victor, Steve Schneider, Kenneth Arrow,
Debra Satz, die Teilnehmer der AEPA/ISEE
im Juni 2008 und der Stanford Environ-
mental Norms conferences im Juni 2009
und bei drei anonymen Gutachtern. 
Dieser Artikel ist die übersetzte, leicht ge-
kürzte Version des englischen Originalarti-
kels, der in der Intergenerational Justice
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Review 3/2009 erschienen ist.
2. ‚Baker’s Dozen’ ist eine britische Bezeich-
nung für Dreizehn. Im 13. Jhr. mussten
Bäcker schwere Bestrafungen fürchten,
wenn sie des Betrugs an ihren Kunden an-
geklagt wurden. Um nicht den Eindruck zu
vermitteln, dass er seine Kunden übervor-
teilt, gab der Bäcker 13 Brötchen für den
Preis von 12 heraus. Das so genannte Baker’s
Dozen. Eine deutsche Entsprechung des Be-
griffs existiert nicht.
3. Einen gründlichen Überblick über die Li-
teratur geben Aldy und Stavins (2007).
4. Victor 2006.
5. Barrett 2001.
6. Sands 2003.
7. Barrett 2006.
8. Hoel 1989.
9. Wir sehen die Verhandlungen über ein
Nebenabkommen in der Bush-Ära eher als
eine bewusste Entgleisung der Verhandlun-
gen über eine effektive Klimapolitik, denn
als ein Beispiel für einen Versuch der Koali-
tionsbildung in unserem Sinne.
10. Solomon et al. 2007; Rogelj et al. 2009.
11. Smith et al. 2009.
12. Smith et al. 2009. Smiths Grundwert
bezieht sich auf 1990; Wir ändern unser
Modell nicht um die ca. 0,15 Grad Erwär-
mung zwischen 1990-2000, da diese ohne-
hin im Bereich der Abweichung liegt.
13. Parry et al. 2007.
14. Das Eisschild der westlichen Antarktis
ist 11.000 Jahre alt, während das Grönland-
Eisschild 110.000 Jahre alt ist.
15. Siehe Solomon et al. 2007; Hansen et al.
2008 für die Diskussion der Unsicherheiten
in dieser Schätzung.
16. Solomon et al. 2007; Meinshausen el al.
2006; Hansen et al. 2008.
17. Luers et al. 2007; Parry et al. 2007;
Meinshausen et al. 2006.
18. Siehe Solomon et al. 2009.
19. Luers et al. 2007. Wir kommen zu die-
sem Budget, indem wir Luers kumuliertes
Emissionsbudget von 1690 Gt CO2 mit ca.
460 Gt Kohlenstoff gleichsetzen und dann
die Obergrenze auf etwa 290 Gt C anpas-
sen, um dem Strahlungsfluss der vom CO2

kommt (etwa 63 Prozent), gerecht zu wer-
den.
20. Wir konzentrieren uns in dem vorlie-
genden Artikel auf Kohlenstoffdioxid Emis-
sionen aus fossilen Brennstoffen, damit die
Analyse deutlicher wird. 
21. Die EU-27 Staaten werden in diesem
Artikel als eine Nation angesehen.
22. Meinshausen et al. 2006; Den Elzen/
Meinshausen 2006; Pachauri/Reisinger 2007.
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23. World Resources Institute 2007.
24. World Bank 2009.
25. Raupach et al. 2007.
26. Metz et al. 2007; Metz/Van Vuuren
2006; Metz et al. 2005; Electric Power Re-
search Institute 2007.
27. Hansen et al. 2008; Metz/Van Vuuren
2006.
28. Rai et al. 2009.
29. Posner/Vermeule 2003; Sunstein 2009.
30. Pachauri/Reisinger 2007; Stern 2007.
31. Posner/Sunstein 2007: 20.
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er Klimawandel wurde in den
letzten Jahren und Monaten
immer stärker öffentlich wahrge-

nommen. Der Vierte Zwischenstandsbericht
des Intergovernmental Panel on Climate
Change (IPCC) im Jahre 2007 markierte
einen Durchbruch in dieser Entwicklung, da
der Umfang und die potentiell verheerenden
Folgen erstmals wissenschaftlich fundiert in
der Öffentlichkeit vorgetragen wurden. Dies
führte zu einer weltweiten, kurzlebigen Flut
von politischen Aktivitäten und Erklärun-
gen zur Dämpfung des Klimawandels. Die
meisten dieser Versprechen und Erklärun-
gen wurden im Angesicht der aufziehenden
globalen Finanz- und Wirtschaftskrise
schnell wieder einkassiert oder vergessen.
Zwei der wenigen Änderungen von Dauer,
die angesichts der Kyoto-Nachfolgever-
handlungen in Kopenhagen hoffen lassen,
sind der Wandel der US-Klimapolitik nach
der Wahl Barack Obamas zum Präsidenten
der Vereinigten Staaten und das Aufkom-
men erster Signale, die darauf hindeuten,
dass China sich dazu bereit erklären wird,
über ein Anfangsdatum der Reduktion sei-
ner Emissionen zu sprechen. Sollte der Ko-
penhagener Klimagipfel keinen Durchbruch
bringen, werden künftige Generationen mit
sehr hoher Wahrscheinlichkeit den Preis für
diese Untätigkeit zahlen. Dies macht den
Klimawandel zu einem Schlüsselthema für
intergenerationelle Gerechtigkeit.
Es scheint jedoch, dass wenigstens die Wis-
senschaft ihrer Rolle, wichtige emen un-
abhängig von Aufmerksamkeitszyklen zu
behandeln, gerecht wird, und die Frage des
Klimawandels weiter verfolgt. Leider macht
es die steigende Zahl von Publikationen aber
auch zunehmend schwierig, die relevanten
und wegweisenden Artikel aus der Kilmade-
batte herauszufiltern.
Das Sammelband Political eory and Glo-
bal Climate Change, herausgegeben von
Steve Vanderheiden von der University of
Colorado at Boulder, ist eine dieser Publi-
kationen, die neue, und potentiell wegwei-
sende, Einsichten in das ema vermitteln,
weil sie sich dem Problem des Klimawandels
aus einem frischen Blickwinkel nähert. Den

Zugang liefert dabei die Anwendung grüner
politischer eorie auf Fragen des Klima-
wandels.
Der Sammelband setzt sich aus acht engli-
schen Artikeln zusammen, die darauf abzie-
len, interdisziplinäre und innovative Ansätze
zur Behandlung der normativen Fragen des
Klimawandels zu liefern. Die Idee hinter
dem Buch ist, dass man, wenn man den Kli-
mawandel tiefgreifend verstehen wollen, sich
ihm nicht nur aus einer naturwissenschaftli-
chen, sondern auch aus einer politischen
Perspektive nähern sollten. Diese politische
Perspektive schließt ein, dass wir soziale und
politische Konzepte sowie Normen und
Ideale, die Teil des Problems sind, hinterfra-
gen, und sie als Teil der Problemlösung neu
denken.
Der Sammelband ist in zwei Abschnitte un-
terteilt. Der erste Teil über Gerechtigkeit,
Ethik und den Globalen Klimawandel be-
handelt Fragen der Verteilungsgerechtigkeit,
während der zweite Teil über Klimawandel,
Natur und Gesellschaft konkrete Folgepro-
bleme des Klimawandels beleuchtet.
Die erste Hälfte des Bandes betont die wich-
tigen Fragen der gerechten Lastenverteilung
bei der Reduktion von Treibhausgasen, die
nötig sein wird, um die schlimmsten Folgen
des Klimawandels zu dämpfen. Die Forde-
rungen der USA und anderer westlicher Re-
gierungen nach einem “gerechten

Lastenanteil” großer Entwicklungsländer
trifft auf Gegenforderungen aus Indien,
China und anderen aufstrebenden Entwick-
lungsländern. Sie behaupten, dass jede
strikte Obergrenze für Emissionen ihre wirt-
schaftliche Entwicklung behindern würde,
während die entwickelten Länder in der Ver-
gangenheit ohne Sorgen über ihre CO2-
Emissionen wachsen konnten. Mit einem
klaren Schwerpunkt auf dieser Frage der in-
ternationalen Gerechtigkeit ist der erste Ab-
schnitt des Buches der konsistentere von
beiden. Weiterhin hat dieser Abschnitt die
höchste Relevanz für Fragen der intergene-
rationellen Gerechtigkeit, da die meisten Ar-
tikel die Notwendigkeit einer fairen
Lastenverteilung zwischen den Generatio-
nen als Bedingung für eine insgesamt ge-
rechte Lösung der Lastenverteilung zwischen
Generationen, Nationen und Individuen
anerkennen.
Der erste Artikel von Leigh Raymond (Pur-
due University) bewertet verschiedene An-
sätze für eine moralisch und politisch faire
Verteilung der Absorptionskapazitäten der
Erdatmosphäre. Er stellt fest, dass ein Ver-
trag zur Reduzierung der Treibhausgasemis-
sionen nur dann erfolgreich sein wird, wenn
er von den Unterzeichnern als fair wahrge-
nommen wird. Er stellt die Prinzipien der
gleichen Lastenverteilung, der gleichen Effi-
zienz, der gleichen Rechte und gleicher Ver-
teilung der Lebenschancen als mögliche
Leitlinien für einen Vertrag vor. Das Prinzip
der gleichen Lastenverteilung bezieht sich
auf das Recht der Nationen auf ihr gegen-
wärtiges Niveau an Emissionen auf Grund-
lage Hume’scher (Besitz) und Locke’scher
(Gewohnheitsrecht) Sichtweisen. Folglich
würden Reduktionen vom derzeitigen Aus-
stoß gleich behandelt, ohne historische
Emissionen oder den momentanen Anteil
an globalen Emissionen zu berücksichtigen.
Der Grundsatz der gleichen Effizienz besagt,
dass ein Richtwert für akzeptable Emissi-
onsraten pro Produktionseinheit festgelegt
werden sollte. Die Prinzipien der gleichen
Rechte und der gleichen Verteilung der Le-
benschancen postulieren ein Recht auf be-
stimmte pro-Kopf Emissionen. Dabei

Steve Vanderheiden (Hg.): 
Political Theory and Global Climate Change
Rezensiert von Patrick Wegner

D

JFG_09_07_deutsch  26.02.10  09:50  Seite 116



117

werden, je nach Ansatz, auch historische
Emissionen berücksichtigt. Diese Lösung
würde die radikalsten Kürzungsförderungen
an die entwickelten Nationen beinhalten.
Das Prinzip der gleichen Verteilung der Le-
benschancen verfeinert dieses Argument,
indem es zwischen ‚lebensnotwendigen’ und
‚Luxusemissionen’ unterscheidet, wobei die
ersteren zur Aufrechterhaltung eines rudi-
mentären Lebensstandards nötig sind.
Durch eine Analyse früherer Vertragsab-
schlüsse zur gemeinsamen Nutzung der
hohen See, der Antarktis und des Weltraums
weist Raymond nach, dass das Prinzip des
‚Besitzes’ in der Vergangenheit dominant
war. Nichtsdestotrotz erkennt er eine Ten-
denz dahin, das Prinzip des gemeinsamen
menschlichen Erbes und Argumente öko-
nomischer Bedürfnisse und Effizienz zu ak-
zeptieren. Dies könnte den Weg zu neuen
Lösungen für das Verteilungsdilemma bei
der Dämpfung des Klimawandels ebnen.
Raymond untersucht das aktuelle Vertei-
lungsproblem aus einer erweiterten Perspek-
tive und ermöglicht eine genauere Analyse
der gegenwärtigen Diskussion, indem er frü-
here Ansätze zur Verteilung globaler Ge-
meingüter mit einbezieht. Der Artikel
vergleicht aktuelle eoriemodelle mit frü-
heren Praktiken und liefert dabei ein gutes
Beispiel dafür, dass gerade eine ausgewogene
Mischung aus politischer eorie und prak-
tischer Analyse zu verwertbaren Ergebnissen
führt.
Stephen Gardiners (University of Washing-
ton) Artikel verwendet das Konzept des per-
fekten Sturms, um die Hauptprobleme bei
der Suche nach einer gerechten Lösung für
ein Klimaabkommen zu beschreiben. Gar-
diner bezieht sich dabei auf den globalen
Sturm (die globale Verteilung der Ursachen
und Folgen des Klimawandels), den inter-
generationellen Sturm (der Klimawandel ist
ein zeitverschobenes Phänomen, das vor
allem die zukünftigen Generationen treffen
wird) und den theoretischen Sturm (es gibt
keine eorie, die in der Lage wäre, den Kli-
mawandel in allen Dimensionen zu erfas-
sen). Der theoretische Sturm ergibt sich vor
allem aus den Schwierigkeiten langfristige
Probleme wie Generationengerechtigkeit,
wissenschaftliche Ungenauigkeit und kon-
tingente Zukunftsszenarien theoretisch zu
erfassen. Diese drei Stürme überschneiden
sich im perfekten moralischen Sturm und
behindern dadurch die Lösungsansätze der
Menschheit im Umgang mit dem globalen
Klimawandel. Gardiner bezieht nun Pro-
bleme der moralischen Korruption mit ein,

um zu erklären, wie Zweifel, Ablenkungen,
Selbstzufriedenheit und Heuchlerei in der
politischen Debatte den perfekten morali-
schen Sturm verschärfen und Problemlö-
sungsprozesse behindern.
Obwohl Gardiners Modell des perfekten
moralischen Sturms die Probleme, auf wel-
che wir beim Umgang mit dem Klimawan-
del stoßen, zu erklären hilft, wirkt das
Konzept ein wenig künstlich und aufgesetzt.
Das hat v.a. damit zu tun, dass der globale
und der intergenerationelle Sturm überzeu-
gende Modelle sind, während der theoreti-
sche Sturm und das Problem der
moralischen Korruption wie zwei Seiten
einer Medaille wirken. Außerdem ist der
Problemkomplex „theoretischer Sturm /
moralische Korruption“ gleichzeitig Ursache
und Folge der globalen und intergeneratio-
nellen Stürme. Die Unterscheidungen im
theoretischen Grundgerüst des Artikels sind
somit teilweise ungenau und verschwom-
men.
Der dritte Beitrag vom Herausgeber Steve
Vanderheiden (University of Colorado at
Boulder), analysiert die Möglichkeiten einer
effektiven Lösung des Verteilungsproblems,
das unseren Vorstellungen von Fairness ge-
recht wird. Er bezieht sich bei der Suche
nach einer solchen Lösung auf das Prinzip
der gleichen Lebenschancen. Vanderheiden
spricht sich dafür aus, dass das Recht auf
Entwicklung, das Recht auf einen gerechten
Anteil an den atmosphärischen Kapazitäten
und das Recht auf Subsistenzemissionen als
Umweltrechte in das internationale Recht
implementiert werden. Das Recht auf Ent-
wicklung benachteiligter Gesellschaften, das
aufgrund seiner großen Reichweite ange-
griffen werden könnte, leitet er überzeugend
aus gängigen Gerechtigkeitsbegriffen ab. Er
stellt dabei fest, dass die “natürliche Lotterie
der Geburt” (p. 62) nicht weiterhin die Le-
benschancen der Menschen bestimmen
dürfe.
Ein fairer Ansatz zur Dämpfung des Klima-
wandels sollte diese Rechte berücksichtigen.
Seine Effektivität könnte durch tiefgreifende
Einschnitte bei den Luxusemissionen rei-
cherer Staaten sichergestellt werden, da das
Recht auf solche unnötigen Emissionen
schwächer fundiert ist. Vanderheiden kom-
mentiert die (vermutlich geringen) Umset-
zungschancen für seine Vorschläge im
Rahmen des jetzigen internationalen Kräf-
teverhältnisses nicht. Als Schwäche kann
man dies dem Artikel jedoch kaum ankrei-
den, liefert Vanderheiden doch Lösungen,
die über heutige Beschränkungen hinausge-

hen. Diese werden angesichts der nie dage-
wesenen Dimension des Problems auch bit-
ter benötigt. Berücksichtigt man die
tektonischen Verschiebungen im internatio-
nalen System zu Gunsten der Schwellenlän-
der im Gefolge der globalen Finanzkrise und
den Richtungswechsel in der US-Klimapo-
litik, muss man außerdem feststellen, dass
die Entwicklungen Vanderheidens Konzept
in die Hände spielen.
Martin Adamians (California State Univer-
sity) Artikel liefert einen guten Überblick zu
den Prozessen der Bildung internationalen
Umweltrechts. Dabei spricht er auch die
Probleme der internationalen Machtvertei-
lung an, welche in Kapitel 3 außen vor ge-
lassen wurden. Er bezeichnet das
Kyotoprotokoll und die UNFCCC als Setz-
linge eines neuen Systems des internationa-
len Umweltrechts. Gleichzeitig beschreibt er
die Einschränkungen heutigen Umwelt-
rechts im Umgang mit Problemen des Kli-
mawandels. Eines seiner Hauptargumente
ist, dass faire Lösungen nur gefunden wer-
den können, wenn alle Beteiligten bei den
Verhandlungen zur Findung dieser Lösung
gleich behandelt werden. Da internationales
Recht von Staaten gemacht wird, deren in-
ternationaler Einfluss sich unterscheidet, ist
dies nicht immer gewährleistet. Noch
schwerer wiegt, dass die Interessen von In-
dividuen und nicht nationalstaatlich orga-
nisierten Gruppierungen hierbei ignoriert
werden. Die Tatsache, dass internationales
Recht national umgesetzt werden muss, und
es keine Instanz gibt, die es durchsetzen
könnte, führt Adamian zu der Schlussfolge-
rung, dass eine Volkssouveränität auf globa-
ler Ebene nötig wäre, um mit diesem
Problem des internationalen Rechts sachge-
recht umzugehen.
Adamian legt eine präzise Analyse der Pro-
bleme des modernen Völkerrechts vor. Den-
noch hätte die Analyse tiefer gehen können,
etwa durch die Diskussion möglicher Ent-
wicklungen des Völkerrechts. In diesem
Rahmen hätten etwa die Möglichkeiten ana-
lysiert werden können, die Weltbevölkerung
durch die Beteiligung von NGOs einzube-
ziehen, oder ihr gar eine “zweite Stimme” für
eine Weltregierung zuzusprechen.

Der zweite Abschnitt des Buches verlässt den
philosophischen Bereich der politischen
eorie, um verschiedene eorien mit den
tatsächlichen Entwicklungen des Klima-
wandels zu konfrontieren. Der Abschnitt
konzentriert sich auf konkrete Einzelthemen
und –fälle. Dadurch ist er weniger konsi-
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stent und beinhaltet größere Qualitäts-
schwankungen zwischen den Artikeln als der
erste Abschnitt. Nichtsdestotrotz liefert die-
ser Abschnitt innovative Einblicke zu kon-
kreten Fragen des Klimawandels und zeigt,
dass politische eorie weit über den sprich-
wörtlichen Elfenbeinturm hinaus reichen
kann. Unglücklicherweise scheitert der ein
oder andere Artikel jedoch daran, theoreti-
sche Elemente gewinnbringend mit den
Realitäten des Klimawandels zu vermählen.
In diesen Fällen ist der Mehrwert der eo-
rieanwendung auf konkrete Probleme nicht
klar ersichtlich und der Ansatz wirkt er-
zwungen.
Der fünfte Artikel von Amy Lauren Love-
craft (University of Alaska Fairbanks) ver-
wendet das Konzept sozial-ökologischer
Systeme (SÖS), um die engen Verbindun-
gen zwischen menschlichen Gesellschaften
und ihrer Umwelt hervorzuheben. An-

schließend präsentiert Lovecraft das System
zur Bekämpfung von Waldbränden in den
borealischen Wäldern und den Rückgang
von saisonalem Eis in der Arktisregion als
Fallbeispiele des SÖS Konzeptes. 
Die Widerstandsfähigkeit dieser SÖSe ist
entscheidend für die Zukunft der Mensch-
heit in einer bestimmten Umgebung. Schä-
den am ökologischen System wirken sich auf
die Gesellschaft aus, die in ihr lebt. Und ob
sich ein SÖS von den erlittenen Schäden er-
holen kann, obwohl Teile des ökologischen
Systems für immer kollabieren, hängt von
der kombinierten Widerstandskraft des SÖS
ab. Die Autorin definiert die Art und Weise
in der Menschen ihr Verhältnis zur Umwelt
innerhalb ihrer SÖS bestimmen als „Um-
weltalität“ (Umwelt + Mentalität). Dabei
spielen politische Richtungskämpfe und
Umweltgovernance eine zentrale Rolle.
Die anschließenden Einzelfalluntersuchun-

gen zum Brandschutzsystem des boreali-
schen Waldes in Alaska und zu den Reak-
tionen auf den Rückgang von Küsteneis
veranschaulichen wie SÖSe auf der Suche
nach einem nachhaltigen Gleichgewicht
zwischen gesellschaftlichen und ökonomi-
schen Zwängen hin und her gerissen wer-
den. Es handelt sich hierbei um den
andauernden Versuch, gesellschaftliche In-
teressen, die potentiell schädlich für die Um-
welt sind, mit Umweltschutz, der potentielle
Einschränkungen für die Gesellschaft zur
Folge hat, in Einklang zu bringen. Das Er-
gebnis dieses Versuchs bleibt ungewiss. Zur
Sicherung des menschlichen Wohlergehens
ist es jedoch von höchster Wichtigkeit, dass
Institutionen geschaffen werden, welche mit
diesen Problemen intelligent umgehen kön-
nen.
Der Artikel liefert einen sehr guten Über-
blick über die Probleme, mit denen mensch-
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liche Gesellschaften sich konfrontiert sehen,
wenn sie ihr Verhältnis zu einer Umwelt de-
finieren sollen, die durch den Klimawandel
unter zunehmendem Veränderungsdruck
steht. Sein Hauptverdienst ist es, dass er auf-
deckt, wie eng die Verbindungen unserer
heutigen Gesellschaften zu ihrer lokalen
Umwelt immer noch sind. Denn wir ten-
dieren dazu zu vergessen, wie sehr wir auf
die Spezifika der Umwelt angewiesen sind,
in der wir leben. Lovecraft betont, dass wir
es selbst sind, die unser Verhältnis zur Um-
welt definieren, und dass wir uns der Kom-
promisse zwischen Gesellschafts- und
Umweltbedürfnissen bewusst sein sollten,
die wir in der Umweltpolitik eingehen. Lei-
der wird diese Kernaussage durch einen un-
nötig komplizierten eorieteil verschleiert,
der wesentlich präziser und kürzer hätte aus-
fallen können, ohne an Tiefe oder Aussage-
kraft zu verlieren.
Timothy Luke (Virginia State University)
weist in seinem Artikel darauf hin, dass glo-
bale Erwärmung, globale Verdunkelung
(der Rückgang der Sonnenstrahlung, welche
die Erde erreicht) und globale Abkühlung
sozial konstruiert sind. Diese Phänomene
sind Nebenprodukte einer nicht nachhalti-
gen Ökonomie welche die Umwelt in einem
Ausmaß verändern, dass Luke die so ent-
standene Umwelt als “Urbanatura” defi-
niert, eine Art zweiter Schöpfung durch den
Menschen. Die Urbanatura ist eine künst-
lich hergestellte Weltökologie/-ökonomie.
Sie ist unorganisiert und unkontrolliert und
wächst daher mit einer nicht aufrecht zu er-
haltenden Geschwindigkeit wodurch sie
schädliche Nebeneffekte hervorruft. Diese
Nebeneffekte (Externalitäten) werden von
der kapitalistischen Logik nicht berücksich-
tigt und lösen einen potentiell zerstöreri-
schen Wandel im globalen Klimasystem aus.
Aufgrund der erwähnten Unorganisiertheit
können die Folgen des vom Menschen ver-
ursachten Klimawandels nicht effektiv be-
kämpft werden. Die gesellschaftliche Kritik
an diesen Umständen geht auf globaler
Ebene nicht weit genug, um dieser Unorga-
nisiertheit effektiv gegenzusteuern. Luke
geht in seiner Argumentation so weit, dass
er suggeriert, dass das International Panel on
Climate Change die negativen Konsequen-
zen der Urbanatura durch seine Arbeit le-
diglich verschleiert, um den Anschein der
Überlebensfähigkeit des Systems zu wahren
(pp. 141-143). Dieses Dilemma fordert
nach Luke eine umfassende Neuverhand-
lung aller sozialen Beziehungen um mit den
Veränderungen durch die Urbanatura fertig

zu werden. 
Timothy Lukes Beitrag beschreibt ein-
drucksvoll und bedrückend wie anthropoge-
ner Klimawandel durch das nicht nachhaltige
Gesellschaftskonzept der Menschheit gene-
riert wird, während uns die Logik eben die-
ses Konzeptes die Möglichkeit versperrt, die
Konsequenzen unseres Handelns zu min-
dern. Sein Artikel ist eine theoretische
 fundierte Beschreibung des großen Gegen-
wartsdilemmas der Menschheit, nicht mehr
und nicht weniger. Aufgrund des weit ange-
legten emas bleibt der Artikel im Ver-
gleich zu den anderen Studien des zweiten
Abschnittes, die sich konkreten Fragen des
Klimawandels zuwenden, eher vage.
George Gonzales’ (University of Miami) Ar-
tikel über die Urbanisierung der USA ist
einer der besten Artikel dieses Sammelban-
des. Der Autor nutzt Marx ese, dass na-
türliche Ressourcen keinen intrinsischen
Wert haben, um zu erklären wie die Urba-
nisierung der USA politisch gefördert
wurde, um die US-Ökonomie aus der Gro-
ßen Depression der dreißiger Jahre zu zie-
hen. Nach Marx geschieht Wertschöpfung
nur durch gesellschaftliche Arbeit. Geld
kann man nur mit der Kontrolle über die
Rohstoffe machen, nicht mit den Rohstof-
fen selbst. Da Ressourcen wie Öl und Bau-
holz keinen intrinsischen Wert haben,
konnten sie in rohen Mengen verwendet
werden, um die Urbanisierung in den USA
voranzutreiben und dadurch einen Nachfra-
gestimulus auf den US-Märkten zu setzen.
Konsumenten wurden durch niedrige Öl-
und Bauholzpreise sowie durch eine Politik
der leichten Kredite dazu ermuntert, eigene
Häuser zu bauen. Durch die Förderung von
Siedlungen am Stadtrand wurde sicherge-
stellt, dass viele dieser Häuser in den Vor-
städten entstanden. Da die Zersiedelung der
Landschaft hierdurch zunahm, und viele
US-Städte rasant wuchsen, stieg die Ange-
wiesenheit auf, und somit die Nachfrage
nach, Personenwagen steil an. Dieser Prozess
wurde von einer Nachfragespitze bei langle-
bigen Gebrauchsgütern begleitet. Gonzales
zeigt auf, wie dieser Prozess von Politikern
und ökonomischen Eliten, die auf dem Öl-
markt eine strikte Angebotspolitik verfolg-
ten, aktiv gefördert wurde. Außerdem macht
er darauf aufmerksam, dass die von der Re-
gierung geförderte Zersiedlung ein Haupt-
auslöser für den überproportionalen
Ölverbrauch in den USA, und somit eine
Ursache für den globalen Klimawandel ist.
Im Lichte der heutigen Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise liest sich Gonzales’ Artikel verstö-

rend aktuell. Die Idee, ökologisch und öko-
nomisch nicht nachhaltiges Wachstum als
kurzfristigen ökologischen Stimulus zu för-
dern, zahlt sich nun doppelt heim. Man
kann Gonzales Artikel auch als eine Be-
schreibung lesen, wie die Grundlagen für
den anthropogenen Klimawandel und die
aktuelle US-Immobilienkrise in den
1930ern gelegt wurden. Dies führt zu der
unangenehmen Frage, wie lange wir bereits
unsere gesellschaftlichen Fundamente auf
Sand bauen.
Der letzte Artikel von Peter Cannavò (Ha-
milton College) analysiert das Dilemma, vor
das Menschen gestellt werden, wenn sie sich
entscheiden müssen, ob es besser wäre ihre
Heimat aufzugeben, wenn sie angesichts des
Klimawandels zunehmend von Umweltka-
tastrophen gefährdet wird. Am Beispiel des
Hurrikan-Verwüsteten New Orleans be-
schreibt er ein Problem dem sich bald ange-
sichts des steigenden Meeresspiegel und der
immer extremeren Wetterkonditionen viele
Regionen werden stellen müssen: Können
wir unsere Heimat in Problemregionen an-
gesichts immer stärkerer Folgen des Klima-
wandels retten? Cannavò widerspricht den
Ökonomen, die vorrechnen, dass es billiger
wäre, einfach aus den gefährdeten Gebieten
weg zu ziehen, anstatt umfangreiche Inve-
stitionen in Schutzsysteme gegen Überflu-
tung zu tätigen, oder viel Geld für eine
Verlangsamung des Anstiegs des Meeres-
spiegels auszugeben. Der Autor kontert die-
ses Argument, indem er darauf aufmerksam
macht, dass der Wert von Heimatgefühlen
nicht einfach wie der einer Ware berechnet
werden kann, da sie eine große Bedeutung
für unsere täglichen Routinen und unsere
soziale und individuelle Entwicklung haben.
Er unterstreicht dieses Argument überzeu-
gend anhand des Beispiels New Orleans, das
im Jahre 2005 vom Hurrikan Katrina ver-
wüstet wurde. New Orleans ist sowohl eine
kulturell einzigartige als auch eine schwer
haltbare Stadt. Sie wurde in den Sumpflän-
dern im Delta des Mississippi erbaut und
liegt sowohl unter dem Meeresspiegel als
auch unter dem Wasserspiegel des Missis-
sippi. Viele Wissenschaftler zweifeln daran,
dass die gesamte Stadt langfristig vor Hurri-
kans und dem steigenden Meeresspiegel ge-
schützt werden kann. Die Pläne für einen
Rückbau der, vorwiegend „schwarzen“,
Stadtviertel in den niedrigen Gebieten der
Stadt bedrohen jedoch den kulturellen Cha-
rakter New Orleans’. Cannavò zeigt auf, dass
die Amerikaner afrikanischer Abstammung
in diesen Vierteln von den Folgen des Hur-
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rikans am stärksten betroffen sind. Als Folge
daraus haben sich die Bewohner ganzer
Viertel nach dem Verlust ihrer Häuser als In-
landsflüchtlinge über die gesamten Verei-
nigten Staaten verteilt. Er beschreibt
ebenfalls die psychologischen Folgen, unter
denen die Bewohner in Folge der Zerstö-
rungen durch den Sturm leiden und die Ver-
zweiflung der Einwohner bei ihrer Rückkehr
in die zerstörten Viertel mit unklarer Zu-
kunft.
Mit seiner Beschreibung des tragischen
Schicksals von New Orleans argumentiert
Cannavò überzeugend, dass wir uns nicht
auf Anpassungsmaßnahmen beim Klima-
wandel beschränken können. Die sozialen
Kosten, welche die Betroffenen zu tragen
haben, wenn sie ihre gefährdeten Häuser
verlassen, sind einfach zu hoch. Er plädiert
für einen Mix aus Anpassung und stärkeren
Bemühungen bei der Vermeidung des Kli-
mawandels, um das Dilemma Heimat vs.
Nachhaltigkeit zu minimieren. Aufgrund
der Verzögerung des anthropogenen Klima-
wandels sind die Chancen, diese Dilemmata
ganz zu vermeiden jedoch bereits sehr ge-
ring. Wir müssen uns daher darauf einstel-
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len, das Dilemma, welches der Autor in die-
sem Artikel analysiert, in Zukunft in trauri-
ger Regelmäßigkeit zu diskutieren. In
diesem Zusammenhang ist sein Ansatz, der
bei einer Kalkulation den sozialen Wert der
Heimat mit einbezieht, ein wichtiger Schritt
auf dem Weg zu der bestmöglichen Ent-
scheidung.
Im Großen und Ganzen kann man sagen,
dass das Sammelband Political eory and
Global Climate Change seinem Ziel, neue
Einsichten zu unserem Umgang mit dem
Klimawandel beizusteuern, gerecht wird.
Ein kleiner Wermutstropfen ist, dass es den
Artikeln nicht immer gelingt die Lücke zwi-
schen politischer eorie und den Realitä-
ten des Klimawandels zu überbrücken.
Dennoch spricht dieser Band einige der be-
deutendsten Probleme an, denen sich die
Menschheit gegenüber sehen wird, wenn sie
sich den Herausforderungen des Klimawan-
dels stellt. Die angesprochenen Probleme
sind teilweise altbekannt, aber der Ansatz
des Sammelbandes, die grüne politische
eorie auf diese Probleme anzuwenden,
zeigt in vielen Fällen neue und inspirierende
Perspektiven auf. Manche Artikel, wie die

Artikel über „Urbanatura“ und Gonzales’
Analyse der Zersiedlungsprozesse in den
USA, fordern unsere traditionellen Ansich-
ten über gesellschaftliche Realitäten heraus,
indem sie die destruktiven Nebeneffekte un-
serer Lebensart aufdecken. Wir tendieren
nach wie vor dazu, diese, aus Angst vor zu
viel Wandel und einer Fixierung auf die
kurzfristigen Vorteile, zu verdrängen. In
Hinsicht auf die ehrgeizigen Ziele des Sam-
melbandes, durch einen interdisziplinären
Ansatz neue Einsichten in Probleme des Kli-
mawandels zu liefern und dabei politische
eorie mit reellen Problemen zu vermäh-
len, sind die Artikel ein respektabler erster
Schritt und bieten eine Vielzahl von An-
knüpfungspunkten für Folgestudien. Der
Sammelband ist daher, trotz einiger Schwä-
chen, eine im wahrsten Sinne des Wortes in-
spirierende Lektüre.

Steve Vanderheiden (Hg.): Political eory
and Global Climate change. Cambridge,
MA: MIT Press. 280 Seiten. ISBN:
0262720523. Preis: £15.15.
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it seiner Habilitationsschrift
Klimawandel und Gerechtigkeit
– Eine Ethik der Nachhaltigkeit

in christlicher Perspektive wendet sich der
eologe und Sozialethiker Andreas Lien-
kamp einem der zentralen emen unserer
Gegenwart zu. Die bereits reichhaltig be-
stückte Bibliothek von ökonomischen und
politikwissenschaftlichen Werken zum Kli-
mawandel wird von ihm durch ein wichti-
ges ethisches Werk ergänzt. Lienkamp
interpretiert religiöse Positionen dabei teil-
weise so undogmatisch, dass sein Werk auch
für den religionskritischen Philosophen mit
Gewinn zu lesen ist.
Für Lienkamp ist die ethische Schlüsselfrage
des Klimawandels der gerechte Umgang mit
dessen Folgen. Gerechtigkeitsfragen stellen
sich sowohl bei der Vermeidung des Klima-
wandels (im englischen: mitigation), als
auch bei der Frage nach der Verteilung der

Anpassungslasten zwischen den Generatio-
nen (adaptation). Lienkamp verwendet den
Begriff der ‚Ethik der Nachhaltigkeit’, um

diese Fragen im Rahmen der christlichen
Sozialethik zu diskutieren. Dieser Begriff ist
einerseits gut gewählt, da er breit genug ist,
um alle Aspekte des Klimawandels und sei-
ner Folgen zu erfassen. Andererseits ist der
Definitionsnebel um den Begriff der Nach-
haltigkeit notorisch - ein Problem, das Lien-
kamp eher umgeht als löst.
Lienkamp beschreibt die Ethik der Nach-
haltigkeit aus christlicher Perspektive, ver-
zichtet aber dankenswerterweise darauf,
seine Nachhaltigkeitsethik als christlich zu
etikettieren. Die Antwort auf den Klima-
wandel kann nicht aus rein christlicher Per-
spektive gegeben werden, da auch andere
Religions- und Kulturkreise für eine globale
Lösung gewonnen werden müssen. Die
christliche Perspektive kann jedoch durch-
aus als Diskussionseinladung verstanden
werden, und so als Anstoß für einen religi-
onsübergreifenden Dialog dienen. Es sollte

Andreas Lienkamp: Klimawandel und Gerechtigkeit. 
Eine Ethik der Nachhaltigkeit in christlicher Perspektive.
Rezensiert von Jörg Tremmel und Patrick Wegner
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auch erwähnt werden, um bei diesem Bild
des Dialoges zu bleiben, dass sich Lienkamp
für einen echten Dialog der Wissenschafts-
disziplinen im Klimawandel einsetzt. Er be-
zeichnet seinen Ansatz ausdrücklich als
interdisziplinär und diskursiv.
Lienkamps genuin christliche Perspektive er-
gibt sich vorrangig aus der christlichen
Schöpfungslehre. Er betont, dass der
Mensch demnach Teil der Schöpfung ist,
und somit auch Verantwortung für sie trägt
(S. 25). Dass der Mensch sich zunehmend
als Herrscher, und eben nicht mehr als Teil
der Schöpfung sieht, identifiziert Lienkamp
als einen Hauptgrund für unseren verant-
wortungslosen Umgang mit der Umwelt.
eologisch basiert Lienkamps Abhandlung
auf der Enzyklika pacem in terris des Papstes
Johannes XXIII und dem Buch Laien im
Apostolat des belgischen Bischofs, Kardinals
und Begründers der internationalen Christ-
lichen Arbeiterjugend, Joseph Cardijn. In
seiner Enzyklika betonte Johannes XXIII die
Bedeutung der ‚Zeichen der Zeit’ für den
theologischen Erkenntnisgewinn. Die Zei-
chen der Zeit definiert Johannes XXIII als
Vorboten von Herausforderungen oder po-
sitiven historischen Entwicklungen, welche
die Kirche und die Gläubigen erkennen sol-
len, um dann zu handeln. Lienkamp inter-
pretiert den Kilmawandel als ein solches
Zeichen der Zeit und zieht den methodi-
schen Dreischritt ‚Sehen – Urteilen – Han-
deln’ Joseph Cardijns zum Umgang mit dem
Klimawandel heran. Nach diesem Drei-
schritt richtet sich auch die Gliederung des
restlichen Buches: Kapitel 2 analysiert den
naturwissenschaftlichen Wissenstand zum
Klimawandel (Sehen); Kapitel 3 beschreibt
das normative Gerüst, das zum Urteilen her-
angezogen wird und Kapitel 4 gibt Hand-
lungsempfehlungen einer Ethik der
Nachhaltigkeit aus christlicher Perspektive
zum Umgang mit dem Klimawandel.
Dabei ist es ein großes Verdienst des Autors,
dass es ihm als eologen in Kapitel 2 ge-
lingt, die wissenschaftlichen Fakten kurz
und bündig, unterlegt mit den wichtigsten
Statistiken und Zahlen, darzustellen. Er
macht die Zusammenhänge anschaulicher
als mancher Klimaforscher aus den Natur-
wissenschaften. Hier wird der Autor seiner
Ansage, die Ergebnisse anderer Disziplinen
in seine Arbeit einfließen zu lassen, gerecht.
Dabei schließt er sich in der Analyse der Si-
tuation den als konservativ bezeichneten
Aussagen des Intergovernmental Panel on Cli-
mate Change (IPCC) an (S. 50). Die Be-
gründung hierfür, dass selbst konservative

Schätzungen den ethischen Handlungs-
druck ausreichend dokumentieren, leuchtet
ein. Ähnlich elegant löst Lienkamp auch das
Problem der öffentlichen Auseinanderset-
zung zwischen Skeptikern und Unterstüt-
zern der ese, dass der Klimawandel vom
Menschen verursacht wird. Mit dem Hin-
weis auf das wissenschaftliche Gewicht der
IPCC-Aussage einer Wahrscheinlichkeit von
95-100% für diese ese (S. 81) rückt Lien-
kamp die Gewichte in dieser Debatte zu-
recht, ohne in die Abgründe der
polemisierenden Diskussionen mit den ‚Kli-
ma skeptikern’ abzutauchen.
Lienkamp nennt drei von Menschen verur-
sachte Phänomene als wichtigste Ursachen
für den Kilmawandel: den immer höheren
Ausstoß von Klimagasen, die fortschreitende
Vernichtung der Wälder als wichtigste na-
türliche CO2 Speicher, sowie die steigenden
Bevölkerungszahlen und folglich ein immer
größerer Hunger der Menschheit nach Ener-
gie und Rohstoffen. Als Folgen postuliert er
Hitze, extreme Wetterereignisse, den Verlust
an Biodiversität, Nahrungs- und Wasser-
mangel sowie kriegerische Konflikte um
Ressourcen. Von besonderer Relevanz sind
die so genannten Kippschalter des Klima-
wandels, die Lienkamp am Ende des zwei-
ten Kapitels erwähnt (S. 153). Das
Abschmelzen der Landgletscher oder be-
stimmte Veränderungen im asiatischen
Monsun können einen Punkt erreichen, an
dem sie ‚kippen’. Das heißt diese Elemente
verändern sich selbstbeschleunigend und ir-
reversibel, wenn einmal ein Auslöser, z.B.
eine bestimmte Kohlendioxidkonzentration
der Atmosphäre, betätigt wurde. Dies kann
den Klimawandel zusätzlich anheizen und
zu katastrophalen Folgen für die Menschheit
führen. In den Medien wird in diesem Zu-
sammenhang als Beispiel genannt, dass der
Golfstrom versiegen könnte und dadurch
über Europa eine neue Eiszeit hereinbräche.
Den irreversiblen Charakter dieser „Kipp-
schalter-Phänomene“ nutzt Lienkamp in
späteren Kapiteln für sein Plädoyer für das
Vorsichts- bzw. Vorsorgeprinzip (S. 135;
330-337).
Im dritten Kapitel leitet Lienkamp auf
Grundlage der Bibel und der Schöpfungsge-
schichte die Verantwortung des Menschen
für die gesamte Schöpfung ab. Dabei spricht
er sich für eine zeitgemäße Lektüre der Bibel
im Sinne der von Papst Johannes Paul II. ge-
forderten ‚relecture’ (wörtlich: erneutes
Lesen) aus. Lienkamps Kernargumente sind,
dass der Mensch als Abbild und Stellvertre-
ter Gottes auf Erden eine Verantwortung für

die Schöpfung hat, woraus sich für ihn die
Aufgabe ergibt, das der Schöpfung imma-
nente ‚Gute’ herauszuarbeiten (S. 216).
Lienkamp stellt dabei fest, dass alle Men-
schen, auch zukünftige Individuen, bei die-
ser Bemühung als gleichrangig zu betrachten
sind. Die von der Kirche lange Zeit unter-
stützte Auslegung der Bibel, dass der
Mensch sich mehren und sich die Erde un-
tertan machen solle, greift Lienkamp an-
hand zahlreicher Bibelstellen an. Er kommt
zu dem Schluss, dass die Herrschaft der
Menschen auf Erden mit einer gottgewoll-
ten Verantwortung verbunden ist, und der
 Bevölkerungsauftrag nur im Rahmen des
ökologisch nachhaltigen Bevölkerungs-
wachstums zu verstehen ist. Den Sabbat in-
terpretiert Lienkamp auf interessante Weise
als eine Ruhephase, die der Mensch in re-
gelmäßigen Abständen einhalten solle, um
eine Regeneration der natürlichen Ressour-
cen und eine ökonomische Neujustierung
möglich zu machen. Vor dem Hintergrund
des heutigen Wachstumsdenkens ein sehr
zeitgemäßer Denkanstoß! 
Lienkamps Ergebnis der erwähnten ‚relec-
ture’ ist, dass der Mensch eben nicht die
„Krone der Schöpfung“ sei, sondern ein Teil
davon. Lienkamp betont den Wert der Flora
und Fauna, weil diese durch die Schöpfung
„Spuren Gottes“ in sich tragen. Daraus leitet
er Rechte der außermenschlichen Natur ab.
Zusammenfassend lehnt Lienkamp mit die-
ser Argumentationsweise eine anthropozen-
trische Sichtweise zu Gunsten einer
holistisch-anthroporelationalen Sichtweise
ab (S. 227). Er beruft sich dabei auf die
Nächstenliebe, die er im Sinne Albert
Schweizers „Ehrfurcht vor dem Leben“ ( S.
248) auf die Natur ausgedehnt sehen will
und auf die Tugend der Gerechtigkeit, die
uns zu einem verantwortungsvollen Um-
gang mit der Schöpfung anhält. Er wider-
spricht Stimmen, die den Klimawandel als
ein ‚Unglück’ bezeichnen, und nennt ihn
eine ‚Ungerechtigkeit’. In diesem Zusam-
menhang adressiert Lienkamp auch die
Frage der Generationengerechtigkeit. Um
sein Konzept von Generationengerechtigkeit
zu untermauern, bemüht Lienkamp zu-
nächst die Bibel. Allerdings wird darin die
Verpflichtung der Kinder gegenüber ihren
Eltern betont (und nicht umgekehrt). Das
vierte Gebot, „Du sollst deinen Vater und
deine Mutter ehren“ wird im Alten Testa-
ment häufiger als jedes andere Gebot zitiert.
Lienkamp interpretiert dieses Gebot als eine
Pflicht, die sich nicht nur auf den engen Be-
reich der Familie, sondern auf die Schöp-
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fung als Ganzes bezieht (S. 276). Doch dies
ist sicherlich keine wortgetreue Auslegung
der Bibel. 
Im Folgenden versucht Lienkamp probe-
weise Rawls ‚Schleier der Unwissenheit’ auf
die ematik der Generationengerechtigkeit
zu beziehen. Er konstatiert aber Schwierig-
keiten, diese weit verbreitete und anerkannte
prozedurale Methode auf das Problem der
Generationengerechtigkeit anzuwenden.
Rawls selbst räumte ein, dass das Gerechtig-
keitsproblem zwischen Generationen ihn er-
müdete: „Es erlegt jeder ethischen eorie
eine ernste, wenn nicht unerfüllbare Be-
währungsprobe auf.“(Rawls, J.: Eine eorie
der Gerechtigkeit. S. 319). Lienkamp
spricht sich, allerdings ohne eine wirkliche
Verwendung des Rawlschen ‚Schleiers’,
schließlich für ein Präventionsprinzip aus (S.
277). Anschließend operationalisiert Lien-
kamp Generationengerechtigkeit mit Hilfe
der drei von Edith Brown Weiss in die Lite-
ratur eingeführten Parameter ‚Diversität’,
‚Qualität’ und ‚Zugang’. Danach führt er an,
wie Generationengerechtigkeit in der deut-
schen nationalen Strategie der Nachhaltig-
keit definiert wird. Der gesamte Abschnitt
über Generationengerechtigkeitg wirkt
etwas eklektizistisch. Während die Rezen-
senten manchen Ergebnissen Lienkamps
durchaus zustimmen können, so gilt dies
nicht uneingeschränkt für den Weg dorthin,
also seine Gedankengänge. Aber auch wenn
Lienkamp keine präzise Definition von Ge-
nerationengerechtigkeit liefert, so führt er
dennoch manch neuen Aspekt aus seiner
theologischen Sicht der Dinge an. 
Im vierten Kapitel zu Handeln liefert Lien-
kamp einen vollständigen und übersichtlich
geschriebenen Überblick über die diskutier-
ten Maßnahmen zum Umgang mit dem
Klimawandel. Er bezieht dabei sowohl Maß-
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nahmen der Anpassung als auch Maßnah-
men der Vermeidung mit ein, entsprechend
seiner bisherigen Argumentation betont er
jedoch den Vorrang der Vermeidung. Von
der Energiewende über Aufforstung, finan-
zielle Anreize und CO2-Zertifikatssysteme
schildert er alle gängigen, in der Politik dis-
kutierten Maßnahmen. Darüber hinaus
 erwähnt er aber auch weiterführende Maß-
nahmen, die so in der Politik leider viel zu
selten oder viel zu oberflächlich diskutiert
werden, wie etwa die Sicherstellung einer
angemessenen Umweltbildung vom Schul-
alter an. Unter diesen Vorschlägen sticht die
Beschäftigung mit der Einführung einer
‚Dritten Kammer’ im politischen Systems
Deutschlands besonders heraus. Diese Kam-
mer soll, als eine Art Zukunftsrat, treuhän-
derisch die Interessen der zukünftigen
Generationen im Gesetzgebungsprozess ver-
treten. Die Einführung einer solchen Kam-
mer mit echten Veto-Befugnissen gegen
Gesetze, welche die Rechte zukünftiger Ge-
nerationen beschneiden, wäre ein wichtiges
Instrument zur Verminderung der Kurz-
sichtigkeit demokratischer Systeme, die zu
stark auf den Legislaturperiodenrythmus ge-
taktet sind. Das vierte Kapitel wird mit
Handlungsmöglichkeiten von Individuen
und Unternehmen abgerundet und vervoll-
ständigt das Bild eines gründlich recher-
chierten und sorgfältig verfassten Buches.
Ein Kritikpunkt ist jedoch, dass Lienkamp
seinem Anspruch der interdisziplinären Be-
handlung des emas Klimawandel nicht
immer gerecht wird. Zwar greift er in Kapi-
tel 3 und 4 immer wider auf juristische
Quellen und Argumente zurück, aber gerade
in Kapitel 4, das mit Handeln überschrie-
ben ist, vermisst man doch den Input aus
der Politikwissenschaft, die hier Einiges zu
der Machbarkeit verschiedener Handlungs-

optionen hätte beitragen können.
Das Buch endet mit einem Aufruf. Lien-
kamp zieht hierzu die, in Wissenschaft und
Medien reichlich überstrapazierte und in-
zwischen zum Klischee verkommene Anek-
dote der chinesischen Schreibweise des
Wortes ‚Krise’ heran. Bekanntlich besteht
das Wort aus den Schriftzeichen ‚Gefahr’
und ‚Chance’, was dem politischen Ent-
scheider von heute die Möglichkeiten der
Ergreifung mutiger Maßnahmen im Ange-
sicht großer Probleme vor Augen führen
soll.
Abschließend lässt sich sagen, dass das Buch
eine nachvollziehbar begründete Ethik der
Nachhaltigkeit liefert, die den großen Her-
ausforderungen des Klimawandels gerecht
werden könnte. Dabei ist die christliche Per-
spektive stets da, jedoch nicht zu aufdring-
lich, um einen interdisziplinären Zugang
zum Buch zu verbauen. Auch auf nicht reli-
giöse Menschen wirkt die moderne Textin-
terpretation der Bibel schlüssig und bietet
höchst interessante Ansätze und Perspekti-
ven. Dabei liefert Lienkamp, ganz nebenbei,
auch einen außergewöhnlich vollständigen,
klaren und gut lesbaren Überblick zum Wis-
sensstand über den Klimawandel und mög-
liche Gegenmaßnahmen.
Das Buch ist eine inspirierende Lektüre, die
jedem ans Herz gelegt werden kann, der sich
mit dem ema Klimawandel beschäftigt. 

Andreas Lienkamp (2009): Klimawandel
und Gerechtigkeit. Eine Ethik der Nachhal-
tigkeit in christlicher Perspektive. München:
Schöningh. 534 Seiten. 
ISBN: 9783506766755. Preis: 58 €.
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arald Welzer legt ein Buch zu den
Folgen des Klimawandels vor,
dass sich inhaltlich von den mei-

sten anderen Büchern zum Klimawandel
und seinen Folgen unterscheidet. Welzer un-
tersucht und beschreibt das gesellschaftliche
Konfliktpotential, das sich aus dem Klima-
wandel und den mit ihm einhergehenden
Folgeerscheinungen wie Naturkatastrophen,
Ressourcenmangel und Migrationsströmen,
ergibt.
Welzer nähert sich seinem ema, Klima-
wandel und Gewalt, schrittweise. Er schreibt
über den Holocaust, den Völkermord wäh-
rend des Bürgerkrieges in Ruanda und die
Darfur-Krise. Teilweise ist dabei leider nicht
ganz ersichtlich, welchen Bezug das jewei-
lige Kapitel zum ema des Buches hat, so
schreibt Welzer ausführlich über den Terro-
rismus (RAF, 9/11 usw.), um am Ende des
Kapitels lediglich festzustellen, dass nur ein
indirekter Zusammenhang zwischen dem
Klimawandel und Terrorismus bestehe. Ins-
gesamt fallen in dem Buch einige Stellen auf,
an denen Aspekte abgehandelt werden, die
bereits in vorherigen Kapiteln umfangreich
dargestellt wurden. An diesen Stellen
 erlahmt die Lesefreude etwas, da nicht er-
kennbar ist, welchen zusätzlichen Erkennt-
nisgewinn diese Wiederholungen bringen.
Ein etwas rigideres Lektorat hätte hier nicht
geschadet.
Von diesen kleineren Kritikpunkten abgese-
hen, ist Welzers Buch sehr lesenswert. Er be-
schreibt anschaulich, dass der durch den
Klimawandel hervorgerufene bzw. beschleu-
nigte Zerfall von Staatlichkeit in weiten Ge-
bieten der sogenannten Dritten Welt zum
Entstehen von Gewaltökonomien führt.
Diesen Gewaltökonomien ist gemeinsam,
dass alle am Konflikt (meist Bürgerkrieg) be-
teiligte Parteien kein Interesse an der Been-
digung des Konflikts haben, sondern von
ihm profitieren und daher seine Fortdauer
fördern. Durch den Klimawandel wird aus
Welzers Sicht der Ausnahmezustand Bür-
gerkrieg in vielen Gebieten der Dritten Welt
zum Normalzustand werden. Als Beispiel
dafür dient Welzer der Konflikt von Darfur,
den er als Vorbote solcher klimawandelbe-
dingten Konflikte sieht. Die Folgen des Kli-

mawandels, u.a. Dürren, Überschwemmun-
gen und Wüstenbildung, führen dazu, dass
die bisher in diesen Regionen betriebene
Landwirtschaft nicht mehr ausreicht, um die
dort lebende Bevölkerung zu versorgen. Als
Konsequenz erscheint Vielen, die vorher von
der Landwirtschaft lebten, die Teilnahme an
der Gewaltökonomie als rationale Verhal-
tensweise, um ihr Überleben zu sichern.
Die Akteure der Gewaltökonomien auf der
südlichen Halbkugel handeln, jedenfalls so-
weit sie auf die Folgen des Klimawandels rea-
gieren, unter Bedingungen, die der Norden
gesetzt hat. Denn für den Klimawandel, so
weit er heute schon in den Entwicklungslän-
dern stattfindet, sind fast ausschließlich die
Industrienationen verantwortlich. Diejeni-
gen, die heute am stärksten unter dem Kli-
mawandel leiden, haben fast nichts zu ihm
beigetragen. Zu dieser Paradoxie gehört
auch, dass die Verursacher des Klimawan-
dels über die Mittel verfügen, die Folgen des
Klimawandels abzumildern. Nicht verwun-
derlich ist daher, dass es Migrationsbewe-
gungen vom Süden in den Norden gibt und
verstärkt geben wird, da die von den Folgen
des Klimawandels betroffenen Regionen im
Süden ihren Bewohnern nicht mehr ausrei-
chende Grundlagen zum Überleben bieten

werden. Der Norden, der von einer mode-
raten Klimaerwärmung zunächst sogar pro-
fitieren könnte, wird damit zum Ziel der
Klimaflüchtlinge aus dem Süden. Welzer
schildert dazu die bereits getroffenen Ab-
wehrmaßnahmen der EU und der USA, mit
denen diese versuchen, die Klimaflüchtlinge
möglichst noch vor Erreichen des eigenen
Territoriums aufzuhalten. Dabei bedienen
sich die reichen Länder der Mithilfe von
„Drittstaaten“ wie Marokko oder Libyen,
ohne dass man die Mittel, die diese Staaten
zur Eindämmung des Flüchtlingstroms ein-
setzen, allzu genau kennen möchte.
Den Abschluss des Buches bilden zwei
Schlusskapitel: in einem schildert Welzer
eine optimistische Variante der zukünftigen
Entwicklung, in der es gelingt, die Folgen
des Klimawandels durch ein soziales Um-
denken im Norden einzudämmen. In dem
anderen Schlusskapitel schildert Welzer die
pessimistische Variante, in der die Folgen
des Klimawandels nicht ausreichend be-
kämpft werden, da es die Industriegesell-
schaften in der knappen verbleibenden Zeit
nicht schaffen, ein grundlegend anderes
ökonomisches und kulturelles Modell zu
wählen. In dieser Variante ist dann auch der
Untergang einzelner Gesellschaften oder
sogar der Gattung Mensch für Welzer denk-
bar. Beim Lesen der Schlusskapitel wird
klar, dass Welzer die pessimistische Variante
für realistisch hält (sie ist mit den Worten
„Optimismus ist ein Mangel an Informa-
tion“ überschrieben), und die optimistische
Variante möglicherweise nur eingefügt hat,
um einen Lichtblick zu bieten. Der Mangel
an Überzeugung, der der optimistischen Va-
riante anzumerken ist, macht dieses Schluss-
kapitel allerdings auch weniger lesenswert.
Als Fazit bleibt festzuhalten, dass die Lek-
türe dieses Buches sehr lohnenswert ist, da
es sich kenntnisreich und intensiv mit den
sozialen Konsequenzen des Klimawandels
befasst und drastisch die sozialen Folgen der
Erderwärmung darstellt.

Harald Welzer (2008): Klimakriege. Wofür
im 21. Jahrhundert getötet wird.
Frankfurt am Main: S. Fisher. 300 Seiten.
ISBN: 3100894332. Preis: 19.90 €.

Harald Welzer: 
Klimakriege. Wofür im 21. Jahrhundert getötet wird

Rezensiert von Adrian Schell
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von Burns H. Weston
Direktor und Leiter der Forschungsgruppe,
Climate Legacy Initiative
Gastprofessor für Internationales Recht und Po-
litik, Vermont Law School
Bessie Dutton Murray Professor emeritus für
Rechtswissenschaften und Senior Scholar am
Zentrum für Menschenrechte; Universität
Iowa.
und Tracy Bach
Stellvertretende Direktorin und Forschungsbe-
auftragte der Climate Legacy Initiative,
Professorin für Recht, Vermont Law School

ie Klimaerbe-Initiative (engl. Cli-
mate Legacy Initiative, CLI) ist
ein gemeinsames Projekt des En-

vironmental Law Center der Vermont Law
School und des Center for Human Rights
der Universität Iowa (UICHR). Die CLI
wurde im Frühjahr 2007 mit dem Ziel ge-
gründet, zu erforschen und zu analysieren,
inwiefern gängiges Recht (nationales, aus-
ländisches, internationales und traditionel-
les Recht Eingeborener) ethische Rechte und
Pflichten zwischen gegenwärtigen und zu-
künftigen Generationen hinsichtlich ökolo-
gischer Fragestellungen konzeptualisiert und
kodifiziert. Die Gründung der CLI ist eine
Reaktion auf den Klimawandel. Wie wir
wissen, bedroht die vom Menschen erzeugte
Kohlenstoffkonzentration in der Atmo-
sphäre das Leben auf der Erde. Von dieser
Situation ausgehend und auf der Arbeit von
Professor Edith Brown Weiss aufbauend [In
Fairness to future Generations (1989)], ver-
sucht die CLI spannende und generell wenig
erforschte rechtliche Fragen zu beantworten:
Ist es nach US-Recht, dem Recht anderer
Staaten, dem Recht eingeborener Völker
und/oder dem internationalem Recht mög-
lich, Rechte zukünftiger Generationen auf
ein saubere, gesunde und nachhaltige Um-
welt festzusetzen? Kann das Gesetz gegen-
wärtigen Generationen eine Abgabe
auferlegen, die als Klimaerbe an folgende
Generationen übergegeben wird?
Im Frühjahr 2009 veröffentlichte die CLI
ein 108 Seiten umfassendes Strategiepapier,
das durch weitere 624 Seiten mit zusätzli-

chen Hintergrundartikeln (Anhang A) und
Empfehlungen (Anhang B) ergänzt wird,
welche die Forschung der CLI dokumentie-
ren. Unter dem Titel Recalibrating the Law of
Humans with the Laws of Nature: Climate
Change, Human Rights, and Intergeneratio-
nal Justice (nur auf Englisch verfügbar) de-
monstrieren die Forscher, dass ökologischer
Schutz für zukünftige Generationen und sich
darauf beziehende, heute zu leistende Begleit-
maßnahmen von plausiblen und überzeugen-
den eorien der sozialen Gerechtigkeit
unterstützt werden (besonders, wenn die
eorien auf Respekt gegründet sind, dem
zentralen Wert der Menschenrechte). Des
Weiteren herrscht Übereinstimmung darüber,
dass wir Folgendes tun sollten: a) die Vielfäl-
tigkeit der natürlichen und kulturellen Res-
sourcenoptionen bewahren, so dass sie
vergleichbar mit denen vorangegangener
Generationen sind; b) die Qualität des Pla-
neten erhalten, so dass er in einem keinen
schlechteren Zustand an folgende Genera-
tionen übergeben wird, als zu jenem Zeit-
punkt war, als er selbst entgegengenommen
wurde; und c) den Mitgliedern gegenwärti-
ger Generationen einen angemessenen Zu-
griff auf die Hinterlassenschaft vergangener
Generationen einräumen und zukünftigen
Generationen ebenfalls diesen Zugriff si-
chern.
Am Ende der Analyse kommt das Strategie-

papier jedoch zu dem Schluss, dass diese
Empfehlungen viel zu begrenzt in Bezug auf
ihre Wirksamkeit und Umsetzbarkeit sind,
um sich den Problemen des beunruhigen-
den und potentiell katastrophalen Klima-
wandels zu stellen.
In diesem Sinne ruft das Strategiepapier zu
einem generellen Paradigmenwechsel im
rechtlichen Denken und Handeln im Hin-
blick auf die Umwelt auf. Es tritt für neue
rechtliche Normen, Institutionen und Pro-
zeduren ein, die ökologischen Rechten und
Interessen zukünftig zumindest einen eben-
bürtigen Stellenwert neben hauptsächlich
marktorientierten Normen und Praktiken
einräumen, die heutzutage zwar weltweit
herrschen, jedoch während der vergangenen
Industriellen Revolution des 19.Jahrhun-
derts sowie gemäß damaligen Prioritäten
und Interessen gefertigt wurden. „Der ge-
genwärtige und drohende Klimawandel“,
schreiben Weston und Bach, „bringt uns
dazu, den gänzlich unangenehmen Bildern
einer Nicht-Zukunft von Angesicht zu An-
gesicht gegenüber zu stehen. […] ‚Business-
as-usual‘ erscheint nun als irreversibles
Experiment mit der einzigen Atmosphäre,
die die Menschen besitzen.“
Das Strategiepapier schließt deshalb daraus,
dass unsere Welt, wenn sie dem Klimawan-
del begegnen will, eine starke Dosis an in-
tellektuellem und moralischem Wagemut
braucht, um „eine ökologische Hinterlas-
senschaft […], die unseren Kindern, Enkel-
kindern und Urenkeln und anderen
zukünftigen Generationen nützt. […]“ zu
garantieren. Zu diesem Zweck ruft es zu Ge-
richtsentscheidungen über ausgewählte Fälle
und einer Neuinterpretation bestehender
Gesetze auf, welche sich auf die Kostbarkeit
aller Lebewesen der Erde beziehen. Mit der
Absicht Dialog und Innovationen anzuregen
– nicht vorwegzunehmen –, mahnt das Stra-
tegiepapier zu sechzehn rechtlichen Initiati-
ven, „die eine Erbschaft ökologischer
Gerechtigkeit für zukünftige Generationen
zurücklassen“, welche durch das Ideal einer
sauberen, gesunden und nachhaltigen glo-
balen Umwelt für alle definiert werden.
Unter ihnen sind folgende: 

Das Recht der Menschen an die Rechte der Natur anpassen:
Klimawandel, Menschenrechte und Generationengerechtigkeit

D

JFG_09_07_deutsch  26.02.10  09:50  Seite 124



125

• die Einführung von staatlichen und na-
tionalen Verfassungs- und Gesetzesänderun-
gen, die die Rechte derzeitiger und
zukünftiger Generationen auf eine saubere,
gesunde und nachhaltige Umwelt festschrei-
ben;

• der Erlass von staatlichen Umweltschutz-
verordnungen als Schutz und Stärkung, und
einer nationalen Umwelthinterlassenschaft
als Ergänzung der bereits existierenden, aber
schwachen nationalen Umweltschutzbe-
stimmungen, insbesondere des US-amerika-
nischen Umweltschutzaktes;

• die Einführung von cap-and-trade-
Bestimmungen für die Verteilung von Ener-
gieeffizienz;

• das Schaffen von Atmosphärentreuhand-
fonds und anderen Umwelttreuhandfonds,
um gemeinsame ökologische Bestände auf-
rechtzuerhalten und zu schützen;

• die Erweiterung des öffentlichen Treu-
handgrundsatzes über seine begrenzte An-
wendung hinaus mit dem Ziel, die gesamte
Umwelt für derzeitige und kommende Ge-
nerationen zu gewährleisten;

• die Einsetzung rechtlicher Vertreter für
künftige Generationen und die Sicherstel-
lung ihrer angemessenen Ausbildung und
Zertifizierung

• die Einführung von UN-Resolutionen,
die darauf abzielen, ökologische Rechte und
Interessen gegenwärtiger und zukünftiger

Generationen zu sichern, indem sie zur Ein-
richtung der Atmosphäre als globales
 Gemeingut aufrufen, das durch Vorsicht-
sprinzipien und starke Durchsetzungskraft
geschützt wird; und

• die Feinabstimmung der internationalen
Handelsregeln auf die ökologischen Bedürf-
nisse und Interessen zukünftiger Generatio-
nen.

“Es ist ausgeschlossen,“ stellt das CLI-Stra-
tegiepapier fest, „dass ohne innovative sowie
effektive rechtliche und strategische Aktivi-
tät kreative Antworten auf das Problem des
Klimawandels gefunden werden können“.

Weiterführende Links: 
http://www.vermontlaw.edu/x8415.xml
http://www.vermontlaw.edu/Documents/
CLI Policy Paper/CLI_Policy_Paper.pdf

Die SRzG ist auf der Suche nach deutsch-
und englischsprachigen Artikeln für die
demnächst erscheinende Ausgabe 1/2010
des Journals für Generationengerechtigkeit
mit dem ema:
Wege zur gesetzlichen Durchsetzung von
Generationengerechtigkeit

Demokratien – sowohl repräsentative als
auch direkte – stehen einem strukturellen
Problem gegenüber: Sie tendieren dazu, die
Gegenwart der Zukunft vorzuziehen. Zu-
künftige Personen sind noch nicht geboren
und können deshalb nicht in den heutigen
Entscheidungsfindungsprozess einbezogen
werden. Das Prinzip der deliberativen De-
mokratie in seiner engsten Form kann mit
Generationengerechtigkeit kollidieren. Im
Werben um Stimmen muss sich jede Partei
auf die Vorlieben der gegenwärtigen Wäh-
lerschaft konzentrieren. Wenn Politiker aller
Parteien über die nächste Wahl hinaussehen
wollen, werden sie im Wettbewerb mit ihren
kurzfristig orientierten politischen Gegnern
benachteiligt. Dies kann zu einer kurzfristi-
gen Orientierung des ganzen politischen Sy-
stems führen.

Diese JfGG-Ausgabe behandelt Möglichkei-
ten, um Demokratie und Generationenge-
rechtigkeit (oder Nachhaltigkeit, wenn sie
im Sinne einer Gewährleistung der Bedürf-
nisse zukünftiger Generationen verstanden
wird) miteinander in Einklang zu bringen.
Dazu müssen die Anliegen kommender Ge-
nerationen im Entscheidungsfindungspro-
zess von heute institutionalisiert werden.
Konflikte zwischen den Interessen heutiger
und zukünftiger Generationen treten vor
allem in zwei Bereichen auf: Umwelt und Fi-
nanzpolitik. Das Scheitern des Klima-Gipfels
in Kopenhagen hat offenbart, dass die Welt
noch nicht über angemessene Mechanismen
verfügt, um die Anliegen kommender Gene-
rationen in den heutigen Entscheidungsfin-
dungsprozess einzubeziehen. Wachsende
Budgetdefizite und hohe Staatsverschuldung
werden die Interessen kommender Genera-
tionen sehr wahrscheinlich ebenfalls verlet-
zen. In den letzten zwei Jahren sind die
Defizite in fast allen Ländern rapide gestie-
gen. Deshalb konzentriert sich die anstehende
JfGG-Ausgabe auf die Durchsetzung von Ge-
nerationengerechtigkeit in den beiden Berei-
chen Ökologie und finanzielle Solidität. 

Zentrale Fragen sind:
- Welche Modelle zur gesetzlichen Durch-
setzung von Generationengerechtigkeit
und/oder Nachhaltigkeit existieren auf na-
tionaler, europäischer und internationaler
Ebene?
- Welche Form ist am ehesten angebracht
und wieso? Wie sehen neue und innovative
Ansätze aus? Welche Rolle könnten NGOs
und IGOs spielen?
- Welches Verständnis von Nachhaltigkeit
und Generationengerechtigkeit kommt in
den EU-Dokumenten (v.a. der EU-Strategie
2020) zum Ausdruck?
- Was hat sich tatsächlich in den Ländern
verändert, die die Prinzipien der Generatio-
nengerechtigkeit und/oder Nachhaltigkeit
mit entsprechenden Zusätzen in ihre Verfas-
sungen aufgenommen haben? Welche Sank-
tionen gibt es bei Verstößen gegen die
Verfassungsklauseln?
- Anhand welcher Kriterien können Insti-
tutionen, die Generationengerechtigkeit ga-
rantieren sollen, beurteilt werden, wie
beispielsweise der Ombudsmann für zu-
künftige Generationen in Ungarn?
- Welche Länder weisen die besten Ergeb-
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nisse für ökologische Nachhaltigkeit (be-
sonders Klimaschutz) und gesunde Staatsfi-
nanzen auf? Gibt es einen Zusammenhang
zwischen der rechtlichen Verankerung von
Generationengerechtigkeit und diesen Lei-
stungen? Wie könnte diese gemessen wer-
den?
- Wie lauten angemessene legale Definitio-
nen, zum Beispiel für ,Generation’, ,interge-
nerativ’ und so weiter?

Mehr Informationen auf der SRzG-Web-
seite.

Die SRzG ist auf der Suche nach deutsch-
und englischsprachigen Artikeln für die
demnächst erscheinende Ausgabe 2/2010
des Journals für Generationengerechtigkeit
mit dem ema:
Generationengerechtigkeit und die  Geißel
Krieg

Die Charta der Vereinten Nationen (VN),
die am 26. Juni 1945 in San Francisco un-
terzeichnet wurde, beginnt mit den Worten:
“Wir, die Völker der vereinten Nationen - fest
entschlossen, künftige Geschlechter vor der Gei-
ßel des Krieges zu bewahren, die zweimal zu
unseren Lebzeiten unsagbares Leid über die
Menschheit gebracht hat […]”. Die Charta
wurde offensichtlich unter dem Eindruck
der Folgen des zweiten Weltkrieges unter-
zeichnet, des historischen Ereignisses, wel-
ches den schärfsten Absturz menschlicher
Wohlfahrt in der Geschichte zur Folge hatte.
Seitdem haben sich die Prioritäten aufgrund
einer Ära nie dagewesenen Friedens in der
OECD Welt, aber auch auf dem Globus ins-
gesamt, verschoben. Obwohl inzwischen
nicht weniger als 192 Staaten die Charta der
VN unterschrieben haben, verwüsten be-
waffnete Konflikte immer noch große Teile
der Welt, insbesondere in Afrika, im Nahen
Osten und in Zentralasien. Laut den Ergeb-
nissen der Arbeitsgemeinschaft Kriegsursa-
chenforschung (AKUF) in Hamburg, hat
sich die Zahl der Konflikte seit dem Ende
des zweiten Weltkrieges sogar erhöht, wobei
innerstaatliche Konflikte die Statistik zu-
nehmend anführen.
Das Fortdauern der Institution ‚Krieg‘
könnte die größte Bedrohung für zuküftige
Generationen sein. Seine negativen Auswir-
kungen für die Zukunft von Gesellschaften
liegen auf der Hand. Abgesehen von den di-
rekten Opfern des Krieges, und ihren po-
tentiellen Nachfahren die nie geboren
werden, reichen traumatisierte Soldaten und

Opfer ihre psychologischen Folgeschäden in
ihrer Rolle als Eltern an die kommenden
Generationen weiter. Weiterhin haben neue
Formen innerstaatlicher Konflikte eine we-
sentlich höhere Dauer im Vergleich zu klas-
sischen zwischenstaatlichen Konflikten und
schädigen die Gesellschaften, Ökonomien
und staatlichen Strukturen der betroffenen
Länder auf Jahrzehnte hinaus. Daher gehen
heutige innerstaatliche Konflikte mit einer
wesentlich höheren Beeinträchtigung der
zukünftigen Generationen einher als klassi-
sche Staatenkriege mit klar bestimmten
Kriegsparteien, die im Normalfall mit einem
Waffenstillstand oder Friedensvertrag enden.
Offensichtlich ist das Problem, vor das die
„Geißel des Krieges“ die Menschheit stellt,
noch längst nicht gelöst. In diesem Zusam-
menhang ist es umso erstaunlicher, dass Stu-
dien zu Generationengerechtigkeit das
ema bislang vernachlässigt haben, zumal
die VN Charta explizit die künftigen Gene-
rationen als Adressaten ihrer entschlossenen
Forderung, die Kriege zu beenden, nennt.
Die Ausgabe 2/2010 des Journals für Gene-
rationengerechtigkeit wird diese Fragen the-
matisieren, mit dem Ziel, die Grundlagen
für eine tiefgehende Diskussion der Frie-
denspolitik im Rahmen von Generationen-
gerechtigkeit zu schaffen. Die Ausgabe soll
das Verhältnis der Rechte heutiger und
künftiger Generationen auf ein Leben in
Frieden klären, die Rolle humanitärer Inter-
ventionen im Rahmen des Kapitels VII der
VN Charta und von Interventionen im
 Allgemeinen unter Berücksichtigung von
Konfliktmanagement, Peacebuilding, Peace-
keeping, State und Nation Building anspre-
chen. In Anbetracht der besonderen
Gefahren, welche durch die Existenz von
Massenvernichtungswaffen für die Zukunft
der Menschheit entstehen, sind auch die Ab-
schaffung und Ächtung atomarer, biologi-
scher und chemischer Waffen ein wichtiger
Bestandteil dieses emenkomplexes.

Mehr Informationen auf der SRzG-Web-
seite.

Die SRzG ist auf der Suche nach deutsch-
und englischsprachigen Artikeln für die
2010 erscheinende Ausgabe des Journals für
Generationengerechtigkeit mit dem ema:
„Möglichkeiten und Grenzen kooperati-
ver Problemlösungen in der Parteien -
demokratie“
Die Entscheidungsfindung im politischen
System Deutschlands ist komplex. Schon

die Koalitionspartner in einer Mehrpartei-
enregierung vertreten mit Blick auf die
nächsten Wahlen parteipolitische Eigenin-
teressen. Bei entsprechenden Mehrheitsver-
hältnissen wird die Opposition zum
Vetospieler im Bundesrat. Die Verflechtung
von Bundes- und Landeskompetenzen er-
möglicht eine parteipolitisch motivierte
Blockade, auch über Medien, Verbände und
Gewerkschaften können Parteien gegen ge-
plante Entscheidungen mobilisieren. Vor
allem finanzielle Einschnitte und langfristig
angelegte Investitionen fallen der Parteien-
konkurrenz zum Opfer: Kurzfristig scheint
es nicht rational, die Verantwortung für un-
populäre Entscheidungen (mit-) zutragen,
sondern erstrebenswert, die eigene Partei als
Vertreter der Partikularinteressen der Wäh-
lerschaft zu profilieren. Diese Mechanismen
verhindern bisweilen eine sachorientierte
Zusammenarbeit. Das Ausbleiben von –
kostspieligen – Reformen im Bildungs-
 system oder die Aufgabe von Klimaschutz-
zielen zugunsten einer Förderung rück -
ständiger Industrien sind Beispiele, die
 illustrieren, dass häufig zukunftsorientierte
Maßnahmen von einzelnen Parteien
 blockiert werden. Insbesondere zukünftige
und nachrückende Generationen werden
also durch fehlende sachorientierte Zusam-
menarbeit der Parteien benachteiligt. Wie
kann eine solche Kooperation der Parteien
gefördert und „Opposition um der Opposi-
tion willen“ eingedämmt werden? 

Hinweis: Das ema „Möglichkeiten und
Grenzen kooperativer Problemlösungen
in der Parteiendemokratie“ ist auch das
ema des 5. Generationengerechtigkeits-
Preises in Höhe von 10.000 Euro. Die Ein-
sendefrist endet am 01.September 2010.

Mehr Informationen auf der SRzG-Web-
seite.

Aufgrund der hohen Arbeitsbelastung hat
sich der Vorstand der SRzG dazu entschlos-
sen, die Zeitschrift nur noch in halbjährli-
chen Abständen herauszubringen. Nur so
kann die Qualität der Zeitschrift in beiden
Sprachen gewährleistet werden. Mit Rück-
fragen zu der Entscheidung können Sie sich
jederzeit an editors@jgjr.org wenden.
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Das Journal für Generationengerechtigkeit
(JfGG) erscheint vierteljährlich in englischer
und deutscher Sprache und publiziert Artikel,
nachdem sie ein Peer-Review Verfahren durch-
laufen haben. Das Editorial-Board setzt sich
auch 50 internationalen Experten zusammen,
die aus zehn verschiedenen Ländern stammen,
und dabei neun Disziplinen repräsentieren.
Das JfGG (ISSN 1617-1799) wird nicht nur
von der Wissenschaftsgemeinde gelesen, son-
dern auch von Parlamentsmitgliedern, Ent-
scheidungsträgern aus der Wirtschaft und
Personen, die ein generelles Interesse an gene-
rationenübergreifender Gerechtigkeit besitzen.
Die Internetausgabe ist kostenlos, das Jahres-
abo der gedruckten Ausgabe kostet 25 Euro.
Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate zum
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Mitglied werden!
Einfach ausfüllen und in die Post 
oder an Fax-Nr. (0 61 71) 95 25 66

SRzG - Stiftung für die Rechte 
zukünftiger Generationen
Postfach 5115
61422 Oberursel

Antrag auf Fördermitgliedschaft
Hiermit beantrage ich die Mitgliedschaft im Förderverein der „Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen“.

Name Vorname

Straße PLZ/Stadt

Telefon Fax

E-mail Geburtsdatum

Mitgliedschaft in sonstigen Organisationen, v.a. Parteien

Beruf (Angabe freiwillig)

Ich interessiere mich besonders für (Mehrfachnennungen möglich):

eorie der Generationengerechtigkeit Arbeitswelt

Generationengerechtigkeit in der Verfassung Bildung

Ökologie Kinder- und Jugendlichenrechte

Staatsverschuldung Unternehmen und Generationengerechtigkeit

Rentenversicherung Demografie

Warum wollen Sie Mitglied des SRzG-FV werden?

Wie haben Sie von der SRzG erfahren?

Jedes Mitglied soll seinen Jahresbeitrag nach Leistungsfähigkeit selbst festsetzen, wobei allerdings für Unterdreißigjährige ein Min-
destbeitrag von 25 Euro, und für Ältere von 50 Euro gilt. Bitte Einzugsermächtigung ausfüllen oder überweisen auf das Konto „SRzG,
Kto.-Nr. 803955580, GLS Bank eG (BLZ 430 609 67)“ 

Ort und Datum Unterschrift

EINZUGSERMÄCHTIGUNG
Hiermit ermächtige ich die Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen (SRzG), meinen Förderbeitrag (Spende) in Höhe von
_______€ jährlich bei Fälligkeit (im Dezember) zu Lasten meines/unseres (bei Gemeinschaftskonten) Kontos mittels Lastschrift bis
auf Widerruf einzuziehen. Wenn mein/unser Konto die erforderliche Deckung nicht aufweist, besteht seitens der kontoführenden Bank
keine Verpflichtung zur Einlösung.

Name Vorname

Straße PLZ/Ort

Konto-Nummer des Mitglieds bei der (Name der Bank)

Bankleitzahl

Ort und Datum Unterschrift

Weitere Informationen unter Tel.: 06171/ 982367, www.srzg.de, e-mail: kontakt@srzg.de. Vielen Dank für Ihre Unterstützung!

SRzG, Postfach 5115, 61422 Oberursel, PVSt., DPAG, Entgelt bezahlt, D 54906
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